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Beginn: 10.31 Uhr.

Präsident Wernstedt:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, guten
Morgen!

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsi-
dent!)

Ich eröffne die 59. Sitzung im 25. Tagungs-
abschnitt des Niedersächsischen Landtages der
14. Wahlperiode und bitte Sie, Ihre Plätze einzu-
nehmen sowie die Gespräche einzustellen.

Die Beschlussfähigkeit wird zu gegebener Zeit
festgestellt.

Zur heutigen Tagesordnung folgende Bemerkun-
gen: Wir beginnen die heutige Sitzung mit dem
Tagesordnungspunkt 16, den Dringlichen Anfra-
gen. Nachdem die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen ihre Anfrage in der Drucksache 1920 zurück-
gezogen hat, behandeln wir unter diesem Tages-
ordnungspunkt nur noch eine Anfrage, nämlich die
der Fraktion der CDU in der Drucksache 1918.
Anschließend setzen wir die Beratung in der Rei-
henfolge der Tagesordnung fort. Die heutige Sit-
zung soll gegen 18.45 Uhr enden.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst bis spätestens morgen
Mittag, 12 Uhr, wird erinnert.

Es folgen geschäftliche Mitteilungen durch die
Schriftführerin.

Schriftführerin Hansen:

Es haben sich entschuldigt von der Landesregie-
rung Ministerin für Frauen, Arbeit und Soziales,
Frau Merk, bis etwa 15.30 Uhr, von der Fraktion
der SPD Herr Bontjer und von der Fraktion der
CDU Herr Meier.

Präsident Wernstedt:

Wir kommen damit zu

Tagesordnungspunkt 16:
Dringliche Anfragen

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat - wie
gerade erklärt - ihre Dringliche Anfrage zurückge-
zogen.

Es geht damit jetzt um die Dringliche Anfrage

a) Ausverkauf bei der Preussag AG darf
keine Standorte und Arbeitsplätze gefähr-
den - Antrag der Fraktion der CDU - Drs.
14/1918

Die Dringliche Anfrage bringt der Kollege Eppers
ein.

Eppers (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zur Finanzierung des Erwerbs des briti-
schen Reiseunternehmens Thomson Travel hat die
Preussag AG auf ihrer Aufsichtsratssitzung am
5. Oktober 2000 beschlossen, sich neben dem
Verkauf von 14.000 Wohnungen der früheren
Salzgitter AG auch von wichtigen Industriebeteili-
gungen zu trennen.

Von dem geplanten Verkauf sind auch niedersäch-
sische Standorte wie z. B. Goslar und Bad Bent-
heim betroffen und damit möglicherweise auch die
dortigen Arbeitsplätze gefährdet. Die Landesregie-
rung trägt eine besondere soziale Verantwortung
für die Sicherung der Arbeitsplätze an niedersäch-
sischen Standorten.

Wir fragen daher die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung die Ver-
kaufsabsichten der Preussag AG im Hinblick auf
die Auswirkungen auf Standorte und Arbeitsplät-
ze?

2. Inwieweit und seit wann ist die Landesregierung
in die Pläne der Preussag AG eingebunden?

3. Welche Vorsorge hat die Landesregierung zur
Sicherung von Standorten und Arbeitsplätzen
getroffen?

Präsident Wernstedt:

Die Antwort erteilt der Herr Ministerpräsident.

Gabriel, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will
selbst zu dieser Anfrage Stellung nehmen, weil ich
glaube, dass wir am Beispiel dieser Dringlichen
Anfrage vielleicht einmal damit beginnen sollten,
im Niedersächsischen Landtag über die Frage zu
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diskutieren, wie wir in unserem Land eigentlich
mit Unternehmen umgehen wollen,

(Zustimmung von Biel [SPD])

die für dieses Land eine strukturbestimmende
Bedeutung haben,

(Beifall bei der SPD)

und sicherlich auch darüber, wie wir mit den Auf-
trägen der sozialen Marktwirtschaft umgehen
müssen und

(Zuruf von Wulff (Osnabrück)
[CDU])

wie ehrlich wir mit den Bürgerinnen und Bürgern
dieses Landes umgehen wollen,

(Frau Schliepack [CDU]: Sehr wahr!)

wenn wir auf der einen Seite in den wirtschaftspo-
litischen Grundsatzreden jeweils über Globalisie-
rung, Wettbewerbszwänge, die Notwendigkeit der
Veränderung sprechen und ihnen auf der anderen
Seite offenbar auch vormachen wollen - so jeden-
falls scheint mir diese Anfrage angelegt zu sein -,

(Wulff (Osnabrück) [CDU]: Das ist ja
unglaublich!)

dass dies keine Konsequenzen habe.

(Wulff (Osnabrück) [CDU]: Das ist ja
unglaublich!)

Ich würde mich freuen, wenn es gelänge, dies in
der nächsten Runde nicht über Anfragen zu ma-
chen, sondern wenn dieses Thema zwischen den
Fraktionen und der Regierung

(Erneuter Zuruf von Wulff (Osna-
brück) [CDU])

im Landtag einmal grundsätzlich erörtert werden
könnte. Ich finde schon, dass die Menschen in
Niedersachsen und auch die Unternehmen ein
Recht darauf haben, zu wissen - - -

(Wulff (Osnabrück) [CDU]: Können
Sie sich eigentlich noch an Ihre
Dringliche Anfrage zur Preussag erin-
nern, als Sie Fraktionsvorsitzender
waren, Herr Gabriel?)

Präsident Wernstedt:

Lassen Sie den Ministerpräsidenten erst einmal
ausreden!

Gabriel, Ministerpräsident:

Ich kann verstehen, dass der Kollege Wulff nervös
wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir können das ohne
Häme machen. Ich meine, es ist ein Anspruch der
Menschen und der Unternehmen in diesem Land,
zu wissen, welche wirtschaftspolitischen Grund-
satzvorstellungen die Parteien und die Regierung
in Niedersachsen haben, und an diesem Beispiel
könnte man diese Debatte gut beginnen.

Mit der TUI-Group der Preussag in Niedersachsen
und in Hannover haben wir hier das größte Touris-
tikunternehmen der Welt. In diesen Minuten gibt ja
der Vorstandsvorsitzende der Preussag auf einer
Pressekonferenz bekannt, dass das Unternehmen
den französischen Marktführer Nouvelles Fron-
tières erwirbt und damit seine Marktposition weiter
verbessert.

Vor allem in Europa ist der Tourismus weitgehend
eine boomende Branche. Allein in Deutschland
betragen die Bruttoreisenausgaben schon heute
mehr als 80 Milliarden DM pro Jahr, und sie wer-
den in den kommenden Jahren ein Wachstum von
fast 4 % aufweisen.

Die Chancen dieses neuen Unternehmens, der
neuen Preussag, sind gewaltig: 12 Milliarden Euro
Umsatz - das ist mehr als doppelt so viel wie der
nächstgrößere Wettbewerber in Europa hat -,
Marktführer in allen touristischen Quellmärkten
Europas, eine starke Position in den neuen Ver-
triebskanälen Call-Center und E-Commerce, eine
Flotte von 93 Flugzeugen - für Niedersachsen mit
dem Flughafen Hannover und dem Sitz von Hapag
Lloyd ja nicht ganz uninteressant - und fast
120.000 Hotelbetten weltweit.

(Möllring [CDU]: Was hat das mit der
Anfrage zu tun?)

Niedersachsen leidet seit Jahrzehnten darunter, in
den Wachstumsbranchen zu wenig Unternehmen
und Konzernzentralen im Land zu haben.

Zu Recht weisen die Vertreter von Wirtschaft und
Wissenschaft immer wieder darauf hin, dass Ko-
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operationen, Public Private Partnership und auch
Forschung und Entwicklung in unserem Land unter
dieser strukturellen Schwäche leiden. Vor allem
aber führt dies zu einem Mangel an Zukunftsper-
spektiven für hoch qualifizierte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter; sie wandern ab und verschlechtern
damit die Struktursituation unseres Landes.

Diese Strukturschwäche langfristig zu überwinden,
ist eine nicht ganz einfache Aufgabe. Forschung
und Entwicklung, die Verzahnung von Wissen-
schaft und Wirtschaft und eine möglichst hohe
Dichte an Bildungs- und Wissenschaftseinrichtun-
gen gehören dabei zu den zentralen Aufgaben, um
als Standort für Zukunftsmärkte attraktiv zu blei-
ben.

Aber, meine Damen und Herren, was auch dazu
gehört, sind ein wirtschaftspolitisches Klima und
ein angemessener Umgang mit den Unternehmen,
die wir Gott sei Dank noch bei uns haben.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der
CDU: Eben!)

Diese wirklich sehr alte wirtschaftspolitische
Weisheit scheinen Teile der Unionsfraktion in
diesem Landtag inzwischen vergessen zu haben.

(Plaue [SPD]: So ist das!)

Meine Damen und Herren, Sie können doch den
Menschen in Niedersachsen nicht ernsthaft vorma-
chen wollen, dass die Wandlung dieses früheren
Mischkonzern im Rohstoff- und Anlagenbereich
falsch oder gar aufzuhalten wäre. Wenn Sie das
wollen,

(Wulff (Osnabrück) [CDU]: Dazu sa-
gen wir gar nichts in der Anfrage!)

dann gefährden Sie viel mehr Arbeitsplätze in
Niedersachsen und in Deutschland, als Sie vorge-
ben hier schützen zu wollen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, damit ich nicht falsch
verstanden werde: Ich bin sehr wohl dafür, dass
wir eine Diskussion darüber führen, wie wir denn
die Regionen, die von solchen Umstrukturierungs-
prozessen gefährdet zu sein scheinen, begleiten
können und wie wir mit der Preussag über die
Frage diskutieren können, was wir z. B. an den
Standorten Bad Bentheim oder Goslar - auf der
einen Seite Deutag, auf der anderen Seite die
Fels-Werke - machen. Aber wir dürfen doch nicht

den Eindruck vermitteln - und das versucht die
Union hier seit Monaten -, dass bei der Preussag
unverantwortlich gehandelt würde, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Nachdem die CDU-Fraktion jahrelang über den
Volkswagen-Konzern und die Anteilseignerschaft
des Landes diskutiert hat - heute ist sie hoffentlich
froh darüber, dass wir die Anteile nicht aufgegeben
haben, weil wir den Konzern nur dadurch vor
feindlichen Übernahmen aus den Vereinigten
Staaten schützen können -, nachdem sich die CDU-
Fraktion monate- und jahrelang in heftigen Debat-
ten gegen die Übernahme der Salzgitter AG ge-
wandt hat und nachdem der Oppositionsführer hier
im Landtag die Führung der Norddeutschen Lan-
desbank wochen- und monatelang so massiv ange-
griffen hat,

(Beifall bei der SPD)

wird hier nun folgendes Strickmuster organisiert:
Da gibt es ein paar junge Abgeordnete, die sich
profilieren wollen.

(Heineking [CDU]: Zählen Sie dazu?)

Da weiß man, dass der Vorstandsvorsitzende der
Preussag der SPD angehört. Da weiß man auch,
dass hier im Landtag der Arbeitsdirektor der
Preussag sitzt.

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der
CDU: Und der ist auch noch Vorsit-
zender des Wirtschaftsausschusses!)

- Ich finde es schrecklich, dass jemand wie Herr
Möllring - beinahe hätte ich gesagt „Möllemann“,
aber er heißt ja „Möllring“ - öffentlich sagen kann:
Es ist schlimm genug, dass Vertreter dieses wichti-
gen Unternehmens z. B. auch hier im Landtag
sitzen. Was für eine wirtschaftspolitische Kompe-
tenz ist das eigentlich?

(Wulff (Osnabrück) [CDU]: Sie bla-
mieren sich bis auf die Knochen, Herr
Ministerpräsident!)

Meine Damen und Herren, ich habe nichts dage-
gen, dass wir im Wirtschaftsausschuss im Zusam-
menhang mit dem Verkauf der Wohnungen auch
über die Frage Bad Bentheim und die Fels-Werke
in Goslar diskutieren.
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(Zurufe von der CDU - Gegenruf von
Plaue [SPD]: Ihr seid ein Standortrisi-
ko da drüben! Sie sowieso, Frau Pa-
welski!)

Ich bin auch dafür, dass wir mit dem Vorstand der
Preussag diskutieren. Aber doch nicht nach dem
billigen Strickmuster, dass wir hier Leute, die einer
bestimmten Partei angehören, öffentlich an den
Pranger stellen und das Unternehmen in seiner
gesamten Struktur immer wieder öffentlich gefähr-
den.

(Beifall bei der SPD)

Die Preussag ist bereit, ihre soziale Verantwortung
für die betreffenden Standorte wahrzunehmen. Ich
gehe davon aus, dass das Unternehmen bei der
Suche nach neuen Eigentümern an den Standorten
erfolgreich und darüber hinaus auch weiterhin
bereit sein wird, darüber mit der Landesregierung
und sicherlich auch mit den Fraktionen hier im
Landtag in aller gebotenen Sachlichkeit zu disku-
tieren. Ich bitte aber auch darum, die Diskussion
über die soziale Verantwortung eines Unterneh-
mens nicht zu missbrauchen, um Parteipolitik zu
betreiben oder im Lande den Eindruck zu vermit-
teln - was meiner Meinung nach noch viel schlim-
mer wäre -, dass man diese Entwicklung ernsthaft
aufhalten kann. Das gehört meiner Meinung nach
zur Redlichkeit der Politik auch dort, wo es
schwierig ist wie z. B. in Bad Bentheim.

Ich bin froh darüber, dass es gelungen ist, das neue
Unternehmen am Standort Niedersachsen und
insbesondere hier in Hannover zu halten.

(Frau Schliepack [CDU]: Wie lange
denn noch?)

- Ich sage in aller Offenheit: Wenn diese Diskussi-
on in Niedersachsen so fortgesetzt wird, dann gibt
es für den Sitz dieses so wichtigen Unternehmens
mit Düsseldorf und Köln reale Alternativen, die
öffentlich bekannt sind.

(Plaue [SPD]: So ist das!)

Ich habe die herzliche Bitte, dass die Landesregie-
rung bei dem Versuch unterstützt werden sollte,
mit diesem Unternehmen zu kooperieren. Auf
keinen Fall sollte im Landtag jedoch eine Kon-
frontation organisiert werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin froh über die Zusage, dass Hapag-Lloyd
seinen Sitz in Hannover behalten soll. Ich bin
ferner froh darüber, dass jetzt auch der neue Reise-
sender im Internet mit rund 100 Beschäftigten am
Medienstandort Hannover, nicht aber an anderen
Standorten wie etwa Düsseldorf, Köln, München
oder Berlin entstehen soll.

(Beifall bei der SPD)

Dies geht aber nur, wenn man diese Kampagne
gegen das Unternehmen endlich beendet.

Dies vorausgeschickt, meine Damen und Herren,
beantworte ich die einzelnen Fragen der Oppositi-
on wie folgt:

(Oh! bei der CDU)

- Ja, meine Damen und Herren, ich kann nichts
dafür.

(Widerspruch bei der CDU - Gegen-
ruf von Plaue [SPD]: Wer hat denn
den Quatsch gefragt? Warum machen
Sie denn ein solches Theater im Rah-
men einer Dringlichen Anfrage? Das
ist doch unglaublich, was Sie hier in-
szenieren! )

Präsident Wernstedt:

Meine Damen und Herren, der Ministerpräsident
hat als Vertreter der Landesregierung das Recht,
seine Antwort vorzutragen,

(Möllring [CDU]: Aber kurz und
knapp!)

selbst dann, wenn Zweifel daran bestehen, ob das
alles zur Antwort gehört.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, nichts desto weniger
bitte ich darum, dass die Fragen jetzt beantwortet
werden, damit wir sogleich in das Fragespiel
einsteigen können.

Gabriel, Ministerpräsident:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
trägt weder für die Redebeiträge der Opposition in
der letzten Runde zum Thema Preussag die Ver-
antwortung noch für die Dringlichen Anfragen, die
die Opposition stellt.

(Beifall bei der SPD)
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Die Landesregierung ist der Auffassung, dass hier
in diesem Landtag dann, wenn außerhalb des
Landtags versucht wird, einen bestimmten Ein-
druck vom wirtschaftspolitischen Klima in diesem
Land zu erwecken, diskutiert werden muss. Die
Dringliche Anfrage der Opposition hat diesen
Eindruck nun einmal entstehen lassen.

Zu Frage 1: Die Preussag hat sich in Niedersachsen
bisher von Konzernteilen mit mehr als 10.000
Arbeitsplätzen getrennt. Zurzeit handelt es sich
noch um ca. 2.000 weitere Arbeitsplätze, die nach
den Plänen des Konzerns an andere Eigentümer
übergehen sollen. Bei den bisherigen Verkäufen in
den Bereichen Stahl, Bergbau sowie Anlagen- und
Schiffbau sind die vorhandenen Arbeitsplätze
weitgehend erhalten geblieben. Wir haben keiner-
lei Anlass, daran zu zweifeln, dass das Unterneh-
men auch bei den weiteren Verkäufen anstrebt, die
Arbeitsplätze mit anderen Eigentümern zu erhal-
ten.

Zu Frage 2: Die Landesregierung ist in die Ver-
kaufs- und Kaufverhandlungen selbstverständlich
nicht eingebunden. Sie ist darüber allerdings in-
formiert. Sie bewertet die Konzernstrategie der
Umgestaltung mit Käufen in den wachsenden
Bereichen Dienstleistung und Tourismus und dem
Abbau in den tendenziell schrumpfenden Märkten
Montan, Eisen und Stahl sowie Anlagen- und
Schiffbau grundsätzlich positiv.

Zu Frage 3: Da gegenwärtig von einer Gefährdung
der Arbeitsplätze nicht ausgegangen wird, sind wir
auch nicht der Auffassung, dass zum jetzigen
Zeitpunkt Debatten über das Unternehmen weiter
geführt werden müssen. Lassen Sie mich dazu aber
noch Folgendes sagen: Selbstverständlich ist die
Landesregierung der Auffassung, dass wir mit dem
Unternehmen über die Standorte und die mögli-
chen denkbaren Gefährdungen diskutieren müssen.
Das tun wir auch. Ich wäre froh darüber, wenn dies
auch der Niedersächsische Landtag in angemesse-
ner Form, nicht aber immer nur vor dem jeweiligen
parteipolitischen Hintergrund tun würde, um den
Leuten vor Ort auf diese Weise etwas vorzuma-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Das Wort zur Geschäftsordnung hat nun der Abge-
ordnete Schünemann.

Schünemann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir haben gerade den Ministerpräsidenten
erlebt, der nicht auf eine Dringliche Anfrage ge-
antwortet, sondern eine Regierungserklärung ab-
gegeben hat.

(Plaue [SPD]: Wie bitte? Dann haben
Sie aber nicht zugehört, Herr Kolle-
ge!)

Er hat in keiner Weise auf das geantwortet, was die
CDU-Fraktion gefragt hat. Wir können es hier in
diesem Parlament nicht durchgehen lassen, dass
wir eine Regierungserklärung bekommen, aber
keine Antworten auf die Fragen, die wir hier ge-
stellt haben.

(Plaue [SPD]: Sie haben eben nicht
zugehört! - Weitere Zurufe)

Präsident Wernstedt:

Lassen Sie Herrn Schünemann bitte ausreden!

Schünemann (CDU):

Meine Damen und Herren, deshalb beantragt die
CDU-Fraktion, dass nach der Behandlung ihrer
Dringlichen Anfrage eine Aussprache über die
Regierungserklärung erfolgt.

(Lachen bei der CDU - Dr. Domröse
[SPD]: Ihr wollt euch wohl so richtig
blutige Nasen holen, was?)

Präsident Wernstedt:

Der Herr Abgeordnete Schünemann darf zu Ende
reden. Lassen Sie ihn bitte!

Schünemann (CDU):

Wir haben eine Regierungserklärung erlebt. Es ist
völlig üblich und nach der Geschäftsordnung auch
völlig klar, dass darüber im Plenum debattiert
werden kann. Also beantragt die CDU-Fraktion

(Adams [SPD]: Schluss der Debatte!)

eine Debatte über die Regierungserklärung nach
der Behandlung der Dringlichen Anfrage.

(Beifall bei der CDU - Adam [SPD]:
So ein Blödsinn!)
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Präsident Wernstedt:

Das war ein Antrag zur Geschäftsordnung, zu dem
jetzt Herr Möhrmann für seine Fraktion sprechen
möchte.

Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Das ist Teil 2. Schon gestern haben wir
- von der Opposition eingesetzt - ein falsches
parlamentarisches Mittel erlebt. Heute stellt sich
heraus, dass die Opposition bei dieser Frage wieder
einmal nicht erkannt hat, welche Möglichkeiten es
nach unserer Geschäftsordnung, nach unserer
Verfassung gibt, um die Regierung in bestimmten
Punkten zu einem bestimmten Handeln zu veran-
lassen. Ich kann nicht erkennen - ich gehöre die-
sem Parlament nun schon einige Jahre mehr an und
war auch schon zu Zeiten in diesem Parlament
vertreten, als wir noch in der Opposition waren -,
dass der Ministerpräsident von dem bei der Be-
handlung von Dringlichen Anfragen üblichen,
notwendigen und auch vernünftigen Verhalten
abgewichen ist. Er hat darauf hingewiesen, in
welchem Kontext die Antworten stehen. Dazu
dienen in jedem Fall die Vorbemerkungen. Von
daher, Herr Schünemann, habe ich Verständnis
dafür, dass Sie gern über dieses Thema reden
wollen. Das können wir gern tun. Beantragen Sie
doch für den Plenarsitzungsabschnitt im November
einen entsprechenden Tagesordnungspunkt. Dann
ist das alles möglich. Im Rahmen der Besprechung
einer Dringlichen Anfrage geht das aber nicht.
Deshalb lehnen wir Ihren Vorschlag ab.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Dazu Frau Pothmer!

Frau Pothmer (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
aus unserer Sicht ist die Beantwortung der Dringli-
chen Anfrage der CDU-Fraktion weit über das
hinausgegangen,

(Lachen bei der SPD)

was an Vorbemerkungen zur Beantwortung einer
Dringlichen Anfrage gemacht wird. Der Minister-
präsident hat sehr deutlich gesagt, dass es Sinn
macht, hier im Parlament über dieses Thema zu

diskutieren. Wir möchten dieses Angebot gern
aufgreifen.

Dass es wenig Sinn macht, eine solche Frage im
November-Plenum zu diskutieren, wird angesichts
der Tatsache, dass Eile geboten ist, jede und jeder
von Ihnen einsehen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Deswegen möchten wir das Angebot des Minister-
präsidenten, diese Fragen zeitnah zu diskutieren,
gern aufgreifen und unterstützen den Antrag der
CDU-Fraktion.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Präsident Wernstedt:

Meine Damen und Herren, nach § 66 unserer Ge-
schäftsordnung kann der Landtag, sofern nicht
andere Vorschriften entgegenstehen, auf Vorschlag
der Präsidentin oder des Präsidenten oder auf
Antrag einer Fraktion oder von mindestens zehn
Mitgliedern des Landtages u. a. beschließen, dass
Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung
stehen, beraten werden, es sei denn, dass eine
Fraktion oder zehn Mitglieder des Landtages wi-
dersprechen. Das wäre hier der Fall. Wir müssen,
nachdem ich in diesem Moment die Beschlussfä-
higkeit des Hauses festgestellt habe, jetzt hierüber
abstimmen.

Wer dem Antrag der CDU-Fraktion, unterstützt
von der Fraktion der Grünen, die Tagesordnung in
dem Sinne zu ergänzen, dass im Anschluss an die
Dringliche Anfrage eine Besprechung zu demsel-
ben Thema stattfindet, entsprechen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe!

(Frau Pawelski [CDU]: Da fehlen et-
liche! – Gegenruf von Plaue [SPD]:
Wenn nicht eine Fraktion wider-
spricht!)

Meine Damen und Herren, in der Geschäftsord-
nung heißt es: wenn nicht eine Fraktion oder nur
zehn Abgeordnete widersprechen. - Dass mindes-
tens zehn Abgeordnete widersprochen haben,
werden Sie nicht bestreiten können. Insofern ist der
Antrag abgelehnt.

Herr Schünemann noch einmal zur Geschäftsord-
nung. Zu einem anderen Punkt?
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Schünemann (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der
Ministerpräsident selbst – Frau Pothmer hat das
gesagt – hat angeboten, dass hierüber debattiert
werden soll. Die SPD-Fraktion hat dies abgelehnt.
Wie hier insgesamt mit dem Parlament umgegan-
gen wird,

(Lachen bei der SPD)

ist unhaltbar. Deshalb beantragen wir, dass der
Ältestenrat zusammentritt und über die Frage
diskutiert, ob so mit dem Parlament umgegangen
werden kann. Wir haben gestern im Zusammen-
hang mit Minister Weber erlebt, wie mit dem
Parlament umgegangen wird, und erleben das
heute sogar im Falle des Ministerpräsidenten. Das
ist ein unhaltbarer Zustand. Der Ältestenrat ist
gefordert!

(Beifall bei der CDU und bei den
GRÜNEN)

Präsident Wernstedt:

Das Wort hat der Abgeordnete Plaue.

(Oh! bei der CDU)

Plaue (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lieber Kollege Schünemann, lieber Kolle-
ge Wulff, so geht das nicht!

(Lachen bei der CDU)

Wenn Sie sich in der Wahl der parlamentarischen
Mittel vergreifen, wenn Sie merken, dass Sie mit
einer Dringlichen Anfrage Ihr Ziel nicht erreichen,

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

wenn Sie nicht wissen, nach welchen Regeln der
Geschäftsordnung Sie hier agieren sollen, dann
gehen Sie bitte nicht derart sophistisch mit der
Wahrheit um, wie Sie das getan haben und wie
auch Sie das gemacht haben, Frau Kollegin
Pothmer.

(Eppers [CDU]: Sie verweigern sich
der Debatte!)

Jede Fraktion hat das Recht, hier Anträge zu stel-
len. Jede Fraktion hat das Recht, Anfragen zu
stellen. Wenn Sie mit der Antwort nicht zufrieden
sind, haben Sie die Möglichkeit, alle parlamentari-

schen Mittel zu nutzen. Wenn Sie hier aber einen
solchen Klamauk inszenieren, machen Sie damit
deutlich, dass Sie tief getroffen sind, und zwar zu
Recht, meine Damen und Herren!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Ab-
stimmung darüber eintreten, ob die Sitzung unter-
brochen werden soll, möchte ich darauf hinweisen,
dass wir auch in Geschäftsordnungsdebatten eine
entsprechende Zurückhaltung üben sollten, Herr
Kollege Plaue.

(Beifall bei der CDU und bei den
GRÜNEN – Plaue [SPD]: Ich nehme
das zurück!)

Es ist beantragt worden, die Sitzung zu unterbre-
chen und den Ältestenrat sofort – so habe ich das
verstanden –

(Zurufe von der CDU: Jawohl!)

einzuberufen. Wer dem stattgeben möchte, den
bitte ich um ein Handzeichen. – Wer lehnt das ab?

(Zurufe von der CDU – Frau Harms
[GRÜNE]: Das ist die Dialogorientie-
rung!)

Meine Damen und Herren, dieser Antrag ist abge-
lehnt. Wir fahren damit in der Besprechung der
Dringlichen Anfrage fort. Wer möchte sich dazu zu
Wort melden? Mir lag eine Wortmeldung von
Herrn Möllring vor.

(Zuruf von der CDU: Wir wollen eine
inhaltliche Aussprache! – Eppers
[CDU]: Das hat doch keinen Sinn!)

- Die CDU-Fraktion möchte keine weiteren Fragen
stellen. – Gibt es von anderer Seite Wortmeldun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Dann müssen wir in
der Tagesordnung fortfahren.

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zu
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Tagesordnungspunkt 17:
Zweite Beratung:
Neuauflage der Produktionsaufgaberente in
der Landwirtschaft - Antrag der Fraktion der
CDU - Drs. 14/1321 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten - Drs. 14/1873

Der Antrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 1321 wurde in der 42. Sitzung am
27. Januar 2000 zur Beratung und Berichterstat-
tung an den Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten überwiesen. Berichterstatterin
ist die Frau Abgeordnete Hansen.

Hansen (CDU), Berichterstatterin:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit der Beschlussempfehlung in der
Drucksache 1873 empfiehlt Ihnen der Ausschuss
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, den
Antrag abzulehnen.

Ziel des Antrages ist es, die Bundesregierung zu
einer Neuauflage des Gesetzes zur Förderung der
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig-
keit zu veranlassen.

Die antragstellende CDU-Fraktion begründet die
Notwendigkeit eines Vorruhestandsprogramms mit
der Situation der Landwirtschaft, die durch die
Steuerreform, die Ökosteuer, Sparmaßnahmen des
Bundes und die Agenda 2000 besonderen Wettbe-
werbsnachteilen ausgesetzt sei. In dieser Lage solle
- über das Programm PROLAND hinaus - mit dem
notwendigen Strukturwandel offensiv umgegangen
werden, indem der Bund für einen mittelfristigen
Zeitraum und unter Einsatz von Mitteln der Euro-
päischen Union das mit dem Antrag angestrebte
Vorruhestandsprogamm schaffe.

Die CDU-Fraktion wies darauf hin, dass sie vom
deutschen Bauernverband, dem niedersächsischen
Landvolkvorsitzenden, der Landberatung und
namhaften Agrarökonomen sowie aus anderen
Bundesländern Zustimmung zu diesem Anliegen
erhalten habe.

Vonseiten der SPD-Fraktion wurde die Auffassung
geteilt, dass die Landwirtschaft vor besonderen
Herausforderungen stehe. Zugleich wurde darauf
hingewiesen, dass bei der derzeitigen Haushaltsla-
ge - auch unter Berücksichtigung der Möglichkeit
einer Kofinanzierung durch die EU - weder das

Land noch der Bund in der Lage sei, ein solches
Programm zu finanzieren.

Seiner Pflicht, im Rahmen seiner Möglichkeiten
die zukunftsträchtigen Anpassungs- und Umstel-
lungsprozesse zu begleiten, komme das Land auf
andere Weise nach, u. a. durch das Programm
PROLAND, das in der vorgesehenen Weise beste-
he und nicht für das von der CDU gewünschte
Vorhaben wieder infrage gestellt werden solle. Der
Sprecher der SPD-Fraktion legte Wert darauf,
nicht nur diejenigen zu unterstützen, die aus der
landwirtschaftlichen Produktion aussteigen woll-
ten, sondern auch die Belange derjenigen zu be-
rücksichtigen, die weiter produzieren wollten.

Der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
widersprach der Auffassung, dass es in der EU
generelle Wettbewerbsnachteile für die deutschen
und niedersächsischen Landwirte gebe. Er forderte,
die Landwirtschaft weiter den anderen Wirt-
schaftszweigen anzugleichen und nicht wieder
neue Sonderregelungen für diesen Bereich zu
schaffen.

Der Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
legte insbesondere Wert darauf, nicht den Ausstieg
„zu versüßen“ bzw. den übernehmenden Betrieben
die Übernahme zu erleichtern, sondern die vorhan-
denen Mittel dafür auszugeben, die Landwirtschaft
und den ländlichen Raum zu stärken. Als Beispiele
dafür nannte er die Förderung der Kunden- und
Marktorientierung, die Stärkung des Qualitätsseg-
ments, regionale Konzepte, die Nutzung regenera-
tiver Energien, die Nutzung von Bioschmier- und
-treibstoffen sowie touristische Aktivitäten.

Der Landwirtschaftsminister betonte, Arbeitsplätze
und Wirtschaftskraft im ländlichen Raum schaffen
und die landwirtschaftlichen Betriebe und Ein-
richtungen der Vermarktung und Absatzförderung
bei den notwendigen Anpassungsprozessen unter-
stützen zu wollen. Er betrachtete die durch den
Strukturwandel gegebene Situation jedoch als
weniger dramatisch als die antragstellende Frakti-
on.

Der Minister machte auch darauf aufmerksam,
dass das Thema Vorruhestand auf der Bund-
Länder-Ebene ausführlich erörtert worden sei. Da
die Kassenlage des Bundes eine solche soziale
Fördermaßnahme nicht zulasse, hätten sich ledig-
lich die neuen Bundesländer, für die eine höhere
Förderung aus EU-Mitteln möglich sei, der Idee
eines solchen Programms angenähert.
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In einer zweiten Beratungsrunde erörterte der
Ausschuss die Frage der für eine Neuauflage der
Produktionsaufgaberente erforderlichen Mittel und
ihrer möglichen Herkunft im Detail.

Aber auch in einem dritten Beratungsdurchgang
zeigte sich keine Annäherung der verschiedenen
Positionen. Der Ausschuss beendete die Beratung
mit der von den Abgeordneten der Fraktion der
SPD gegen die Stimmen der Abgeordneten der
Fraktion der CDU bei Abwesenheit des Vertreters
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beschlosse-
nen Empfehlung an den Landtag, den Antrag ab-
zulehnen.

Der mitberatende Ausschuss für Haushalt und
Finanzen schloss sich dieser Empfehlung bei glei-
chem Abstimmungsverhalten an.

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten bittet Sie, der vorliegenden Beschlussemp-
fehlung in der Drucksache 1873 zuzustimmen.

Präsident Wernstedt:

In der Aussprache hat sich der Herr Kollege Klein
gemeldet.

Klein  (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Schon
bei der Einbringung des Antrages in den Landtag
habe ich ausgeführt, dass meines Erachtens Le-
benshilfe gefragt ist und nicht Sterbehilfe oder gar
- wenn man es ganz bösartig ausdrücken will -
Aufforderung zum Selbstmord. Diese Auffassung
- das muss ich gestehen - besteht auch nach den
Ergebnissen der Ausschussberatung fort. Die
CDU-Fraktion hat nicht deutlich machen können,
dass ihr Vorschlag mehr wäre als ein relativ kon-
zeptionsloses Öffnen eines weiteren Subventions-
ventils. Das wäre eine Subvention, die vor allem
Mitnahmeeffekte produzierte, das Höfesterben
weiter beschleunigte und damit auch zu einem
weiteren Abbau von Arbeitsplätzen im ländlichen
Raum führte.

Auch konkrete Finanzierungsvorschläge blieben
aus, weil man natürlich nicht riskieren wollte,
durch Umschichtungen wieder andere Gruppen vor
den Kopf zu stoßen.

Bei der Diskussion um die EU-Mitfinanzierung
wurde verdrängt, dass die Auflagen und Hürden
für ein solches Verfahren derartig enorm sind, dass
das nahezu ausgeschlossen ist.

Die soziale Frage im Zusammenhang mit dem
Strukturwandel in der Landwirtschaft ist sicherlich
ein Problem. Was ich dabei allerdings vermisse, ist
im Grunde genommen die Solidarität des Berufs-
standes selbst, der sich bis jetzt darauf beschränkt,
nur nach staatlichen Hilfen zu rufen. Ist es denn
sozial, wenn Menschen signalisiert wird „Gib auf,
du bringst es nicht mehr, lass die Starken weiter-
machen, und stehe ihnen nicht im Weg“? Hinzu
kommt, dass ihnen dabei auch noch zu verstehen
gegeben wird: Wenn du jetzt zusätzlich Geld vom
Staat bekommst, dann kannst du es ja für die star-
ken aufnehmenden Betriebe noch ein bisschen
billiger machen, damit die es noch ein bisschen
einfacher haben. - Das ist, glaube ich, keine soziale
Politik.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Insgesamt muss man diesen Vorschlag auch vor
dem Hintergrund sehen, denke ich, dass die so
hoch gelobte frühere Regelung, die, wie ich glau-
be, 1997 ausgelaufen ist, inzwischen durchaus
kritisch gesehen wird, da sie nicht die Ergebnisse
gebracht hat, die sie eigentlich hätte erbringen
sollen. Man muss auch sehen, dass die landwirt-
schaftliche Sozialversicherung insgesamt dringend
einer Durchforstung und Runderneuerung bedarf.
Nicht erst die Berichte des Bundesrechnungshofes
haben gezeigt, dass hier Handlungsbedarf besteht.
Von daher halte ich es für wenig sinnvoll, in dieser
Situation diesem Flickenteppich einen weiteren
Flicken hinzuzufügen.

Es bleibt die Erkenntnis: Man kann die Mark nur
einmal ausgeben. Wer ein multifunktionales euro-
päisches Landwirtschaftsmodell preist, der muss
auch etwas dafür tun, dass es erhalten bleibt, und
speziell dafür das Geld ausgeben. Alles andere ist
weder kreativ noch hilfreich, sondern nur neues
Futter für das „Wachse und weiche“-Monster.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Wernstedt:

Das Wort hat nun für die CDU-Fraktion der Herr
Kollege Oestmann.

Oestmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist so, wie es immer ist: Zu Anfang
werden Positionen markiert, und dann - lieber Herr
Klein, das muss ich einfach einmal so sagen -
bewegt man sich kaum mehr. In der Sache haben
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Sie einige Positionen vertreten, die so nicht stehen
bleiben können.

Ich erinnere noch einmal an den Ausgangspunkt
des Antrags. Der Antrag ist vor dem Hintergrund
der gegenwärtigen Struktur zu sehen. Wir haben es
mit ständigen Veränderungen in der sozialen
Gruppe der in der Landwirtschaft Tätigen zu tun.
Wir haben es aus vielerlei Gründen, die ich nicht
alle darlegen kann, im Moment mit einem enormen
strukturellen Umbruch zu tun, der - das unterschei-
det ihn von seinen Vorläufern - auch politisch
gewollt ist.

Es gibt immer noch Leute, die mit dem Begriff des
Höfesterbens Stimmung machen. Die Verwendung
dieses Begriffs stellt aber insofern einen Miss-
brauch dar, als sie einfach ein Etikett an eine Ent-
wicklung kleben, die sich aus vielen Ursachen
speist. Maßgeblich sind ja nicht nur die politischen
Entscheidungen - da sind wir gelegentlich unter-
schiedlicher Meinung -, sondern zuallererst ist das
die enorme ökonomische und soziale Umwälzung.
Ich habe das unlängst einmal wie folgt formuliert:
Wenn aufgrund technischen Fortschritts immer
weniger Aktive immer mehr erzeugen können,
dann ist in dem Segment nur noch für weniger
Aktive Platz. - Das kann man vielleicht zum Teil
kaschieren, aber es ist so. - Das ist das eine.

Zweitens. Zur Zeit müssen wir auch feststellen,
dass es die bisherige Agrarpolitik, die - bei allem
guten Wollen - auch voller Wirrungen ist, nicht hat
verhindern können, dass die innerlandwirtschaftli-
che Disparität - so nennt man das ja heute auf
Neuhochdeutsch - größer geworden ist. Infolge
dieser Entwicklung sind für eine ganze Reihe von
selbständigen landwirtschaftlichen Existenzen trotz
allem Bemühen und trotz der Rahmenbedingun-
gen, die sich - das muss man ja auch einmal sagen
dürfen - global verschlechtert haben, zwei Fakto-
ren maßgeblich. Sie sind wirtschaftlich in Nöten.
Zum Teil speist sich die Existenz ausschließlich
aus Vermögensverlusten. Das kann man beklagen,
aber das ist so. Das hat zur Folge gehabt, dass in
vielen Fällen die Generationennachfolge - auch aus
ganz unterschiedlichen Gründen - nicht mehr
gegeben ist. Nur um diese Gruppe geht es bei dem
Antrag. Wenn Sie diesen Menschen angesichts
ihrer Situation keine zusätzliche Orientierung und
Hilfe geben - das ist von den Ablehnern ja auch so
gewollt -, dann wirtschaften die weiter - unter zum
Teil wirtschaftlich kümmerlichen Verhältnissen
und auch zum Teil sozial unzuträglichen Verhält-
nissen. Genau vor diesem Hintergrund sollte das

von uns vorgeschlagene Instrument - das war ja
auch damals bei FELEG der Ansatz - eine Hilfe
bieten.

In einem muss ich Ihnen auch widersprechen, Herr
Klein. Das führt nicht zwingend dazu, wie Sie es
vereinfacht gesagt haben, dass die Kleinen hinaus-
gedrängt werden und die Großen immer größer
werden. Unser Problem ist doch, dass es unbe-
schadet der sicherlich auch vorhandenen größeren
und leistungsstarken Betriebe in diesen 400.000,
die wir in der Republik haben, eine große Gruppe
von Betrieben gibt, die - das werden Sie sicherlich
nicht ernsthaft bestreiten wollen - aufgrund ihrer
gegenwärtigen Faktorausstattung keine reale Über-
lebenschance haben, wenn sie nicht Produktions-
kapazitäten mit aufnehmen können, ohne dass man
sie deswegen diskreditiert. Es sind also zwei Wir-
kungen.

(Klein [GRÜNE]: Das ist aber nicht
gottbestimmt, sondern auch politikbe-
stimmt! - Gegenrufe von Ehlen
[CDU] und Wojahn [CDU]: Aber die
Politik macht doch ihr!)

- Verehrtester Kollege, wenn wir dem lieben Gott
nicht gelegentlich mit vernünftiger Politik ein
bisschen helfen würden - das ist jetzt nicht anma-
ßend gemeint -, dann hätten wir bei unseren Zeit-
läufen noch ganz andere Probleme.

(Beifall bei der CDU)

Aber das nur als Fußnote.

Dann haben Sie gesagt, dass da auch ein bisschen
berufsständische Solidarität gefragt sei. Darin will
ich Ihnen gar nicht widersprechen, aber das, was
Sie dann als Instrument dafür genannt haben,
nämlich die sozialen Sicherungssysteme und deren
Organisation, ist nun wirklich, mit Verlaub gesagt,
eine Randfrage.

(Zuruf von Klein [GRÜNE])

Bei der Einbringung unseres Antrags hatte ich
nicht den Eindruck, dass die Mehrheitsfraktion
unisono gegen den Gedanken war, der dem Antrag
zugrunde liegt. Sie haben nur gefragt - das billige
ich der SPD-Fraktion auch zu -: Wie wollt ihr es
finanzieren? - Das ist ja immer die berühmte Tot-
schlagargumentation: Die einen wollen etwas, und
die anderen fragen, wie es finanziert werden soll,
und damit ist es weg.
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Wir haben damals ausdrücklich gesagt: Wenn es
dieses Programm gibt, dann kann es nur durch eine
Umschichtung innerhalb des bestehenden Topfs
finanziert werden, also keine Ausweitung.

Wenn man den Inhalten dieses Antrags folgen will,
dann gibt es durchaus Bereiche, über die man
nachdenken kann.

(Klein [GRÜNE]: Sie hatten zwei Be-
ratungen lang Zeit, das zu konkretisie-
ren, aber Sie haben es nicht getan!)

- Wir haben darüber diskutiert, als Sie nicht da
waren.

(Heiterkeit)

So, nun antworten Sie mal!

(Klein [GRÜNE]: Aha! - Heiterkeit
bei den GRÜNEN)

Im Kern war das Anliegen - vielleicht äußert sich
Herr Minister Bartels auch noch dazu - gar nicht
strittig. Es war nur so, dass man den Antragstellern
den Erfolg nicht gönnen wollte.

Ihr Argument, dass in den neuen Ländern hiermit
ein Missbrauch betrieben würde, trifft so auch
nicht zu; denn die neuen Länder sind, wenn sie
denn interessiert sind, ausschließlich an der Über-
tragung dieser Möglichkeit auch auf landwirt-
schaftliche Arbeitnehmer interessiert, weil sie
davon noch reichlich haben. Es gibt dort aber
relativ wenige selbständige Existenzen, für die eine
solche Regelung über den Vorruhestand eine ge-
wisse Erleichterung bedeutete.

Wir können also eigentlich nur bedauern, dass die
Mehrheit diesen Antrag, der im Grunde ein Ar-
beitsauftrag sein sollte, ablehnt. Dabei wage ich
die Prognose - mit Prognosen sollte man vorsichtig
sein - bzw. wäre nicht überrascht, wenn wir als
Ergebnis des Fortgangs der Überlegungen, die ja
jetzt auch in anderen Regionen angestellt werden,
diesen Antrag, dann allerdings mit einem anderen
Autor, bald wiedersehen werden.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Wernstedt:

Als Nächster hat sich der Kollege Brauns zu Wort
gemeldet.

Brauns (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der vorliegende Antrag zur Neuauflage
der Produktionsaufgaberente, Herr Oestmann, ist
zurzeit in der Tat nicht umsetzbar. Der Neueinstieg
würde jährlich 400 Millionen DM kosten.

(Oestmann [CDU]: Worauf begrün-
den Sie diese Annahme? - Jahn
[CDU]: Wie kommen die denn zu-
sammen?)

In Anbetracht der knappen finanziellen Ressourcen
wäre das in der Tat nicht zu verwirklichen. Gerade
aus diesem Grund hat die alte Bundesregierung die
Zahlung der Produktionsaufgaberente im Jahre
1996 aufgegeben.

In den letzten Jahren hat es im Rahmen der Ag-
rarministerkonferenzen - das räume ich gern ein -
immer wieder Gespräche über die Neuauflage der
Produktionsaufgaberente gegeben. Fast alle Länder
einschließlich des Bundes haben sich aber dagegen
ausgesprochen.

Meine Damen und Herren, zwei Drittel des Agrar-
haushalt des Bundes werden für soziale Leistungen
in der Landwirtschaft ausgegeben. Hinzu kommen
die Landesanteile. Ein Drittel des Agrarhaushalts
wird für die Förderung der Landwirtschaft inves-
tiert. Das brauchen wir dringend, um die zukunfts-
orientierten Anpassungs- und Umstellungsprozesse
zu begleiten.

(Ehlen [CDU]: Herr Oestmann hat
doch erläutert, wie wir uns das ge-
dacht haben!)

Eine Aufstockung des Agrarhaushalts ist in Anbe-
tracht der allgemeinen Finanzlage des Bundes und
der Länder nicht möglich.

Wir sind dafür, dass die vorhandenen knappen
Ressourcen für die Entwicklung der Landwirt-
schaft und der ländlichen Räume verwendet wer-
den. Die Landwirtschaft muss fit gemacht werden
für die großen Herausforderungen der Zukunft.

(Zurufe von der CDU: Ja!)

Das sind die Umsetzung der Agenda 2000,

(Ehlen [CDU]: Das ist eine Aufwer-
tung der Agenda!)

die bevorstehenden WTO-Verhandlungen und
Globalisierung der Weltmärkte.
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Wir alle wissen, dass sich die Landwirtschaft in
einer Umorientierungsphase befindet. Daher ist es
wichtig, die Weichen für die Zukunft richtig zu
stellen. Die Landesregierung und das Landwirt-
schaftsministerium kommen ihrer wichtigen Auf-
gabe, den Umstrukturierungsprozess zu begleiten,
durch flankierende Maßnahmen nach. Dazu gehört
ganz aktuell das Programm zur Entwicklung der
Landwirtschaft und des ländlichen Raums (PRO-
LAND). Mit diesem Programm werden entschei-
dende Impulse für den Erhalt und die Weiterent-
wicklung des ländlichen Raums - dazu gehören
insbesondere die Landwirtschaft und hier auch die
kleineren und mittleren Betriebe - gesetzt. Für
dieses Programm stehen in den Jahren 2000 bis
2006  3 Milliarden DM zur Verfügung. Damit
konnten die europäischen Strukturmittel für Nie-
dersachsen verdoppelt werden. Ich meine, Herr
Oestmann, das ist ganz wichtig; sonst hätten wir
noch weniger Geld für die Landwirtschaft.

(Ehlen [CDU]: Und was macht ihr für
die ausscheidenden Betriebe?)

Nach der derzeitigen Finanzierungsplanung für
PROLAND sind in den Jahren 2000 bis 2006
jährlich rund 133 Millionen DM an GA-Mitteln
vorgesehen. Wir sind davon überzeugt, dass dieses
Programm eine gute Grundlage für den Erhalt
unserer Landwirtschaft ist.

(Ehlen [CDU]: Thema verfehlt!)

Besonders herauszustellen ist, dass die Gebietsku-
lisse nicht beschränkt wird und damit eine große
Bandbreite an Fördermöglichkeiten zur Unterstüt-
zung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums
angeboten wird.

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffas-
sung, dass die Umsetzung des Programms PRO-
LAND für die Landwirtschaft richtig und wichtiger
ist als die Neuauflage der Produktionsaufgaberen-
te.

(Zustimmung bei der SPD)

Beide Programme zusammen wären einfach nicht
finanzierbar; es sei denn, meine Damen und Herren
von der CDU, Sie zauberten einen Finanzierungs-
vorschlag aus dem Hut. Dann wäre das eine gute,
runde Sache, über die wir diskutieren könnten.
Konkrete Vorschläge dazu sind in den Sitzungen
des Landwirtschaftsausschusses aber nicht ge-
macht worden.

(Zuruf von Ehlen [CDU])

- Wir können den Agrarhaushalt ja nicht unendlich
ausdehnen, lieber Kollege Ehlen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte von der
CDU gern wissen,

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

ob sie den schnellen Ausstieg unserer Landwirt-
schaft will oder ob wir nicht gemeinsam versuchen
sollten, möglichst viele Betriebe zu erhalten.

Bei der Diskussion über die Umsetzung der Agen-
da 2000 in Niedersachsen - Sie erinnern sich -
haben Sie den zunehmenden Strukturwandel selbst
beklagt, und mit dem vorliegenden Antrag fordern
Sie jetzt die Neuauflage der Produktionsaufgabe-
rente, durch die der Strukturwandel natürlich au-
ßerordentlich beschleunigt werden würde.

(Ehlen [CDU]: Wir wollen euern
Blödsinn nur bessern!)

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, dass
die finanziellen Rahmenbedingungen so sind, wie
sie sind. Es gibt zurzeit keine Spielräume. Selbst
dann, wenn man eine Kofinanzierung durch die EU
in Betracht zöge, ließe die notwendige Haushalts-
sanierung beim Bund ein derartiges Programm gar
nicht zu.

Des  Weiteren ist festzustellen, dass die EU-Mittel
für die Entwicklung der ländlichen Räume mit dem
Programm PROLAND vollständig verplant sind,
sodass wir von der EU überhaupt keine Mittel
mehr zu erwarten haben. Auch kann das Programm
nicht aufgeschnürt werden, wobei wir dies auch
gar nicht wünschen.

Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss. Der vorliegende Antrag ist wegen der
aufgezeigten engen Spielräume zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt nicht umsetzbar. Deshalb lehnen wir
den Antrag ab. - Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Das Wort hat nunmehr der Herr Landwirtschafts-
minister Bartels.
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Bartels, Minister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich habe mich bei der Vorbereitung auf
diesen Tagesordnungspunkt gefragt, wer sich wohl
heute aus der CDU-Fraktion herauswagt, um die-
sen Antrag zu vertreten. Ich bin relativ schnell auf
Herrn Oestmann gekommen, weil der ganz gut in
der Analyse ist. Aber das war es dann auch. Dar-
über hinaus gab es nichts außer dem, was Sie uns
bei der Einbringung des Antrags ohnehin bereits
vorgetragen haben. Das ändert natürlich nichts an
der Tatsache, dass wir als Land nicht für sozialpo-
litische Maßnahmen im Agrarbereich zuständig
sind.

(Zuruf von Oestmann [CDU])

Dies ist nicht unsere Aufgabe. Bei dem FELEG ist,
Herr Oestmann, auf die damalige Bundesregierung
hinzuweisen. Sie kommen nicht daran vorbei, dass
Ihre Bundesregierung 1996 beschlossen hat, das
FELEG einzustellen, weil für diese Maßnahme in
Abwägung aller anderen Aufgaben keine Mittel
verfügbar waren. Das bedeutet, dass man bundes-
weit 400 Millionen DM aufwenden müsste, um
diese Aufgabe wieder aufleben zu lassen.

(Weiterer Zuruf von Oestmann
[CDU])

Herr Oestmann versucht heute wieder, ein Szena-
rio zu beschreiben und den Eindruck zu erwecken,
als hätten wir es mit einer völlig neuen Lage in der
Landwirtschaft zu tun,

(Hoppenbrock [CDU]: Recht hat er!
Das stimmt ja auch!)

die begründen könnte, dass wir zu dieser Maßnah-
me gezwungen werden. Herr Oestmann, der
Strukturwandel, den Sie beschrieben haben, ist
zwar richtig dargestellt, aber er ist nicht neu - auch
nicht in der Dramatik. Richtig ist auch, dass es
zurzeit eher ein Bekenntnis im politischen Raum
gibt, dass er gewollt ist. Das ist richtig. Das ist eine
neue Qualität. Dies ändert aber nichts an dem
Faktum, dass es den Strukturwandel gegeben hat
und auch weiter geben wird. Insofern ist es keine
neue Situation, die uns veranlassen müsste, auf
diesem Felde neu zu handeln.

Richtig ist auch, meine Damen und Herren, dass
ein großer Teil der Betriebe sozusagen unterhalb
der Sozialhilfeschwelle wirtschaftet und lebt. Auch

das ist nichts Neues. Schauen Sie in die Statistiken.
Das hat es bedauerlicherweise trotz aller agrarpoli-
tischen Kredos, die wir alle geäußert haben, in der
Vergangenheit immer gegeben. Auch das ist kein
neuer Grund, diese Aufgabe jetzt mit 400 Milli-
onen DM neu anzugehen.

Insofern ist die Frage, die sich bei Ihnen zwangs-
läufig stellen muss, wenn Sie diese Aufgabe als
dringlich ansehen, die Sie aber bisher nicht beant-
wortet haben: Wie wollen Sie diese Aufgabe fi-
nanzieren, woher nehmen Sie die Mittel? Sie haben
damals bei der Beratung darauf hingewiesen, man
könne die EU-Kofinanzierung als Hilfestellung
nutzen. Herr Abgeordneter Klein, aber auch Herr
Brauns haben eben deutlich gemacht, dass es nur
in einem ganz minimalen Umfang möglich ist. Das
bringt uns faktisch nicht die EU-Million in unsere
Kasse, die benötigt wird, um die Aufgabe zu finan-
zieren.

Sie haben eben eine andere Finanzquelle angedeu-
tet, nämlich aus vorhandenen Mitteln umzu-
schichten. Bitte sagen Sie, an welcher Stelle Sie
bei PROLAND für diese Maßnahme umschichten
wollen.

Ich sage ebenso wie die SPD-Fraktion - wie es
auch die Fraktion der Grünen heute deutlich ge-
macht hat -: Wir haben uns für einen anderen Weg
entschieden. Wir müssen alle Kräfte und Mittel
bündeln, um unsere Landwirtschaft, die einem
gnadenlosen Wettbewerb ausgesetzt ist, wettbe-
werbs- und zukunftsfähig zu machen. Daran hän-
gen allein 170.000 Arbeitsplätze in der Urproduk-
tion, hinzukommt das Vierfache im verarbeitenden
Gewerbe. Das ist eine große Aufgabe, die sich uns
stellt. Wir wollen diese Aufgabe annehmen. Dass
wir das nicht ohne Erfolg tun, zeigen weiß Gott die
Statistiken, die wir immer wieder vorlegen können.
Dass Sie sie akzeptieren, entnehme ich auch Ihren
Anträgen, wenn Sie - wie wir auch - mit Stolz und
zu Recht immer wieder darauf abheben, dass Nie-
dersachsen das Agrarland Nummer eins ist. Das
soll es mit unserer Politik auch in Zukunft bleiben.
- Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Zusätzlich hat sich noch der Kollege Ehlen gemel-
det. Ich erteile ihm für bis zu zwei Minuten das
Wort.
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Ehlen (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Uns
wird hier vorgeworfen, wir hätten keine Finanzie-
rungsvorschläge gemacht. Ich möchte klarstellen,
dass wir sehr wohl einen Finanzierungsvorschlag
gemacht haben, und zwar werden im nächsten Jahr
375 Millionen DM im Zusammenhang mit der
Dieselverbilligung frei. Ich meine, dass dies ein
Ansatz wäre, von dem man sich sehr wohl vor-
stellen könnte, die frei werdenden Mittel der Sozi-
alversicherung oder dem Vorruhestandsprogramm
zukommen zu lassen.

Des Weiteren möchte ich noch einmal ins Ge-
dächtnis rufen, Herr Minister, dass wir wissen,
dass Sie auf Landesebene nicht die Agrarsozialpo-
litik des Bundes zu verantworten haben. Im Übri-
gen haben Sie zu Recht gesagt: Niedersachsen ist
das Agrarland Nummer eins. - Dann haben Sie
aber auch den Auftrag, im Interesse der Menschen,
die in diesem Agrarland die Landwirtschaft betrei-
ben, dafür zu sorgen, dass solche Gedanken auf
Bundesebene zumindest vorgetragen bzw. nach
vorne gebracht werden. - Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Wernstedt:

Meine Damen und Herren, damit ist die Diskussion
beendet. - Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte
Sie, Platz zu nehmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in der
Drucksache 1873 zustimmen will und damit den
Antrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 1321 ablehnen möchte, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Das Erste war
die Mehrheit. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 18:
Zweite Beratung:
Wiederaufbau im Kosovo nicht durch er-
zwungene Rückkehr der Flüchtlinge ge-
fährden - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen - Drs. 14/1578 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses für innere Verwaltung - Drs.
14/1874 - Änderungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 14/1927

Der Antrag in der Drucksache 1578 wurde in der
50. Sitzung am 11. Mai 2000 an den Ausschuss für
innere Verwaltung zur Beratung und Berichter-
stattung überwiesen. Berichterstatter ist der Abge-
ordnete Buchheister. Bei diesem Tagesordnungs-
punkt haben die Fraktionen der SPD und der CDU
bis zu acht Minuten, die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen bis zu vier Minuten und die Landesregie-
rung bis zu vier Minuten Redezeit. - Herr Kollege
Buchheister!

Buchheister (SPD), Berichterstatter:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der
Beschlussempfehlung in der Drucksache 1874
empfiehlt Ihnen der Ausschuss für innere Verwal-
tung mit den Stimmen der Fraktion der SPD und
der Fraktion der CDU gegen die Stimme der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, den Antrag abzuleh-
nen.

Der Ausschuss für innere Verwaltung hat sich mit
dem Antrag in zwei Sitzungen befasst und vor der
abschließenden Beratung auch die Ausländerkom-
mission um eine Stellungnahme gebeten. Diese hat
eine Stellungnahme nicht abgeben können, da die
Ausländerkommission zum Zeitpunkt der Beratung
des Antrages nicht beschlussfähig war. Allerdings
hat sie dem Ausschuss für innere Verwaltung einen
Auszug aus der Niederschrift zugeleitet, um dem
federführenden Ausschuss zumindest ein Mei-
nungsbild aus der Diskussion zu übermitteln.

Vor seiner abschließenden Beratung ließ sich der
Ausschuss für innere Verwaltung darüber hinaus
durch den Innenminister und die Abgeordneten,
die ihn begleitet hatten, über deren Reise in den
Kosovo und die Situation vor Ort unterrichten.

Die Vertreter der Ausländerorganisationen in der
Ausländerkommission unterstützten den Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, weil sie der
Auffassung waren, dass die Sicherheit der Rück-
kehrer in den Kosovo nicht gewährleistet sei und
die Menschen in ein zerstörtes Land zurückge-
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schickt würden und damit kein Dach über dem
Kopf hätten. Demgegenüber gingen die Vertreter
der Fraktionen der SPD und der CDU in der Aus-
länderkommission unter dem Eindruck der vom
Niedersächsischen Innenminister im Frühjahr in
den Kosovo unternommenen Reise davon aus, dass
für den Fall, dass eine freiwillige Rückkehr der
Menschen in den Kosovo nicht stattfinde, im Ein-
vernehmen mit den anderen Bundesländern auch
eine zwangsweise Abschiebung erfolgen müsse,
insbesondere dann, wenn es sich um Straftäter
handele.

Im Ausschuss für innere Verwaltung teilte zu-
nächst ein Vertreter der Fraktion der SPD mit, dass
bei der Bereisung des Kosovo festgestellt worden
sei, dass eine Gefahr für zurückkehrende Flücht-
linge, wenn sie nicht ethnischen Minderheiten
angehörten, nicht mehr gegeben sei. Allerdings
habe eine größere Zahl von Flüchtlingen noch kein
festes Dach über dem Kopf, sondern lebe in Zelten.
Zwar solle nach seiner Auffassung auf die freiwil-
lige Rückkehr von Kosovo-Flüchtlingen gesetzt
werden, wenn es aber nicht in größerem Umfang
zu einer freiwilligen Rückkehr komme, müssten
auch Abschiebungen durchgeführt werden. Abge-
schoben werden müssten auf jeden Fall straffällig
gewordene Personen.

Auch der Innenminister schilderte ausführlich
seine Eindrücke aus dem Besuch im Kosovo.
Dabei habe er in Gesprächen mit UN-Vertretern
deutlich gemacht, dass deren Ansicht, Flüchtlinge
sollten noch nicht zurückgeschickt werden, von
ihm nicht geteilt werde. Es sei der hiesigen Bevöl-
kerung nicht zu vermitteln, wenn für die Rückkeh-
rer im Kosovo zunächst Wohnungen gebaut wer-
den müssten. Er sei der Auffassung, die Flüchtlin-
ge müssten die Aufgabe selbst in die Hand neh-
men, zumal Material für den Bau von Wohnungen
in großem Umfang vorhanden sei. Wenn die
Flüchtlinge nicht auf freiwilliger Grundlage aus-
reisten, was im Übrigen dadurch verbessert sei,
dass nunmehr eine Rückkehr auf dem Landwege
möglich sei, müssten sie zwangsweise zurückge-
führt werden.

Der Vertreter der CDU-Fraktion führte ergänzend
aus, dass nach seinem Eindruck im Kosovo der
Wiederaufbau von Wohnhäusern in Angriff ge-
nommen worden sei, er aber nicht verstehen kön-
ne, dass bei einer Arbeitslosenquote von 50 bis
70 % der Wiederaufbau der öffentlichen Infra-
struktur vielfach Hilfsorganisationen überlassen
werde und diese Aufgabe nicht von denjenigen

wahrgenommen werde, die keine Erwerbsarbeit
hätten. Nachdem der Bürgerkrieg im Kosovo zu
Ende sei, müssten die Flüchtlinge zurückkehren
und dort Aufbauarbeit leisten. Insofern teile er die
Auffassung, dass zwar zunächst auf eine freiwilli-
ge Rückkehr gesetzt werden müsse, diejenigen, die
nicht freiwillig ausreisten, müssten jedoch damit
rechnen, zwangsweise, aber in einem geordneten
Verfahren, zurückgeführt zu werden.

Die Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen fand es angesichts der Zahl übertrieben, von
einem Problem der Rückkehr der Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus dem Kosovo zu sprechen. Ihrer
Auffassung nach solle man deutlicher benennen,
dass es im Grunde genommen um die Rückführung
von Kosovo-Albanern gehe, die schon geraume
Zeit in Deutschland lebten. In diesem Zusammen-
hang stelle sich für sie die rechtliche Frage, wie
viele dieser Personen überhaupt zurückgeführt
werden könnten. Sie vertrat darüber hinaus die
Auffassung, dass alle in dem Antrag ihrer Fraktion
erhobenen Forderungen nach wie vor ihre politi-
sche Berechtigung hätten, und zwar auch nach dem
Bericht über die Bereisung des Kosovo. Sie sei der
Auffassung, dass weiterhin auf eine freiwillige
Rückkehr der Flüchtlinge gesetzt und von einer
zwangsweisen Rückführung abgesehen werden
solle.

Damit schließe ich meinen Bericht und bitte Sie,
meine Damen und Herren, der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für innere Verwaltung in der
Drucksache 1874 zu folgen und damit den Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bevor
ich die Diskussion eröffne, möchte ich mitteilen,
dass sich die Fraktionsführungen geeinigt haben,
die Tagesordnungspunkte 19 und 20, die nach dem
zunächst vorgesehenen Ablauf erst am Nachmittag
beraten werden sollen, vor die Mittagspause zu
ziehen. Ich würde Sie also bitten sicherzustellen,
dass die entsprechenden Rednerinnen und Redner
dann hier sind.

In der Beratung hat sich jetzt Frau Harms gemel-
det.

(Frau Harms [GRÜNE]: Jetzt schon?)

- Sie sind dran.
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(Frau Harms [GRÜNE]: Ungewöhn-
lich!)

- Manchmal geht es hier auch schnell.

Frau Harms (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
meine, ich bin nicht die Einzige in diesem Parla-
ment, die die Berichterstattung über die Ereignisse
in Belgrad und Jugoslawien seit der Präsident-
schaftswahl sehr genau und gespannt beobachtet
hat. Ich muss sagen, dass meine Haltung eigentlich
eher die einer ängstlichen Spannung gewesen ist,
und ich hatte mir das, was nach der Abwahl von
Milosevic passiert ist, eigentlich sehr viel schlim-
mer vorgestellt. Ich muss auch sagen, dass ich am
5. Oktober zunächst mit großer Erleichterung
darauf reagiert habe, wie diese Abwahl des Dikta-
tors funktioniert hat. Noch erleichterter war ich, als
sich in den nächsten Tagen herausstellte, dass auch
die Armee diese Entscheidung der Serben mittra-
gen würde.

Ich bin aber nicht so weit, dass ich meinen würde,
dass die Probleme im ehemaligen Jugoslawien und
in den Teilrepubliken, die sich in den letzten Jah-
ren mehr und mehr verschärft haben, mit dieser
Entscheidung gelöst wären. Der Weg zur Demo-
kratie und erst recht der Weg zu einem gleichbe-
rechtigten Zusammenleben der verschiedenen
Völker, die in dieser Region leben, sind noch sehr
schwierig und bestimmt auch sehr lang. Meiner
Meinung nach gibt es in Westeuropa, gerade auch
hier in der Bundesrepublik, eine besonders große
Verantwortung für die Mitgestaltung dieses We-
ges. Ich meine, dass wir alles dazu beitragen
müssten, die Probleme, die es dort gibt und die mit
der Wahl von Kostunica eben überhaupt nicht
erledigt sind, angemessen anzugehen und, wenn es
geht, zu entschärfen.

Wir wissen - bezüglich des Kosovos wissen wir es
aus persönlicher Inaugenscheinnahme -, dass weite
Teile der verschiedenen Regionen Jugoslawiens
nach dem Krieg auf die Stufe von Entwicklungs-
ländern zurückgefallen sind. Die Infrastruktur, die
dort einmal aufgebaut worden war, gibt es in den
meisten Teilen des Landes nicht mehr. Es ist
wahnsinnig viel Arbeit zu tun, bevor man dort
wieder von normalen europäischen Verhältnissen
ausgehen kann.

Wir haben mit unserem Antrag, den wir hier be-
reits nach der Bereisung der niedersächsischen

Landtagsdelegation zusammen mit dem Innenmi-
nister debattiert hatten, gefordert, zunächst einmal
überhaupt nicht mehr in den Kosovo abzuschieben.
Ich weiß, dass wir dafür keine Mehrheit bekom-
men haben. Ich kann das nicht akzeptieren, weil
die Argumente, die uns von Kouchner und anderen
Vertretern des UNHCR vorgetragen worden sind,
damals stichhaltig waren und bis heute stichhaltig
sind. Die Menschen, die wir in den Kosovo zu-
rückschicken, können sich eben nicht der Erfüllung
dieser Mindestanforderungen sicher sein, die das
UNHCR immer wieder formuliert hat. Sie wissen
nicht, wohin sie kommen, sie haben kein Dach
über dem Kopf, wenn sie zurückkehren, und ein
großer Teil von ihnen wird jetzt, wie es vorausge-
sagt worden ist, auch im Winter mit der Unterbrin-
gung in Zelten rechnen müssen. Ich meine, dass
die größten Konflikte, die dort in den letzten Mo-
naten und Jahren immer wieder zwischen den
verschiedenen Ethnien ausgebrochen sind, auch
Verteilungskonflikte gewesen sind. Diese Vertei-
lungskonflikte sollten wir nicht schüren.

Wir sind angesichts der aktuellen Entwicklung in
Serbien und den verschiedenen Teilrepubliken der
Auffassung, dass man in diesem Winter überhaupt
keine Menschen, die aus dem ehemaligen Jugos-
lawien zu uns geflüchtet sind oder laut
dpa-Meldung von heute Morgen gerade wieder in
größerer Anzahl versuchen, zu uns zu flüchten, in
diese Situation zurückschicken kann. Ich meine,
wir können uns das nicht nur leisten, weil viele
dieser Menschen hier ja einer Erwerbstätigkeit
nachgehen, sondern ich meine, dass wir gerade
nach dem deutschen Engagement mit der Nato in
diesem Krieg, über das wir auch unterschiedlicher
Auffassung waren, geradezu dazu verpflichtet sind.
Es ist der wesentliche Beitrag, den wir den Kräf-
ten, die Milosevic abgewählt haben, jetzt schuldig
sind. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Wernstedt:

Das Wort hat Herr Kollege Buchheister.

Buchheister (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Meinung meiner Fraktion zum Ursprungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist in dem
von mir eben abgegebenen Bericht deutlich ge-
worden. Wir werden den Antrag ablehnen.
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Nach den historischen Ereignissen der letzten Tage
in Jugoslawien gilt ein großes Kompliment dem
Verzicht auf Gewalt, mit dem die jugoslawische
Revolution Versöhnung statt Aufrechnung auf ihre
Fahnen geschrieben hat. Der Westen setzt nun auf
Kostunica. Dieser ist zum Hoffnungsträger gewor-
den. Ist er auch der Mann, der dem Kosovo Frie-
den bringen kann? - Im Kosovo selbst überwiegt
die Skepsis nach dem Belgrader Machtwechsel.
Die Albaner im Kosovo sehen schwere Zeiten auf
sich zukommen. Für viele platzten Unabhängig-
keitsträume. Eine Entlassung des Kosovo in die
Unabhängigkeit scheint ihnen nun in weite Ferne
gerückt. Die serbische Minderheit im Kosovo - ca.
100.000 Menschen, die überwiegend Milosevic
gewählt haben - sehen in Kostunica eine Mario-
nette des Westens.

Wir sehen den Machtwechsel positiv. Er ist eine
Chance für Frieden und eine Annäherung zwischen
Belgrad und der UN-Verwaltung im Kosovo. Ich
bin sicher, dass es zu einem Dialog zwischen den
albanischen Parteien und der neuen jugoslawischen
Regierung und damit zu einer Stabilisierung in der
Region kommen wird.

Deutschland wird seinen Verpflichtungen im Ko-
sovo nachkommen. Die Sicherheit der Rückkehrer
in den Kosovo ist - ich betone das - gewährleistet.
Wir setzen weiterhin auf eine freiwillige Rückkehr
und werden diese auch nach wie vor unterstützen.
Wir stehen dazu, dass ethnische Minderheiten
vorerst nicht zurückkehren müssen, haben aber
auch kein Verständnis für den Missbrauch, den
einige Kosovo-Albaner nun begehen, indem sie
sich selbst zu Roma machen und dabei von krimi-
nellen Organisationen - natürlich gegen Bares -
unterstützt werden. Wir teilen die Ansicht von
Herrn Innenminister Bartling, dass die Flüchtlinge
trotz der zum Teil herrschenden Unterbringungs-
probleme heimkehren müssen, um am Aufbau
ihres Landes mitzuwirken.

Niedersachsen geht die Rückkehr der Flüchtlinge
mit äußerstem Fingerspitzengefühl an. Das heißt
auch, das wir in den Wintermonaten sicherlich
niemanden zurückschicken werden. Wir sind aller-
dings gegen einen generellen Abschiebestopp, den
Sie, meine Damen und Herren von den Grünen,
fordern. Wir werden deshalb auch Ihren Ände-
rungsantrag ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Wernstedt:

Herr Kollege Biallas!

Biallas (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist vorhin schon angesprochen worden:
Dieser Antrag konnte deshalb in einer sehr guten
Weise debattiert werden, weil wir eine gemeinsa-
me Reise in den Kosovo unternommen haben und
uns dabei vor Ort informieren konnten. Ferner ist
völlig zu Recht gesagt worden, dass innerhalb der
vergangenen fünf Monate die historische Ent-
wicklung vorangegangen ist. Dadurch sind natür-
lich die einen oder anderen Punkte neu zu beden-
ken, die in dem Antrag noch nicht formuliert wer-
den konnten.

In der Bewertung der Situation vor Ort gab es in
vielen Punkten durchaus Übereinstimmung zwi-
schen allen Vertreterinnen und Vertreter der Frak-
tionen. Unterschiedliche Meinungen - das hat der
Kollege Buchheister bereits angesprochen - gibt es
darüber, wie wir mit den Bürgerkriegsflüchtlingen
verfahren, die noch in der Bundesrepublik
Deutschland leben. In diesem Zusammenhang gibt
mir etwas zu denken. Dieses Problem ist in der
jüngsten Ausgabe des „Focus“ geschildert worden.
Staatssekretär Lichtenberg vom Niedersächsischen
Innenministerium äußerte sich zu dem so genann-
ten Roma-Trick. Hintergrund ist, dass diejenigen
Bürgerkriegsflüchtlinge, die zu den Minderheiten
gehören, z. B. die Roma, nicht abgeschoben wer-
den können. In dem Artikel wird ein Fall geschil-
dert, dass ein Straftäter nach Verbüßung seiner
Strafe deshalb nicht abgeschoben werden konnte,
weil er plötzlich behauptete, er gehöre zur Minder-
heit der Roma. Das ist ihm von einem Verein, den
man nicht kannte, attestiert worden. Man hat aber
herausgefunden, dass es offensichtlich derartige
Vereine in einer großen Zahl gibt. Von den
180.000 Bürgerkriegsflüchtlingen - diese Zahlen
sind interessant -, die es in Deutschland gab, sind
erst 60.000 zurückgekehrt. Hier möchte ich sehr
deutlich sagen, Herr Innenminister: Wenn wir uns
doch darin einig waren, dass wir zunächst auf
freiwillige Rückkehr setzen - Sie haben ja sogar
dafür gesorgt, dass die Rückkehrhilfen aufgestockt
worden sind -, dann müssen wir uns in der Tat die
Frage stellen, ob die Rede von der Freiwilligkeit
auch nachweisbar zu der entsprechenden Handlung
führt. Wir haben den Eindruck, dass die freiwillige
Rückführung, für die wir auch sind, nicht zu dem
Erfolg führt, den wir uns alle wünschen. Dem
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Artikel ist ferner zu entnehmen, dass sich Staats-
sekretär Lichtenberg daraufhin wutentbrannt an die
rot-grünen Freunde in Berlin gewandt hat und
gesagt hat: Das kann doch wohl nicht wahr sein.
- Daraufhin haben die gesagt, dass das nicht geht,
weil man Minderheiten im Kosovo nicht schützen
kann. - Das bedeutet also, dass selbst solche Straf-
täter nicht abgeschoben werden können, weil sie
plötzlich erklären, sie gehören zu einer Minderheit.
Das ist für uns etwas Neues. Ich fordere die Lan-
desregierung auf - in der Sache waren wir uns ja
bisher einig -, dafür zu sorgen, dass die Bundesre-
gierung Vorkehrungen dafür trifft, dass das nicht
weiterhin geschieht. Denn es ist nicht einzusehen,
dass wir nicht einmal mehr Straftäter nach Verbü-
ßung der Strafe abschieben können.

(Vizepräsident Gansäuer über-
nimmt den Vorsitz)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die CDU-
Fraktion ist darüber hinaus der Auffassung
- deswegen wird sie den Antrag der Grünen ableh-
nen -, dass mit ganzer Vehemenz darauf geachtet
werden muss, dass die Bürgerkriegsflüchtlinge in
die Heimat zurückkehren, wenn der Bürgerkrieg zu
Ende ist. Bereits bei der ersten Beratung dieses
Antrags habe ich gesagt: Wir werden große Prob-
leme bekommen, wenn noch einmal ein Konflikt in
der Welt entsteht, Bürgerkriegsflüchtlinge oder
sonstige Flüchtlinge zu uns kommen und die Be-
völkerung die Hilfsbereitschaft, die sie bisher an
den Tag gelegt hat, verweigert, weil sie sagt, dass
man sich nicht darauf verlassen kann, dass diejeni-
gen, die in ihrer Not hierher kommen, dann, wenn
es im Kosovo oder in anderen Teilen der Welt
wieder geordnete Zustände gibt, zurückkehren.

(Zuruf von den GRÜNEN: So ein
Quatsch!)

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal deutlich
machen, dass wir - das haben wir ja vor Ort sehen
können - gemeinsam mit vielen anderen Nationen
eine Fülle von Bundeswehrkräften und Polizei-
kräften ins Kosovo geschickt haben, um dort für
geordnete Verhältnisse zu sorgen. Die Akzeptanz
in der Bevölkerung zu dieser Frage wird davon
abhängen, ob die Maßnahmen, die vor Ort nötig
sind, nämlich der Wiederaufbau, von denjenigen
durchgeführt werden, die noch bei uns sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe
vorhin schon gesagt, dass wir diesen Antrag ableh-
nen. Aber wir haben durchaus Hoffnung - hier teile

ich ausdrücklich das, was der Kollege Buchheister
gesagt hat -, dass die jüngste politische Entwick-
lung unter Umständen auch dazu beitragen wird,
dass diejenigen, die durchaus vorhaben, freiwillig
auszureisen, aber noch zögern, neuen Mut finden
und diesen Schritt dann gehen. Darüber hinaus
müssen aber alle, die als Straftäter hier in Erschei-
nung getreten sind, unverzüglich und ohne Wenn
und Aber in ihre Heimat zurückgeführt werden. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Minister Bart-
ling, bitte schön!

Bartling, Innenminister:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist mir zunächst einmal wichtig, zum
Ausdruck zu bringen, dass ich sehr froh darüber
bin, dass der Verbrecher Milosevic weg ist. Ich
hoffe, dass er vor einen internationalen Gerichtshof
gestellt wird. Frau Harms, ich stimme Ihnen aber
zu, dass damit nicht alle Probleme gelöst sind. Die
ethnischen Auseinandersetzungen in dem Vielvöl-
kerstaat Jugoslawien sind noch nicht beendet, und
die Probleme zwischen den Ethnien sind noch
nicht behoben. Aber - das möchte ich ganz deutlich
sagen - es sind bessere Voraussetzungen für ein
Zusammenleben der Menschen im ehemaligen
Jugoslawien auf den Weg gebracht worden. Darum
wäre es ein völlig falsches Signal, wenn wir unsere
Haltung, die wir in dieser Frage bis jetzt einge-
nommen haben, ändern und sagen würden: Ihr
bekommt mit einem Abschiebestopp von einem
halben Jahr die Gelegenheit, hier zu bleiben. - Ich
bin sicher, dass die neue jugoslawische Regierung
ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen erfüllen
wird, alle eigenen Staatsangehörigen mit Sicherheit
und Würde wieder aufzunehmen, und dass sie sie
am Wiederaufbau des Landes teilhaben lässt. Es ist
bereits erwähnt worden, meine Damen und Herren,
dass inzwischen mehr als 62.000 Flüchtlinge
- davon bis Ende September mehr als 4.000 aus
Niedersachsen - allein auf dem Luftweg freiwillig
zurückgekehrt sind. Hinzukommen diejenigen, die
auf dem Landweg zurückgekehrt sind. Abgescho-
ben haben wir bisher lediglich 251 Personen. Da-
bei handelte es sich im Großen und Ganzen um
Straftäter.
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Meine Damen und Herren, wir haben es den Fami-
lien, in denen schulpflichtige Kinder leben, er-
möglicht, das Schuljahresende 1999/2000 abzu-
warten. Jugendliche können unter bestimmten
Voraussetzungen eine begonnene Ausbildung
abschließen. Ein neuer Erlass meines Hauses sieht
vor, dass Kosovo-Albaner, die bereits seit einem
Jahr durchgängig erwerbstätig sind, weiterhin auf
sechs Monate befristete Duldungen erhalten kön-
nen, wenn an der grundsätzlichen Rückkehrbereit-
schaft der Familie kein Zweifel besteht. Ausge-
nommen von der Rückführung sind ferner Angehö-
rige ethnischer Minderheiten.

Meine Damen und Herren, wir haben im hohen
Maße Finanzmittel zur Verfügung gestellt, und
zwar 7,35 Millionen DM. Mit diesem Geld werden
Programme finanziert, durch die in Niedersachsen
lebende Kosovo-Albaner im Falle der freiwilligen
Rückkehr großzügig unterstützt werden können. So
gibt das Land dem THW 1,3 Millionen DM für
VHLQHQ� %DXKRI� LQ� 3Hü� LP� .RVRYR�� 'RUW� N|QQHQ
Rückkehrer, die zerstörtes Wohneigentum besit-
zen, Baustoffe abholen, um ihre Häuser zu reparie-
ren. Hiermit leistet das Land einen eigenen Beitrag
zum Wiederaufbau des Kosovo, der dem Prinzip
„Hilfe zur Selbsthilfe“ Rechnung trägt.

Meine Damen und Herren, dies allein zeigt, dass
wir bei der Rückführung mit der gebotenen Sensi-
bilität vorgegangen sind. Daran wird sich auch
künftig nichts ändern. Ende November wird es eine
weitere Innenministerkonferenz geben. Hierbei
wird natürlich die Frage der Rückführung der
Kosovo-Albaner eine Rolle spielen. Sie können
sicher sein, dass wir auch die Witterungsbedingun-
gen berücksichtigen werden. Meine Damen und
Herren, einen generellen Abschiebestopp nach der
neuen, sich positiv verändernden politischen Situ-
ation halte ich aber für ein völlig falsches Signal.
In diese Richtung werde ich auch nicht argumen-
tieren, sondern ich werde im praktischen Vollzug
alles dafür tun, dass wir eine vernünftige, mit dem
UNHCR abgestimmte Rückführung durchführen
können. Aber einen Verzicht auf den Hinweis, dass
wir auch zwangsweise zurückführen, wird es nicht
geben.

Vizepräsident Gansäuer:

Bitte sehr, Frau Kollegin Harms!

Frau Harms (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin
dem Minister dankbar dafür, dass er die Zahlen der
letzten Jahre bezüglich der tatsächlichen Rückkehr
der Flüchtlinge aus Gesamtjugoslawien und aus
dem Kosovo noch einmal präzise dargelegt hat.
Diese Zahlen machen deutlich, dass wir uns über-
haupt keine Sorgen um die Rückkehrwilligkeit
dieser Leute machen müssen. Das vollzieht sich
auf freiwilliger Basis sehr gut.

Der Antrag, den wir gestellt haben, beinhaltet ja
überhaupt nicht, dass die freiwillige Rückkehr
aufhören soll. Wir wollen aber, dass der Druck von
den Menschen genommen wird, die sich aus ver-
schiedenen Gründen tatsächlich berechtigt davor
fürchten, in ihre Heimat zurückzukehren. Ich mei-
ne, es spricht überhaupt nichts dagegen, für sechs
Monate - das ist der Kern unseres Antrages - zu
einer klaren Regelung zu kommen, bei der dann
auch darauf verzichtet wird, den Kommunen im
Zweifelsfall die Entscheidung über einzelne Fälle
zu überlassen.

Noch eines zu dem Roma-Trick, den Sie, Herr
Kollege, hier so breit dargestellt haben.

(Biallas [CDU]: Ich habe nur zitiert!)

Man sollte eben doch noch ein bisschen mehr lesen
als den „Focus“. Warum ist denn das alles so kom-
pliziert? Das Land Niedersachsen hat darauf ver-
zichtet, eine gute Regelung für die Anerkennung
von Roma zu treffen. Genau in diese Lücke hinein
passiert in einzelnen Fällen so etwas, wie Sie es
vorgetragen haben.

Vizepräsident Gansäuer:

Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Frau Harms (GRÜNE):

Das nimmt aber nichts von dem Problem, dass
jeder einzelne Roma, der zu Unrecht abgeschoben
wird, bei der Rückkehr in den Kosovo augenblick-
lich in Lebensgefahr schwebt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Gansäuer:

Danke schön. - Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe
damit die Beratung, und wir kommen zur Abstim-
mung.
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Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
innere Verwaltung in der Drucksache 1874 entfernt
sich am weitesten vom Ursprungsantrag. Über sie
ist daher zunächst abzustimmen. Nur bei ihrer
Ablehnung wäre dann über den Änderungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Druck-
sache 1927 abzustimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
innere Verwaltung in der Drucksache 1874 zu-
stimmen will und damit den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 1578
ablehnen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimment-
haltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt, und
ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 19:
Einzige (abschließende) Beratung:
Stromwechsel für Niedersachsens Landes-
liegenschaften - Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen - Drs. 14/529 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Haushalt und
Finanzen - Drs. 14/1876

Dieser Antrag wurde in der 22. Sitzung am
18. Februar 1999 an den Ausschuss für Haushalt
und Finanzen zur federführenden Beratung über-
wiesen. Eine Berichterstattung ist nicht vereinbart
worden.

Zu diesem Punkt hat sich Frau Harms gemeldet.
Bitte sehr!

Frau Harms (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da es
keine Berichterstattung gibt, muss ich, bevor ich
die Beschlussempfehlung kommentiere, doch noch
etwas zur Geschichte dieses Antrages sagen.

Wir haben ihn bereits im Februar 1999 einge-
bracht. Er war hoch umstritten. Der Finanzminister
wollte den Stromeinkauf für die Landesliegen-
schaften alleine unter ökonomischen Aspekten
weiter regeln, während der Kollege Jüttner oder
auch der Kollege Meinhold dankenswerterweise
unsere Position übernommen und am Ende dafür
gesorgt haben, dass das Land Niedersachsen einen
Ausgleich zwischen ökonomischen und ökologi-
schen Interessen hergestellt hat und dass der

Stromeinkauf jetzt auch an die Erfüllung be-
stimmter ökologischer Anforderungen geknüpft ist.

Wenn eine Beschlussempfehlung zu Anträgen von
uns negativ ist, so wie heute, gleichzeitig aber
unser Antrag weitgehend umgesetzt wird, dann
kann ich damit, muss ich sagen, eigentlich ganz gut
leben. Ich finde nur, dass dann auch von denjeni-
gen, die unsere Anträge umsetzen, deutlich ge-
macht werden könnte, dass die Grünen eigentlich
eine ziemlich gute Initiative ergriffen hatten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Für mich ist sehr positiv, dass das Land Nieder-
sachsen auf unsere Anregung hin als erstes Bun-
desland seinen Strombezug gebündelt ausgeschrie-
ben hat und dass dabei ökologische Zielgrößen
eine große Rolle gespielt haben. Für mich ist es
auch positiv, dass die internen Drohungen, die
Energieversorgungsunternehmen könnten gegen
ein solches Vorgehen klagen, nicht wahr geworden
sind.

Mangelhaft bei der Umsetzung ist für mich, dass
Sie der Anforderung, die ja eigentlich auch der
energiepolitischen Zielsetzung der Sozialdemo-
kraten entsprechen würde, nämlich den Atomstrom
bei diesem Bezug auszuschließen, nicht nachge-
kommen sind. Perspektivisch ist es richtig, den
Anteil von Strom aus regenerativen Quellen, der
jetzt gefordert ist, noch zu erhöhen. 4 % sind das
nach der aktuellen Regelung. Das entspricht dem,
was im Angebot derzeit zu erreichen war. Ich
meine aber, dass diese Quote für Regenerativstrom
ausgesprochen ausbaufähig ist. Schwieriger ist es
nach der derzeitigen Lage im Bereich der Kraft-
Wärme-Koppelung. Aber man sollte auch in die-
sem Bereich darauf schauen, dass man, wenn sich
etwas verbessern lässt, vom Land ehrgeizig nach-
fordert.

Ich meine, dass man aus diesem Vorgehen lernen
sollte. Wir haben angefangen, darüber zu diskutie-
ren, ob nicht auch länderübergreifende Einkaufs-
gemeinschaften am Strommarkt möglich sind. Mit
den Ländern Schleswig-Holstein und Hamburg
sollte relativ leicht ins Geschäft zu kommen sein.
Ähnliche Vorteile könnte man auch beim Gasbe-
zug erreichen. Wir wollen Ihnen also vorschlagen
- das ist im Ausschuss auch schon passiert; dort hat
es mein Kollege Golibrzuch getan -, auch für den
Gasbezug einen Einkaufspool zu bilden.

Damit das Ganze für Sie nicht möglicherweise als
eine Klein-klein-Initiative daherkommt - die Auf-



Niedersächsischer Landtag  -  14. Wahlperiode  -  59. Plenarsitzung am 11. Oktober 2000

5673

merksamkeit für dieses Thema ist ja nicht beson-
ders groß, muss ich sagen -, möchte ich es in eine
übergeordnete Diskussion einordnen. Das Land
Niedersachsen muss sich, was die Zielsetzungen
im Bereich des Klimaschutzes angeht, neu positio-
nieren. Die Bundesregierung - das haben Sie si-
cherlich alle gelesen - wird beispielhaft für ihren
eigenen Zuständigkeitsbereich ein CO2-Einsparziel
definieren. Das sollten wir uns auch für das Land
Niedersachsen vornehmen. Falls von Ihnen diesbe-
züglich nichts kommt, werden wir Ihnen dem-
nächst einen Antrag dazu vorlegen. Wenn Sie
diesen dann so umsetzen wie unseren Antrag zum
Strombezug, dann kommen wir ein Stück weiter. -
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank. - Der Kollege Rolfes hat jetzt das
Wort. Bitte sehr!

Rolfes (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Harms, wer den Ablauf betrachtet,
muss natürlich sagen, dass der Antrag im Kern
erledigt ist, allein schon aus der Tatsache heraus,
dass die Auftragsvergabe in der Weise erfolgt ist,
dass die neuen Konditionen ab 1. Januar 2001
gelten. Man kann kritisch anmerken, dass der
Sparerfolg möglicherweise größer gewesen wäre,
wenn die Landesregierung früher ausgeschrieben
hätte, wie es beispielsweise der Städte- und Ge-
meindebund oder Teile der Kirchen gemacht ha-
ben. Er wäre möglicherweise aber auch größer,
wenn man auf die Vorgaben, die Sie beantragt
haben, verzichtet hätte, wenn man die also nicht in
diese Ausschreibung aufgenommen hätte oder
alternative Möglichkeiten gehabt hätte.

Uns liegen eben keine entsprechenden Vergleichs-
zahlen vor, und wir müssen ja nun sagen, bei den
politischen Vorgaben handelt es sich zumindest in
dem Maße um einen politischen Preis, wie ein
anderes, vergleichbares Angebot ohne Vorgaben
günstiger gewesen wäre.

Die Frage, die sich stellt - darüber kann man strei-
ten -, ist, ob wir dadurch in der Umweltbilanz
insgesamt weiterkommen. Aber am heutigen Tag
diese Frage zu diskutieren, ist doch ein wenig
kleinkariert, wenn man das mit der Entwicklung

vergleicht, die in den letzten Tagen auf uns zuge-
kommen ist.

Wir haben uns angesichts der Entwicklung auf
dem internationalen Strommarkt vor Augen zu
führen, dass die deutschen Energieversorger e.on
und RWE ca. 10.000 MW vom Netz nehmen wol-
len: Dies sind genau ein Kernkraftwerk in Stade
(Grundlastkraftwerk), zwei Gaskraftwerke (Spit-
zenlastkraftwerke) und sieben Steinkohlekraftwer-
ke sowie drei Braunkohlekraftwerke. Die ÖTV
spricht von einem Verlust an Arbeitsplätzen für
insgesamt bis zu 15.000 Menschen. Wir werden es
nicht schaffen, diesen Energiebedarf durch Kraft-
Wärme-Kopplung oder durch regenerierbare Ener-
gien zu ersetzen.

(Schwarzenholz [fraktionslos]: Das
brauchen wir auch nicht, denn es gibt
diesen Energiebedarf nicht!)

- Ja, Sie wissen das ganz genau. Dass der Bedarf
nicht jeden Tag anfällt, ist klar. Aber dass man
bisher den Energiebedarf hatte, um Spitzenlast
abzusichern, ist auch erwiesen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Wir werden das also in diesem Bereich nicht schaf-
fen.

Man kann in diesem Punkt an Quotierung be-
schließen, was man will - wir werden ja gleich
noch darauf zu sprechen kommen -, man muss aber
feststellen, dass die Märkte eine andere Sprache
sprechen. Die Bundesregierung redet immer von
moderner Wirtschaftspolitik, von den Herausforde-
rungen der Globalisierung - eben hat der Minister-
präsident noch davon gesprochen -, von Megafusi-
onen, die keine Grenzen mehr kennen. Die Ener-
giepolitik ist allerdings vom Quotendenken und
von Verteuerungsstrategien geprägt.

Das ist nicht die Handschrift eines Kanzlers von
Weltruf, dies ist eher kleinkarierte Flickschusterei
mit verheerenden Folgen.

Ich nenne Ihnen die Folgen: Wir haben hier in
Deutschland Kraftwerke auf dem neuesten Stand
der Technik, und wir müssten den Strom in Berei-
che mit Kraftwerken veralteter Technik exportie-
ren. Was passiert aber? - Gleichzeitig zur vorgese-
henen Abschaltung des Kernkraftwerkes Stade, das
mit anerkannter Sicherheitstechnik ausgestattet ist,
geht in Tschechien ein Atommeiler mit umstritte-
ner russischer Technik und mit nachgerüsteter
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westlicher Sicherheitstechnik ans Netz - gleichzei-
tig.

Aber was soll’s? Wir haben ja dann das erste
Kernkraftwerk abgeschaltet und können zusätzli-
chen Strom aus Atomkraftwerken in Tschechien
oder auch in Frankreich kaufen.

(Schwarzenholz [fraktionslos]: Mann,
ist das primitiv!)

Wir haben dann nicht mehr Sicherheit - Gefähr-
dungen machen ja bekanntlich nicht an Grenzen
Halt -, aber wir haben dann mit dem Abschalten
von Stade wenigstens ein Stückchen Sicherheits-
ideologie verwirklicht.

Sicherheit von Kernenergie ist bei einem internati-
onalen Strommarkt allerdings eine internationale
Frage und kann national nicht gelöst werden.
Strom für den Spitzen- und Mittellastbedarf, der in
Gaskraftwerken und Braunkohle- sowie Steinkoh-
lekraftwerken erzeugt wird, die aber abgeschaltet
werden, wird dann von französischen Atomkraft-
werken oder anderen zugekauft. Dies ist dann die
Realität.

Dafür ist nicht die Stromwirtschaft verantwortlich
- sie verhält sich so, wie es der Markt gebietet -,
hierfür ist eine verfehlte Politik verantwortlich.

(Zuruf von den GRÜNEN)

11,5 Milliarden DM Mehrbelastung in der Bundes-
republik Deutschland bedeuten Benachteiligungen
im internationalen Vergleich.

Vizepräsident Gansäuer:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Harms?

Rolfes (CDU):

Nein, ich habe doch nur noch ein paar Minuten zur
Verfügung; das können wir gleich noch gern ma-
chen.

Alles das, was die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Stromwirtschaft belastet, muss auf den
Prüfstand der ökonomischen Vernunft. Wir ge-
fährden sonst die Weltbewerbsfähigkeit des Stand-
ortes Deutschland insgesamt, wir gefährden tau-
sende von Arbeitsplätzen, aber wir gefährden auch
unsere Sicherheit.

Herr Kuhnt, der Vorstandsvorsitzende der RWE,
sagt, die anstehenden Verteuerungen durch Sub-
ventionierung von regenerierbarer Energie und
Quotierung der Kraft-Wärme-Kopplung bedeuten,
dass dem nationalen Markt bis zu 40 % entzogen
werden. Bis zu 40 % werden also in der Stromwirt-
schaft dem Markt entzogen. Das bedeutet dann
natürlich auch dementsprechend einen Nachteil für
die deutsche Wirtschaft, einen Nachteil für deut-
sche Arbeitsplätze, und zwar auch in Niedersach-
sen. Er beziffert die Mehrkosten, die in der Bun-
desrepublik Deutschland entstehen, mit 27,4 Mil-
liarden DM.

Ich meine, ein bisschen kennen die sich auch aus,
und wir sollten uns mit diesen Zahlen ernsthaft
auseinander setzen. Es lohnt sich, darüber nachzu-
denken, weil wir sonst Wirtschaft und Arbeitsplät-
ze in Deutschland, aber auch Sicherheit in
Deutschland gefährden. Gefährdung der Sicherheit
durch Kraftwerke im Ausland macht - wie gesagt -
vor nationalen Grenzen keinen Halt. Wir sollten
diese Sicherheitsfrage zu einer internationalen
Aufgabe machen.

(Beifall bei der CDU - Coenen
[CDU]: Recht hat er!)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Kollege
Wegner, Sie haben das Wort. Bitte sehr!

Wegner (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nach der umfassenden energiepolitischen Darstel-
lung aus der Sicht von Herrn Rolfes will ich mich
hier doch wieder mehr den finanziellen Aspekten
des Antrages zuwenden. Die Grünen haben hier
vor anderthalb Jahren einen zum Teil unrealisti-
schen und letztlich auch überflüssigen Antrag
eingebracht. Soweit es in dem Antrag um Einspa-
rungen bei der Stromlieferung für Landesliegen-
schaften geht, kann ich nur feststellen, dass die
Landesregierung bereits damals von sich aus eine
Projektgruppe bei der Staatshochbauverwaltung
mit der Zielrichtung eingerichtet hatte, die Strom-
bezugskosten durch eine einheitliche Ausschrei-
bung für alle Landesliegenschaften zu senken. Mit
einem EDV-gestützten Verbrauchs- und Kosten-
controlling für alle 7.600 landeseigenen Gebäude
wurde eine Datengrundlage geschaffen, um diese
einheitliche Ausschreibung vorzubereiten. Parallel
dazu wurden bereits 1999 bei Gesamtkosten von
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etwa 80 Millionen DM Kostensenkungen von
2,5 Millionen DM durch Einzelverhandlungen
umgesetzt. Auch 1998 waren bereits 2,5 Millio-
nen DM eingespart worden.

Ich bedanke mich ausdrücklich für die ständige
Information im Ausschuss für Haushalt und Finan-
zen während der Entwicklung des Ausschrei-
bungsvorschlages.

Das Land hat damit bundesweit eine Vorreiterrolle
übernommen. Dabei möchte ich hervorheben, dass
sich sowohl das zuständige Finanzministerium als
auch der auf möglichst hohe Einsparungen be-
dachte Ausschuss für Haushalt und Finanzen dem
Gedanken des Einsatzes umweltfreundlicher Ener-
gien gegenüber aufgeschlossen gezeigt haben.

(Zuruf von Frau Harms [GRÜNE])

- Wir hätten gar nichts machen müssen.

(Weiterer Zuruf von Frau Harms
[GRÜNE])

In enger Abstimmung mit dem Umwelt- und dem
Wirtschaftsministerium sowie den Fachleuten aus
den Fraktionen wurde erreicht, einen beiden Zielen
Rechnung tragenden Kompromiss zu finden. Aus-
geschrieben wurde deshalb ein Energiemix mit
einem Anteil von 24 % aus Anlagen mit Kraft-
Wärme-Kopplung - das sind sogar 4 Prozentpunkte
mehr als von den Grünen gefordert - sowie von
4 % aus regenerativen Energieträgern. Dies führt
zu einer CO2-Einsparung von 25 bis 30 %.

Die von den Grünen darüber hinausgehend gefor-
derten 15 % für regenerative Energien sowie der
Ausschluss von Atomenergie müssen demgegen-
über als zu weitgehend eingestuft werden, weil
beides zu unvertretbaren Mehrkosten für den Lan-
deshaushalt geführt hätte.

Die finanz-, energie- und umweltpolitisch ausge-
wogene Ausschreibung hatte das erfreuliche Er-
gebnis, dass eine Bietergemeinschaft aus regiona-
len Bietern unter der Führung der Stadtwerke
Hannover den Zuschlag für die Lieferung in den
nächsten zwei Jahren erhalten hat. Damit sind eine
Stützung ortsnaher Strukturen sowie der Erhalt von
Arbeitsplätzen in unserem Land gewährleistet.

Die Ausschreibung hatte aber auch einen finan-
ziellen Erfolg: Durch sie wird eine weitere Einspa-
rung in Höhe von 7,4 Millionen DM erreicht. Bei
der Bewertung dieser Einsparung muss zudem
berücksichtigt werden, dass Niedersachsen auch

schon vor der Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts im bundesweiten Vergleich die günstigsten
Strompreise bezahlt hat. Das Einsparpotential war
also geringer als in anderen Ländern.

Die Grünen hätten das gute Ergebnis der Anstren-
gungen der Landesregierung bei der Neuregelung
des Strombezuges anerkennen und ihren Antrag
zurückziehen sollen. Aber so viel Einsichtsfähig-
keit zu erwarten, ist offenbar zu viel verlangt.

Wir lehnen deshalb den Antrag der Grünen ab.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank. - Herr Kollege Schwarzenholz, Sie
haben bis zu zwei Minuten Redezeit. Bitte sehr!

Schwarzenholz (fraktionslos):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir
erleben gegenwärtig etwas ganz anderes, als der
Kollege Rolfes gerade zu suggerieren versucht hat.
Wir müssen feststellen, dass die als Existenzbe-
rechtigung der Atomenergie aufgestellte Behaup-
tung, dass die Atomkraftwerke nicht abgeschaltet
werden könnten, weil sonst die Energieversorgung
zusammenbrechen würde, eine der großen Le-
benslügen der großen Energiekonzerne ist; denn
schon längst werden Überkapazitäten von unge-
heurem Ausmaß herumgeschleppt, die im Prinzip
nur aufgrund der Monopolsituation in den Versor-
gungsgebieten abgesetzt werden konnten. Von
daher ist Ihre ganze Vision, die Sie hier darzustel-
len versucht haben, ohne jede reale volkswirt-
schaftliche Grundlage und schlicht absurd.

Auf der anderen Seite kann aber auch festgestellt
werden, dass die Landesregierung die Möglich-
keiten, die mit dem Neuabschluss dieses Vertrages
verbunden waren, politisch ganz bewusst nicht
ausgeschöpft hat. Wir wissen, dass große Energie-
konzerne, die, wie etwa die Bayernwerke, aus
ideologischen Gründen heraus sehr stark auf A-
tomstrom setzen, über hohe Wasserkraftanteile
verfügen, die in den geologischen Verhältnissen im
Alpenraum begründet sind, diese Anteile zu er-
höhten Preisen verkaufen - d. h. aus ihrer Mixkal-
kulation herausnehmen - und dann den Atomstrom
über Sonderangebote wie Yello-Strom rüberbrin-
gen. Wenn die Landesregierung nun darauf ver-
zichtet, den auch von ihr für notwendig erachteten
klimapolitischen Zielen - hier hat der Staat ja eine
Vorbildfunktion zu übernehmen - z. B. dadurch zu
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entsprechen, dass sie den besonderen Anteil an
regenerativen Energien wie z. B. an Windkraft-
energie zum Bestandteil solcher Verträge macht,
dann verzichtet sie auch ganz bewusst darauf, die
auch in Niedersachsen in diesem Bereich beste-
henden internationalen Verpflichtungen zum Kli-
maschutz zu erfüllen. Außerdem verzichtet sie
bewusst darauf, den regenerativen Energieträgern
durch diese erhöhte Nachfrage den entsprechenden
Schub zu verleihen. Insoweit ist diese Chance auch
bei diesem Vertrag leider wieder versäumt worden.

Vizepräsident Gansäuer:

Herr Minister Aller, Sie haben das Wort.

Aller,  Finanzminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Manchmal bin ich ja Optimist. Ich habe nun damit
gerechnet, dass alle Fraktionen die Landesregie-
rung und insbesondere mein Haus für etwas Bahn-
brechendes loben, was es in Deutschland bisher
nicht gegeben hat, nämlich eine gebündelte Aus-
schreibung mit dem Ziel, regenerative Energien als
Vorgabe in den Vertrag hineinzuholen und dann
auch noch einen guten Preis zu erzielen. Ich be-
danke mich für das verdeckte Lob, das hier ausge-
sprochen worden ist. Ich bedanke mich bei meinen
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dafür, dass sie
die Voraussetzungen dafür geschaffen - das ist der
entscheidende Punkt - und die Widerstände über-
wunden haben, die im Raum standen.

(Beifall bei der SPD)

Erstens, Herr Rolfes: Wir haben uns nicht in einem
vertragslosen Zustand befunden, als wir die erste
Ausschreibung gebündelt haben, sondern in dieser
Umbruchsituation ging es darum, wie die Kirchen,
aber auch wie die kommunalen Spitzenverbände
aus Verträgen auszusteigen und neue zu schließen
mit dem Ziel, den Preisvorteil zu realisieren. Dies-
bezüglich hat der Antrag der Grünen - das kann
doch gar nicht bestritten werden - in die gleiche
Richtung gewiesen, allerdings mit einigen kosten-
treibenden Elementen, die wir ablehnen mussten.
Wir haben einmal nachgerechnet, Frau Harms. Ihr
Antrag hätte die Mehrkosten, die wir hätten hin-
nehmen müssen, um weitere 12 Millionen DM
gesteigert. Insofern wäre dies kein vernünftiger
Kompromiss mehr gewesen.

Ich gebe gerne zu, dass ich als Finanzminister
gesagt habe: Unser vorrangiges Ziel muss es sein,

am Markt einen möglichst günstigen Preis zu
erzielen und dafür eine entsprechende Ausschrei-
bung zu erstellen. Dass die Beratungen dann 4 %
bzw. 24 % ökologische Komponenten hineinge-
bracht haben, hat einen politischen Preis erfordert.
Den berechnen wir mit 5 Millionen DM. Das muss
man auch einmal so in der Diskussion erwähnen,
weil ich es für wichtig halte, dass diese Art der
indirekten Subventionierung der regenerativen
Energien auch den Verbrauchern klar wird. Sie
müssen wissen, dass nicht der optimale Marktpreis
ausgehandelt worden ist, sondern dass ein Mix
dazu geführt hat, dass wir am Markt eine Sonder-
dotierung für die Ökologie mit bezahlen müssen.
Das hat diese Ausschreibung in hervorragender
Weise erbracht. Das erklärt auch, warum nunmehr
bundesweit versucht wird, in ähnlicher Art und
Weise nach niedersächsischem Muster vorzuge-
hen. Ich glaube, dass die von uns erzielte Transpa-
renz - die Zahlen hat der Kollege Wegner soeben
deutlich gemacht - auch für weitere Ausschreibun-
gen von erheblicher Bedeutung sein wird.

Ich möchte ganz ausdrücklich noch einmal darauf
hinweisen, dass die Tatsache, dass das aus den
Stadtwerken, aus Avacon, EWE, EAM und der
Braunschweiger Versorgungs-AG bestehende
Konsortium den Zuschlag erhalten hat mit der
Folge, dass die Lieferungen nunmehr in Nieder-
sachsen bleiben, den Befürchtungen widerspricht,
die hier ursprünglich geäußert worden sind: Wenn
wir dieses Verfahren wählen und europaweit aus-
geschrieben wird, dann wird dieser Vertrag mögli-
cherweise an einen ausländischen Konzern gehen.
- Unter dem Strich und zusammengefasst heißt
das: Wir haben in Niedersachsen in der Tat etwas
auf den Weg gebracht, von dem man sagen kann,
dass wir Neuland beschritten und eine Vorreiter-
rolle eingenommen haben. Wir haben aufgrund
dezentraler Verhandlungen einen ausgesprochen
günstigen Preis für zwei Vorjahre mit Einsparun-
gen in Höhe von jeweils 5 Millionen DM durchge-
setzt. Wir haben außerdem die Mixstrategie, die
wir angewendet haben, zu einem Ergebnis geführt,
mit dem ein guter Preis und ökologische Gesichts-
punkt zusammen geführt werden. Deshalb bin ich
sehr dafür, dass der Antrag der Grünen, obwohl er
sehr präzise formuliert worden ist, abgelehnt und
stattdessen das Ergebnis, das wir ausgehandelt
haben, ausdrücklich begrüßt wird. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Gansäuer:

Herr Minister, vielen Dank. - Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht
mehr vor. Ich schließe hiermit die Beratungen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt
und Finanzen in der Drucksache 1876 zustimmen
und damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in der Drucksache 529 ablehnen möchte,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Ich bitte um
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Damit ist
der Ausschussempfehlung gefolgt worden.

Wir kommen jetzt zu

Tagesordnungspunkt 20:
Zweite Beratung:
Mehr Mut zur konsequenten Stärkung der
Eigenverantwortung für Hochschulen -
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 14/1382 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wissenschaft und Kultur - Drs. 14/1882

Dieser Antrag war in der 44. Sitzung am
16. Februar dieses Jahres an den Ausschuss für
Wissenschaft und Kultur zur federführenden Be-
ratung und Berichterstattung überwiesen worden.
Eine Berichterstattung wurde nicht vereinbart.

Mir liegt eine Wortmeldung vor, nämlich die der
Kollegin Trost. Bitte schön!

Frau Trost (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir
haben hier einen Antrag vorliegen, der mehr Mut
zur konsequenten Stärkung der Eigenverantwor-
tung der Hochschulen fordert. Wir sind uns er-
staunlicherweise alle darin einig, dass dies zu
geschehen hat. Trotz allem sind wir uns in der
Verabschiedung dieses Antrags nicht einig; denn
die SPD-Fraktion will einen Halbsatz, den wir in
den Antrag mit dem Ziel aufgenommen wissen
wollten, die Fehlentwicklungen umgehend zu
korrigieren, nicht mittragen. Meine Damen und
Herren, das ist nicht konsequent, wenn Sie uns auf
der einen Seite zustimmen.

Wir haben sehr, sehr gute Erfahrungen gemacht
mit der Einführung der globalen Haushalte. Über
mehrere Jahre hinweg wurde die Eigenverantwor-
tung in den Hochschulen gestärkt. Wir haben

festgestellt, dass die Hochschulen eigenverant-
wortlich handeln können, dass die Autonomie der
Hochschulen den Hochschulen zum Vorteil ge-
reicht.

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass Herr
Oppermann im Jahr 1998 Zielvereinbarungen im
Bereich der Organisation, der Verwaltung, der
Personalhoheit und der Finanzhoheit gefordert hat,
möchte ich auch einmal an das erinnern, was er im
Juli 1998 in Loccum ganz klar gesagt hat:

„Dezentralisierung, Deregulierung
und Delegation heißen die Hauptprin-
zipien des neuen Steuerungsmodells;
denn der neue Organisationsrahmen
Autonomie und Verantwortung be-
deutet die Verlagerung der Autonomie
und der Verantwortung direkt an die
Hochschulen. Das wesentliche In-
strument der Autonomie ist der Glo-
balhaushalt, und die nächste Stufe ist
die leistungs- und aufgabenorientierte
Ressourcensteuerung.“

Wir waren froh, als wir damals solche Worte von
Minister Oppermann hörten; denn sie weisen einen
Weg in die richtige Richtung. Dies wurde dann in
dem Redebeitrag von Herrn Dr. Domröse sogar
noch bestärkt, der am 16. Februar - ich zitiere noch
einmal - sagte: Wir müssen uns von der strengen
kameralistischen Haushaltsführung einer Anstalt
des öffentlichen Rechts lösen und sie zu neuen
Ufern einer wirtschaftsnahen Betreibung führen.

Meine Damen und Herren, diese Ufer scheinen bei
der SPD noch im Nebel zu liegen, denn Konse-
quenzen daraus werden nicht gezogen.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben gestern eine Änderung des NHG be-
schlossen, damit die Hochschulen betriebswirt-
schaftlich und regional vor Ort agieren können.
Herr Oppermann hat hier lang und breit ausgeführt,
dass er auf jeden Fall eine Förderung der Zusam-
menarbeit mit der regionalen Wirtschaft haben
wolle. Regionale Kompetenzzentren sollten gebil-
det werden.

Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt aber die
eigentlichen Aufgaben der Hochschulen und die
Ressourcenverwaltung nicht miteinander koppeln
und den Hochschulen nicht die Möglichkeit geben,
vor Ort autonom und eigenverantwortlich zu han-
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deln, dann ist das doch nur eine Worthülse, die
nicht mit Inhalten gefüllt wird.

(Zustimmung bei der CDU)

Im Bereich der Telekommunikation – ich will an
dieser Stelle gar nicht einmal auf Liegenschaften
eingehen – gibt es in Osnabrück eine regionale
Firma, Osnatel, bei der die Kunden kostenlos
miteinander telefonieren können. Wenn jedoch die
Telekommunikation vom Land zentral eingekauft
wird, sind solche Möglichkeiten der Ressourcen-
einsparung an der Hochschule nicht mehr gegeben.
Das ist nur ein Beispiel. Auch im Bereich der
Energieversorgung können regionale Anbieter vor
Ort wesentlich günstiger sein. Mit ihnen kann man
z. B. wesentlich besser Sponsoringverträge aus-
handeln, als dies der Fall ist, wenn durch den
zentralen Einkauf vorgegeben wird, wo und wie
die Energie zu beziehen ist.

Meine Damen und Herren, das Versprechen von
Autonomie wird nicht eingehalten. Die verspro-
chene Autonomie wird nicht gewährt. Wir haben
nur eine vollmundige Ankündigung, aber keine
Umsetzung. Wir haben einen Zugriff von Herrn
Minister Aller auf die Hochschulen, was die Res-
sourcen angeht. Damit komme ich zum Liegen-
schaftsmanagement. Da wird zentral verwaltet.
Das, was die Hochschulen dort einsparen könnten,
was sie zur Kompensation der starken Einschrän-
kungen durch den Innovationspakt II aufbringen
könnten, um über Finanzmittel in einigermaßen
vernünftigem Umfang verfügen zu können, wird
von der Landesregierung eingesackt und fließt in
den allgemeinen Landeshaushalt. Die Hochschulen
werden mit dem Innovationspakt II mit einem
zinslosen Darlehen von 50 Millionen DM an die
Landesregierung, das in den nächsten fünf Jahren
mit jeweils 10 Millionen DM zurückgezahlt wird,
zur Kasse gebeten. Sie haben aber keine Kompen-
sationsmöglichkeiten.

Wir wollen die Hochschulen natürlich nicht in eine
Freiheit laufen lassen, in der keine Kontrolle mehr
durch das Parlament möglich ist. Wir wollen aber
eine Freiheit, in der die Fragen der Verantwortung,
der Aufsicht und der Beratung beantwortet werden
und in der die möglichen Grenzen aufgezeigt wer-
den. Denn das haben wir noch nicht.

(Beifall bei der CDU)

Wenn, wie immer angekündigt wird, bei den Stif-
tungshochschulen, die ja jetzt kommen sollen,
Verantwortung weitergegeben wird, wir aber nicht

wissen, in welchen Grenzen und in welchem Rah-
men das Ganze stattfinden wird, dann können wir
es nicht hinnehmen, dass von der SPD gesagt wird,
mit dem neuen NHG werde dies alles erledigt.

Meine Damen und Herren, wir kennen das neue
NHG nicht. Frau Mundlos hat das gestern schon
gesagt. Uns liegt kein Entwurf vor. Wir kennen nur
Pressemitteilungen. Wir bekommen aufgeregte
Anrufe von Professoren und Verwaltungsleuten
aus den Hochschulen. Wir können darauf nicht
antworten. Jeder Vorstoß unsererseits wird mit
dem Argument blockiert, das werde alles noch
kommen, man befinde sich in den Diskursver-
handlungen, im Jahre 2002 werde der Gesetzent-
wurf verabschiedet, und irgendwann im nächsten
Jahr würden auch wir ihn zu Gesicht bekommen.

(Zuruf von Frau Mundlos [CDU])

Es tut uns Leid: Wir können dem nicht zustimmen.
Wir bestehen darauf, dass jetzt und heute die Än-
derungen rückgängig gemacht werden, dass die
Autonomie bei den Hochschulen bleibt und dass
dies schnell geschieht, damit die Hochschulen
lebensfähig bleiben.

Meine Damen und Herren, denken Sie noch einmal
darüber nach! Wenn Sie uns schon in den anderen
Punkten zustimmen, dann nehme Sie doch bitte
auch diese Fehlentwicklung zurück! – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Gansäuer:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht mehr
vor.

(Groth [SPD] begibt sich zum Red-
nerpult.)

- Da haben Sie aber Glück gehabt. Das war in
allerletzter Sekunde. – Herr Kollege Groth, bitte
schön!

Groth (SPD):

Ich bedanke mich für die Nachsicht, Herr Präsi-
dent!

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Trost, wir bedauern eigentlich diese künstliche
Kontroverse. Ich bezweifle, dass das Thema, das
Sie mit dem Antrag angesprochen haben, es wirk-
lich wert war, einen Entschließungsantrag einzu-
bringen. Eigentlich wollten Sie ja nur Ihre Kritik
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an der Hochschulpolitik parlamentsöffentlich
machen. Das hätten Sie auch mit einer Kleinen
Anfrage tun können.

(Frau Mundlos [CDU]: Sie müssen
schon uns überlassen, für wie wichtig
wir das halten!)

- Selbstverständlich ist das Ihre Sache. Das sei
Ihnen ausdrücklich zugestanden. Intern sollte aber
auch immer danach gefragt werden, was parla-
mentstauglich ist und was nicht. Was in der Hoch-
schulpolitik gut läuft, stellen Sie nur nebensätzlich
dar. Dass wir bei dem Umbau von der Kameralis-
tik zu Globalhaushalten führend waren, dass wir
zunächst bei den beiden Modellhochschulen in
Oldenburg und Clausthal wirtschaftliche Momente
eingeführt haben, haben Sie in einem Nebensatz
erwähnt. Dass wir das jetzt bis 2001 in allen Hoch-
schulen des Landes realisieren, ist ein wirklicher
Zugewinn auch an finanzpolitischer Autonomie
der Hochschulen und wird nicht nur in unserem
Lande von den Hochschulen geschätzt, sondern
auch weit über die Landesgrenzen hinaus von
Hochschulen in anderen Bundesländern ähnlich
verfolgt. Diese Debatte hat doch in Niedersachsen
begonnen. Sie sollten ruhig einmal anerkennen,
was in den vergangenen Monaten und Jahren an
den Hochschulen in Niedersachsen Gutes gesche-
hen ist.

Der zweite Punkt: die Kompetenzzentren. Meine
Damen und Herren, Frau Trost, Sie wissen, dass
diese in Gründung sind, dass konkret daran gear-
beitet wird. Natürlich kann sich die Opposition
immer und zu jeder Zeit, wenn eine gute Idee in
der Implementation ist, hinstellen und sagen: Das
muss schneller gehen, das hätte eigentlich schon
gestern realisiert sein müssen. – Das ist Ihr gutes
Recht. Aber Sie wissen, dass konkret daran gear-
beitet wird, dass die Hochschulen hoch motiviert
sind, diese Kompetenzzentren auszuprägen. Sie
mahnen also etwas an, was sich bereits auf einem
guten Weg befindet.

Vizepräsident Gansäuer:

Herr Kollege Groth, die Kollegin Mundlos möchte
Ihnen gern eine Frage stellen.

Groth (SPD):

Danke, nein. Ich möchte meine wenigen Bemer-
kungen gern im Zusammenhang machen.

Der dritte Punkt. Herr Domröse hat das in der
letzten Sitzung bereits deutlich gemacht. Dass es
berechtigte, aber unterschiedliche Ansätze zum
Liegenschaftsmanagement gibt, ist hier bekannt
worden. Wenn man das hochschulkonzentriert
sieht, muss man das so beurteilen, wie dies Frau
Trost erneut und Frau Mundlos an anderer Stelle
eingefordert haben. Wenn man die Landesinteres-
sen sieht, muss man Verständnis für die Position
des Finanzministers haben. Daraus ist eine Synthe-
se zu formulieren. Wir sind doch mitten in diesem
Prozess.

Sie fordern, dass man Ihnen endlich den Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Hochschulgeset-
zes geben möge. Meine Damen und Herren! Sie
verfügen doch über eigene parlamentarische Mög-
lichkeiten. Dass Sie diese wahrnehmen, vermissen
wir. Wir arbeiten seit Monaten an dem Thema,

(Frau Mundlos [CDU]: Waren Sie im
Dezember nicht dabei?)

wie wir mit einer NHG-Novelle Autonomie und
Eigenständigkeit der Hochschulen in Niedersach-
sen herstellen können. Wir sind vor wenigen Tagen
in den öffentlichen Diskurs mit den Zielgruppen an
den Hochschulen eingetreten. Sie sind herzlich
willkommen; Sie können daran teilnehmen. Neh-
men Sie teil! Aber nehmen Sie auch Ihre parla-
mentarischen Möglichkeiten wahr!

(Fischer [CDU]: Sie können uns den
Entwurf doch schicken!)

Bringen Sie doch ein NHG-Reformgesetz Ihrer
Prägung ein, damit wir endlich einmal etwas zu
den Zielbehauptungen hören, die Sie nie konkreti-
sieren. Immer dann, wenn etwas konkretisiert wird,
suchen Sie sich die Punkte heraus, an denen Sie
Kritik üben können. Sie nennen das Ziel, verwei-
gern sich aber bei der Umsetzung.

Erarbeiten Sie als CDU-Fraktion doch einen Ent-
wurf für eine NHG-Novelle! Legen Sie das auf den
Tisch! Machen Sie, wenn Sie das nicht wollen oder
können, einen Vorschlag zu § 80 NHG, in dem Sie
deutlich machen, was Ihrer Ansicht nach künftig
Staatsvorbehalt sein soll. Derzeit gibt es über
50 Angelegenheiten, in denen der Staat Vorbehalte
hat bzw. Genehmigungen erteilen muss, bevor eine
Hochschule handeln kann. Machen Sie doch Vor-
schläge, welche dieser 50 Vorbehalte in die Hoch-
schulen verlagert werden sollen! Sagen Sie das
einmal konkret!
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(Fischer [CDU]: Sie haben doch den
Entwurf!)

Wir haben unsere eigenen Vorstellungen dazu. Wir
haben eigene Eckpunkte. Diese präsentieren wir
auch in unseren Diskursveranstaltungen.

Also: Wir vermissen Ihre konzentrierte, konkrete,
konstruktive Mitarbeit bei diesem Thema. Außer
allgemeinen Zielformulierungen und der Kritik am
einzelnen Geschehen kommt nichts.

Gestern haben Sie ein beredtes Beispiel geliefert.
Die Universitäten sollen in die Lage versetzt wer-
den, Körperschaftsvermögen zu bilden, sie sollen
befähigt werden, Firmen zu gründen und sich an
Firmen zu beteiligen. Damit soll erreicht werden,
dass aus Ideen schneller vielleicht auch Produkte
werden, vielleicht auch Bruttosozialprodukt wird.
Sie haben diese neue Möglichkeit zu mehr auto-
nomer Gestaltung von Hochschulleben nicht mit-
getragen. Sie haben wieder ein Ziel formuliert und
sich gestern im Konkreten wieder verweigert.

(Frau Körtner [CDU]: Das stimmt
doch gar nicht!)

- Genau so ist es und muss es auch gesagt werden!

Also, herzliche Einladung: Verweigern Sie sich
nicht im Konkreten! Formulieren Sie Ihre Vor-
stellungen zur Novellierung des NHG! Bringen Sie
sich konstruktiv in die Debatte ein! - Davon hätten
wir alle mehr, und dann würden wir uns hier und
da vielleicht auch nicht so polemisch begegnen
müssen.

Letzter Punkt. Die von Ihnen beantragte Entschlie-
ßung haben wir auf das Notwendige reduziert. In
der vorgelegten Form hätte Ihr Antrag hier natür-
lich keine Mehrheit gefunden. In der geänderten
Form werden wir Ihren Antrag mittragen. - Danke
schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank. - Herr Kollege Golibrzuch, Sie haben
das Wort.

Golibrzuch (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Groth, Sie haben Fragen an die CDU-Fraktion
formuliert, die doch wirklich die Landesregierung
beantworten muss. Wir wollen mehr Autonomie

und mehr Eigenverantwortung für die Hochschu-
len; das ist völlig unstrittig. Autonomie verstehen
wir aber auch so, dass man z. B. - Sie haben die
gestern verabschiedete Gesetzesnovelle angespro-
chen - die ablehnende Entscheidung eines Senats
akzeptiert und diesen Senat nicht anweist, einem
Vertrag zuzustimmen, der von diesem abgelehnt
wird. - So viel zu der Debatte von gestern.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Die Autonomie sollte aber auch für andere Berei-
che gelten. Deswegen haben wir keine grundsätzli-
chen Bedenken gegen die hier immer wieder ange-
sprochene große NHG-Novelle. Seit Jahren woll-
ten wir mehr Autonomie und mehr Eigenverant-
wortung für die Hochschulen. Wir streiten nur im
Detail darüber, wie weit man aus der Sicht auch
eines Landes Autonomie zulassen kann. Da muss
es noch Prüfungsmöglichkeiten geben, etwa solche
des Rechnungshofs. Da muss es die Möglichkeit
geben, in Fehlentwicklungen steuernd einzugrei-
fen.

Die entscheidende Frage ist aber doch, warum
dann, wenn man sich auf diesen Weg begibt hin zu
mehr Autonomie und Eigenverantwortung im
Rahmen der großen NHG-Novelle, den wir grund-
sätzlich für richtig halten, in einem Zwischen-
schritt die Autonomie der Hochschulen noch ein-
mal eingeschränkt wird. Frau Trost hat die Bei-
spiele dafür genannt. Warum werden die Hoch-
schulen dazu gezwungen, kostenintensivere Leis-
tungen in der Bezügeverwaltung, in der Telekom-
munikation, im Liegenschaftsmanagement in
Anspruch zu nehmen?

(Unruhe)

Warum werden die Hochschulen gezwungen, dafür
mehr Geld auszugeben, als tatsächlich notwendig
wäre? Ist es denn sinnvoll - diese Frage muss doch
erlaubt sein -, dass die Hochschulen in eine zent-
rale Vorgabe des Landes eingebunden werden,
obwohl es vor Ort günstiger zu organisieren wäre?
- Wir können das nicht nachvollziehen. Wir kön-
nen das unter dem Gesichtspunkt der Autonomie
der Hochschulen nicht nachvollziehen. Wir können
es aber auch haushaltswirtschaftlich nicht nach-
vollziehen, dass man hier mehr Geld ausgibt, als
tatsächlich notwendig wäre.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)
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Herr Oppermann - vielleicht reden Sie ja noch zu
dem Punkt -, wenn man eine solche große NHG-
Novelle will, wenn Globalhaushalte für die Hoch-
schulen ermöglicht werden - an den Fachhoch-
schulen haben wir das ja bereits -, dann muss man
doch die Frage beantworten, warum man im Ein-
zelfall dann, wenn die Hochschulen konkret etwa
Stellenhebungen wünschen, dabei aber auch sagen,
an welchen Stellen die Mehrausgaben dafür einge-
spart werden sollen, ablehnt und immer noch sagt:
Der Stellenplan ist verbindlich. Wir untersagen
euch entsprechende Stellenhebungen, so wohl
begründet sie im Einzelfall auch sein mögen.

Meine Damen und Herren, wir sind natürlich für
mehr Autonomie der Hochschulen. Wir verstehen
nicht, Herr Oppermann, warum auf dem Weg in
Richtung der großen NHG-Novelle die Autonomie
und die Eigenverantwortung der Hochschulen in
der beschriebenen Weise eingeschränkt wird, und
können deshalb mit der Beschlussempfehlung, die
auf einen Entwurf der SPD-Fraktion zurückgeht,
auch nicht allzu viel anfangen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der CDU)

Vizepräsident Gansäuer:

Vielen Dank. - Herr Minister, möchten Sie reden?

(Unruhe)

Wenn wir Ihnen damit einen Gefallen tun können,
dann haben Sie auch das Wort. Möchten Sie das
Wort? Es liegen nämlich keine Wortmeldungen
mehr vor. Ich schließe sonst die Debatte. - Die
Debatte ist geschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung, meine Damen
und Herren. Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Wissenschaft und Kultur in der
Drucksache 1882 zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.
Der Ausschussempfehlung ist gefolgt worden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind
damit am Ende des Vormittagsteils unserer Sit-
zung. Die Fraktionen sind übereingekommen - das
darf ich noch mitteilen -, dass die Mittagspause bis
14.30 Uhr dauern soll.

Ich unterbreche die Sitzung.

Unterbrechung: 12.35 Uhr.

Wiederbeginn: 14.31 Uhr.

Vizepräsidentin Litfin:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem Sie alle
- hoffentlich gestärkt - aus der Mittagspause zu-
rück sind, setzen wir unsere Beratungen fort mit

Tagesordnungspunkt 21:
Zweite Beratung:
Hilfe bei Überschwemmungsschäden - Ver-
besserung des Hochwasserschutzes im Bin-
nenland - Antrag der Fraktion der CDU - Drs.
14/396 - Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Umweltfragen - Drs. 14/1888

Der Antrag der Fraktion der CDU wurde in der
18. Sitzung am 18. Dezember 1998 an den Aus-
schuss für Umweltfragen zur federführenden Be-
ratung und Berichterstattung überwiesen. Bericht-
erstatter ist der Abgeordnete Brauns, dem ich das
Wort erteile.

Brauns (SPD), Berichterstatter:

Sehr  geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit seiner Beschluss-
empfehlung in der Drucksache 1888 empfiehlt
Ihnen der Ausschuss für Umweltfragen einstim-
mig, den Antrag in einer geänderten Fassung anzu-
nehmen. Namens des Ausschusses für Umweltfra-
gen bitte ich Sie, der Beschlussempfehlung in der
Drucksache 1888 zuzustimmen.

Im Übrigen gebe ich den Bericht zu Protokoll. -
Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
von Hogrefe [CDU])

(Zu Protokoll:)

Bereits zu Beginn der Antragsberatungen im fe-
derführenden Umweltausschuss wurde deutlich,
dass die von den Vertretern der Fraktionen von
SPD und CDU sowie dem Ausschussmitglied der
Grünen vorgetragenen Forderungen und Feststel-
lungen hinsichtlich der Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes im Binnenland in weiten Teilen
inhaltlich übereinstimmen. Die Fraktionssprecher
erarbeiteten daher im Verlauf der weiteren Bera-
tungen einvernehmlich den Ihnen heute als Be-
schlussempfehlung in der Drucksache 1888 vorlie-
genden Entschließungstext.
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Der dem Umweltausschuss mit beratender Stimme
angehörende fraktionslose Abgeordnete erklärte
hierzu, dass die Beschlussempfehlung nach seiner
Auffassung nur Absichtserklärungen enthalte und
nicht die notwendige Vernetzung herstelle, die den
Kommunen bei der Verbesserung des Hochwasser-
schutzes tatsächlich weiterhelfen würde.

Die mitberatenden Ausschüsse für Haushalt und
Finanzen sowie für Städtebau und Wohnungswesen
schlossen sich dem Votum des Umweltausschusses
ebenfalls einstimmig an.

Nachdem im mitberatenden Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten die von den
CDU-Ausschussmitgliedern vorgeschlagenen Än-
derungen zur Beschlussempfehlung von den Ver-
tretern der SPD-Fraktion abgelehnt worden sind,
schloss sich auch dieser Ausschuss bei drei Stimm-
enthaltungen dem Ihnen bereits vorliegenden
Entschließungstext an.

Vizepräsidentin Litfin:

Vielen Dank, Herr Kollege Brauns. - Für die Frak-
tion der CDU wird der Kollege Hogrefe Stellung
nehmen.

Hogrefe (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen, vor zwei Jahren gab es
in vielen Teilen Niedersachsens ein Jahrhundert-
hochwasser. Mehrere Menschen kamen in den
Fluten der reißenden Bäche und Flüsse um. Es
entstanden Schäden, die insgesamt auf mehrere
hundert Millionen DM geschätzt werden. Im
Landkreis Oldenburg lebten Tausende von Be-
wohnern tagelang in Angst vor einer drohenden
Deichkatastrophe. An der unteren Aller lief das
höchste Herbsthochwasser seit 1920 auf. Dort und
vor allem im westlichen Niedersachsen hatte auch
die Landwirtschaft hohe Ernteverluste sowie Bo-
denschäden zu beklagen.

Insgesamt zeigte sich, dass es mit dem Schutz vor
Überflutung im Binnenland nicht zum Besten
bestellt war, und zwar weder im Bewusstsein
bestimmter Verantwortlicher noch hinsichtlich der
Ausstattung mit Mitteln. Das Hochwasserschutz-
programm für das Binnenland war beispielsweise
seit Jahren unterdotiert.

Im Jahre 1998 stand, auch durch schriftliche Äuße-
rungen der Landesregierung, fest, dass eigentlich
422 Millionen DM für den Hochwasserschutz im

Binnenland nötig waren, wobei an Haushaltsmit-
teln für das Jahr 1998 weniger als
20 Millionen DM zur Verfügung standen. Wenn
eine solche Mittelausstattung beibehalten worden
wäre, dann hätte man mehr als 25 Jahre gebraucht,
um den dringenden Sanierungsbedarf an den Dei-
chen und andere Hochwasserschutzmaßnahmen
durchzuführen.

Wie prekär die Situation zum Teil war, illustriert
das Protokoll einer Besprechung bei der Bezirksre-
gierung Lüneburg. Da geht es um ein Treffen der
Deichbehörden und der Deichverbände. Dort wur-
de festgestellt, dass im Bereich von Aller und
Leine ein Sanierungsbedarf von 48 Millionen DM
bestand, dass an jährlichen Haushaltsmitteln aber
nur 0,7 Millionen DM zur Verfügung standen. Das
Verhältnis von zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmitteln zu dem, was eigentlich nötig war,
betrug also 1 : 100. So hätte es nicht weitergehen
können.

In dieser Situation hat die CDU-Fraktion die Initi-
ative ergriffen und Ihren Antrag „Hilfe bei Über-
schwemmungsschäden - Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes im Binnenland“ bereits wenige
Wochen nach der Flutkatastrophe am
19. November 1998 im Landtag eingereicht. Vor-
rangig ging es um fünf Bereiche:

Erstens ging es um die Verbesserung der Mittel-
ausstattung für den Hochwasserschutz.

Zweitens wollten wir der Bebauung in Über-
schwemmungsgebieten Einhalt gebieten.

Drittens ging es uns um mehr Wasserrückhaltung
durch einen verstärkten Erosionsschutz im Wege
neuer landbaulicher Möglichkeiten.

Viertens ging es uns um eine bessere Steuerung der
Talsperren und um den Bau von Regenrückhalte-
becken.

Fünftens sollte - das war uns ein besonderes Anlie-
gen - den direkt Geschädigten dort Hilfe zukom-
men, und die großen Versicherungsträger sollten
Möglichkeiten dafür aufzeigen, wie man sich
gegen Elementarschäden versichern kann.

Meine Damen und Herren, unser Antrag wurde in
den Landtagsausschüssen ausführlich beraten, und
er steht heute mit marginalen Veränderungen als
einstimmig formulierte Beschlussempfehlung zur
Abstimmung. An dieser Stelle möchte ich für die
wirklich konstruktiven Beratungen danken dem



Niedersächsischer Landtag  -  14. Wahlperiode  -  59. Plenarsitzung am 11. Oktober 2000

5683

Ministerium, den Kolleginnen und Kollegen in den
Ausschüssen sowie vor allem auch den fachkom-
petenten Damen und Herren in den Wasser- und
Bodenverbänden und den Behörden auf der kom-
munalen Ebene.

Meine Damen und Herren, unser Antrag hat dazu
geführt, dass die Mittel in dem Aufgabenbereich
„Förderung des Hochwasserschutzes im Binnen-
land“ wirklich aufgestockt worden sind. Ich rufe
noch einmal in Erinnerung: Damals standen nur
knapp 20 Millionen DM zur Verfügung. Ausweis-
lich der mittelfristigen Finanzplanung und auch des
vorliegenden neuen Haushaltsplanentwurfs sind es
jetzt bis zum Jahre 2004 jährlich Fördermittel in
Höhe von 28,5 Millionen DM. Insoweit sind wir
mit den Ergebnissen unseres Antrags weitgehend
zufrieden.

Allerdings muss dabei deutlich gemacht werden,
dass sich der Mittelbedarf inzwischen weiter er-
höht hat. Laut Aussagen von Bezirksregierungen
- diese fußen sicherlich auf Hinweisen des Ministe-
riums - beträgt der Mittelbedarf inzwischen sogar
550 Millionen DM, d. h. der in der mittelfristigen
Finanzplanung vorgesehene jährliche Betrag macht
nur ein Zwanzigstel der tatsächlich benötigten
Mittel aus. Aber immerhin muss man sagen: Es
gibt wieder Planungsmittel z. B. im Bereich von
Aller und Leine. Besonders gefährdete Deichab-
schnitte, beispielsweise solche an der Hunte, sind
saniert worden. Auch kleinere Wasserschutzmaß-
nahmen, z. B. solche in der Gemeinde Ankum,
sind, wie mir Bürgermeister Coenen berichtet hat,
der dafür im Übrigen sehr dankbar ist, inzwischen
erfolgt.

Planfeststellungsverfahren dauern leider immer
sehr lange. Wenn die Genehmigungen vorliegen,
dann kommt es natürlich entscheidend darauf an,
dass das Land auch Baumittel bereitstellt. Bei
dieser Gelegenheit muss ich anmerken, dass es
ohne unseren Antrag wohl nicht dazu gekommen
wäre, Herr Schack, dass der Arbeitskreis Umwelt
der SPD-Fraktion den Raum an der unteren Aller
besucht hätte und dort öffentlich Zusagen dahin
gehend gemacht hätte, dass Baumittel zur Verfü-
gung gestellt werden. Ihnen ist wohl bewusst, dass
es da um sechs- bis siebenstellige Millionenbeträge
geht. Ich meine, es ist richtig, wenn bei dieser
Gelegenheit daran erinnert wird.

Meine Damen und Herren, gerade in diesen was-
serwirtschaftlich exponierten Bereichen an der
mittleren Weser, an der unteren Aller, aber auch an

vielen Flussabschnitten im westlichen Niedersach-
sen und zum Teil auch in Südniedersachsen haben
viele Binnendeiche keine Lehmschürzen, sie sind
viel zu schmal, ihre Böschungen sind zu steil, das
Freibordmaß ist zu gering, und es fehlt an Deich-
verteidigungswegen, um im Notfall Sandsäcke
heranschaffen zu können. Hier besteht nach wie
vor erheblicher Sanierungsbedarf, für den die
Haushaltsmittel eigentlich weiter aufgestockt
werden müssten.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, unsere Forderung nach
einer erweiterten Möglichkeit für eine Vorfinanzie-
rung von Baumaßnahmen - durch dieses Instru-
ment könnte innerhalb weniger Jahre viel erreicht
werden - ist bisher nicht erfüllt worden.

Auch den mehrfachen Bitten und Anträgen des
Landvolks und insbesondere unseres Kollegen
Friedrich Kethorn, nach dem Modell der Nieder-
lande für die direkt Geschädigten mehr an Hilfe
zur Verfügung zu stellen, ist das Land leider nur
im Ansatz nachgekommen.

Positiv zu bewerten ist, dass große Versicherer
inzwischen Elementarschadenversicherungen an-
bieten.

Mit der heutigen abschließenden Beratung sind das
Thema und die Aufgabe „Hochwasserschutz im
Binnenland“ keineswegs abgearbeitet. Klimafor-
scher sagen uns, dass es in naher Zukunft in Nord-
deutschland in vermehrtem Ausmaß Feuchteperio-
den mit starken Niederschlägen geben wird. Wir
stehen womöglich vor dem Beginn einer neuen
Feuchtphase.

Meine Damen und Herren, zusammenfassend
möchte ich Folgendes sagen: Verbände, Land und
Kommunen geben erhebliche Mittel für den Ge-
wässerrückbau und für die Schaffung von Retenti-
onsräumen. Wenn das dem Hochwasserschutz und
der Sicherung der Grundwasservorräte dient, dann
ist das Geld gut angelegt. Aber generell gilt für die
CDU-Fraktion: Der Schutz des Menschen hat
eindeutig Vorrang vor anderen Schutzgütern.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Litfin:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht
die Kollegin Frau Steiner.
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Frau Steiner (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Hogrefe hat es bereits vorgetragen: Der Antrag
resultierte aus der besonderen Situation im Herbst
1998 - ein überdimensionales Hochwasser in
Deutschland, das auch entsprechende Folgen aus-
gelöst hat. Von daher war es richtig, den Antrag
einzubringen. Das Kompliment muss der CDU-
Fraktion gemacht werden.

Die Diskussion im Ausschuss hat auch gezeigt,
dass wir sehr konstruktiv über viele Aspekte dis-
kutiert haben und die Ergebnisse, die wir zum Teil
gemeinsam mit dem Ministerium erarbeitet haben,
durchaus beachtlich sind. Von daher begrüße ich,
dass das herausgekommen ist, was eben vorgestellt
wurde.

Aber das war eine besondere Situation. Wir haben
vor zwei Jahren in der Zeitung gelesen: Jahrhun-
derthochwasser etc. Wir können aber aus der ge-
samten Entwicklung ablesen, dass es nicht lange
dauern wird, bis es das nächste Jahrhunderthoch-
wasser geben wird. Die Abstände zwischen den
Hochwässern werden sich verkürzen. Wir müssen
häufiger mit Überschwemmungen rechnen - wir
müssen keine Diskussion darüber führen, ob das
auf die globale Klimaerwärmung zurückgeht oder
ob dies noch nicht abgesichert ist -; das können wir
auf jeden Fall bereits als Prognose festhalten.

Dass aber die Hochwässer noch deutlich höhere
Schäden anrichten als früher, ist nicht unbedingt
ein Naturereignis oder klimabedingt, sondern vom
Menschen gemacht. Wir haben uns im Ausschuss
ausführlich darüber auseinander gesetzt, dass die
Versiegelung in vielen Bereichen dazu führt, dass
die Hochwasserfolgen gravierender sind. Ferner
sind die Trockenlegung und Bebauung von Reten-
tionsflächen, also Überschwemmungsgebieten, ein
erheblicher Faktor.

Würde man eine Karte Niedersachsens zeichnen
und für die vergangenen 20 bis 30 Jahre einzeich-
nen, wie viele Retentionsgebiete trockengelegt,
bebaut und für Gewerbe, Wohnungsbau oder auch
speziell für die Landwirtschaft genutzt worden
sind, ergäbe sich sicherlich ein Mosaik, das er-
schrecken würde. Deswegen möchte ich mich ein
wenig auf die Zukunft konzentrieren bzw. auf die
Frage, was aus unserer Sicht daraus als Notwen-
digkeit hervorgeht.

Es ist sicherlich richtig, über ein Förderprogramm
für den Hochwasserschutz im gesamten Binnen-

land nachzudenken und das auch gemeinsam mit
der Bundesregierung zu tun und mit einem Vor-
schlag auf sie zuzugehen. Aber es ist auch klar
- das hat sich z. B. bei den Beratungen über die
Elbe herausgestellt -, dass man einer Hochwasser-
situation mit technischen Maßnahmen allein nur
bis zu einem gewissen Grad Herr werden kann und
dass man mit technischen Maßnahmen auch nur
bis zu einem gewissen Grad vorsorgen kann.

Vorsorge heißt auf jeden Fall - gerade in diesem
Bereich -: vorausschauende Flächenplanung,
Schutz bestehender Überschwemmungsgebiete und
keine weitere Nutzung sowie auf jeden Fall auch
der Versuch, bereits trockengelegte Überschwem-
mungsflächen wieder als Überschwemmungsflä-
chen zuzulassen, gerade in Flussauen. Das halte
ich für einen wesentlichen Punkt. Der Umweltaus-
schuss war sich in der Debatte eigentlich darüber
einig, dass dies stärker betont werden muss. Das
kommt in der geänderten Fassung des Entschlie-
ßungsantrags auch zur Geltung. Aber das, was die
Vertreter der Fraktionen im Landtag erklären, ist
noch lange keine Leitlinie, an der sich die Kom-
munen, die Bürgermeister, die Räte und die Bau-
planer in den Kommunen orientieren. Da werden
munter Retentionsflächen zu Gewerbegebieten
umgewandelt. Es gibt heftige Konflikte, die fast
immer zulasten der Überschwemmungsgebiete
gelöst werden, weil es heißt, die Arbeitsplätze oder
die neue Wohnsiedlung sind wichtiger. Dann hat
man beim nächsten Jahrhunderthochwasser aber
genau die Situation, die man vermeiden wollte.

Kurzum: Es geht um die Einsicht, dass viele kurz-
fristig vorteilhafte Entscheidungen für die Kom-
munen langfristig verheerende Wirkung haben
werden, wenn in diesem Bereich nicht umgesteuert
wird. Nachhaltigkeit in der Flächenplanung, auf
die wir uns alle berufen, muss auch diesen Ge-
sichtspunkt berücksichtigen. Das gilt natürlich
auch für die Landwirtschaft. Der Punkt ist eben-
falls in der Entschließung angesprochen worden.

Es ist gut, dass wir diesen Entschließungsantrag
gemeinsam auf den Weg bringen. Entscheidend ist
aber, dass wir es bei der Umsetzung gerade des
Punktes, der die Retentionsflächen betrifft, nicht
nur bei Erklärungen belassen, sondern uns auch um
die konkrete Umsetzung in den nächsten Jahren
kümmern. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Litfin:

Der Kollege Schack hat für die SPD-Fraktion um
das Wort gebeten.

Schack (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich bin froh und dankbar, dass wir diesen
Antrag heute gemeinsam beschließen werden, um
für die Zukunft Möglichkeiten aufzuzeigen, dass
solche Schäden - auch wenn es wieder zu solchen
Unwettern kommt - nicht die Bevölkerung treffen,
wie es in der Vergangenheit der Fall gewesen ist.
Insofern meine ich, dass der Ausschuss, aber auch
die beratenden Mitarbeiter des Ministeriums gute
Arbeit geleistet und auf den richtigen Weg hinge-
wiesen haben.

Herr Hogrefe, ich möchte, ohne andere Dinge zu
wiederholen, einige Sätze zu dem sagen, was Sie
als die wichtigsten fünf Punkte genannt haben.

Sie haben gesagt, dass auf jeden Fall eine verbes-
serte Mittelausstattung erforderlich ist. Sie wissen,
dass sich die Situation in der jüngsten Vergangen-
heit verbessert hat. Dafür kann man angesichts der
allgemeinen finanziellen Lage nur dankbar sein.
Wir dürfen aber auch - das sage ich ohne Häme -
in Erinnerung rufen, dass unsere finanziellen Mit-
tel in der Vergangenheit - in den Jahren 1995 bis
1998 - durch die Bundesregierung erheblich redu-
ziert worden sind.

(Beckmann [SPD]: So ist es!)

Ich nenne nur den Haushaltsansatz, der im Jahr
1995 bei 2,44 Milliarden DM lag und 1996 auf
2,4 Milliarden DM, 1997 auf 1,9 Milliarden DM
und 1998 auf 1,7 Milliarden DM gesenkt worden
ist. Daran wird deutlich, dass auch die Länder
entsprechend weniger zur Verfügung hatten. Gott
sei Dank ist das inzwischen besser geworden. Wir
können in Zukunft darauf hinweisen, dass wir
vermehrt etwas tun können. In jüngster Zeit ist
auch einiges getan worden, dankenswerterweise
auch in meinem Bereich. Sie haben den Hunte-
Deich in Astrup angesprochen. Insofern sind wir
froh und dankbar, Herr Minister, dass diese wich-
tigen Aufgaben angefasst worden sind.

Das Zweite, was Sie angesprochen haben, ist die
Bebauung in hochwassergefährdeten Gebieten. Es
ist in der Tat so, meine Damen und Herren, dass
hier sehr wohl in erster Linie die Kommunen ge-
fordert sind.

(Ehlen [CDU]: Sehr richtig!)

- Es ist gut, Herr Ehlen, dass Sie darauf hinweisen,
dass das richtig ist.

(Wojahn [CDU]: Sind Sie nicht im
Rat?)

Ich will Ihnen noch ein Beispiel nennen. Genau da,
wo der Deich war, hat es 1980 die Situation gege-
ben, dass eine Gemeinde im F-Plan ein Bebau-
ungsgebiet ausgewiesen hat. Anfang der 80er-Jahre
gab es dort schon einmal ein Hochwassergebiet.
Natürlich hat der Rat gehandelt und den Bebau-
ungsplan aus dem F-Plan herausgeschmissen, weil
es um ein gefährdetes Gebiet geht. Zwölf Jahre
später, d. h. zwei bis drei Generationen Gemeinde-
räte weiter, hat kein Mensch mehr daran gedacht,
und dieses Gebiet ist im F-Plan erneut als Bebau-
ungsgebiet ausgewiesen worden. Gott sei Dank ist
es nicht realisiert worden, sonst wäre dort 1998
eine Katastrophe passiert. Insofern gilt das auch für
viele andere Bereiche. Wir müssen daran arbeiten,
dass die Kommunen ein Handlungsinstrument an
die Hand bekommen und auch selbst tätig werden,
um solche Dinge in Zukunft zu unterlassen und
eventuell sogar zurückzubauen, wenn dies erfor-
derlich und auch möglich ist. Das ist sehr wichtig.
Daran sollten wir gemeinsam arbeiten. Ich meine,
wenn Sie diesen Antrag mit unterstützen, werden
wir das auch erreichen.

Zu den Retentionsgebieten: Natürlich werden wir
in diesem Bereich vermehrt tätig. In Delmenhorst
- um nur ein Beispiel im Land Niedersachsen zu
nennen - wird sehr in diesem Bereich gearbeitet.
Aber auch dort besteht die Konkurrenz zur Land-
wirtschaft. Das wissen wir auch. Nicht alles, was
wir wieder umwandeln möchten, stößt bei den
Landwirten auf Gegenliebe. Insofern müssen wir
Gespräche führen und herausfinden, wo es Ge-
meinsamkeiten gibt, damit Retentionsflächen zur
Verfügung stehen. Insofern wird es sicherlich noch
allerhand Gespräche geben müssen.

Die Hilfe durch Versicherungen haben wir auf Ihre
Empfehlung hin mit in den Antrag aufgenommen.
Ich wollte nur einen Satz zu dem sagen, was Sie
heute vorgetragen haben, nämlich dass in den
Niederlanden die Bauern einen anderen Ausgleich
bekommen haben. Das ist in der Tat so. Man darf
aber nicht vergessen, dass die Niederländer hier
interessanterweise

(Wojahn [CDU]: Die haben eine Kö-
nigin!)
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- ja - gegenüber anderen Ländern der EU eine
Zertifizierung für solche Maßnahmen bekommen
haben, die allerdings 2002 auslaufen wird, um
nicht ein Konkurrenzverhältnis zu den anderen
Ländern zu schaffen. Insofern ist dies eine einma-
lige Geschichte. Ich meine, insofern war das, was
die an Unterstützung geleistet haben, sicherlich ein
Notgroschen - das gebe ich zu -, aber das hat den
Betroffenen sehr wohl geholfen.

Was ich erst hinterher erfahren habe und hier sagen
möchte, ist, dass es in einzelnen Gebieten ja sehr
wohl Versicherungen gegeben hat, nicht in Form
von Versicherungspolicen, sondern in der Form,
dass sich die Landwirte zusammengeschlossen und
sozusagen von jedem Zentner Kartoffeln, den sie
abgeliefert haben, einen Groschen in einen so
genannten Genossenschaftsfonds beiseite gelegt
haben, um für Notfälle gewappnet zu sein und sich
dann gegenseitig zu unterstützen.

(Zuruf von Wojahn [CDU])

- Ich will das nur sagen, weil bisher bestritten
worden ist, dass die Landwirte einen Ausgleich
bekommen haben. Sie haben im Land Niedersach-
sen - natürlich punktuell unterschiedlich - diese
Form der Versicherung gehabt. Insofern waren sie
nicht so schlimm betroffen, wie es zum Teil darge-
stellt worden ist.

Insofern werden wir bei den Beratungen in den
Ausschüssen zu einem späteren Zeitpunkt - die
Landesregierung ist ja aufgefordert worden, zu
einem späteren Zeitpunkt einen Bericht vorzule-
gen - auf das Thema zurückkommen. Wir haben
gute Möglichkeiten geschaffen, um uns in Zukunft
besser vor Hochwasser zu schützen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Litfin:

Bitte, Herr Minister!

Jüttner, Umweltminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
freue mich über die Art, in der der Antrag hier
behandelt worden ist, und die einstimmige Verab-
schiedung, die bevorsteht.

Ich möchte noch auf einen Punkt hinweisen. Als
ich in den Landtag kam, bestand im Bereich des
Küstenschutzes ein Handlungsbedarf von
1,3 Milliarden DM. Wir haben dann Jahr für Jahr

100 Millionen DM ausgegeben, Herr Hogrefe, und
nach einigen Jahren bestand überraschenderweise
ein Handlungsbedarf von 1,7 Milliarden DM.
Rechnerisch lässt sich das nicht darstellen. Was ich
damit sagen will, ist, dass es Themen gibt, die
kontinuierliche Landesaufgabe bleiben. Die Vor-
stellung, die Sie suggeriert haben, dass man den
Handlungsbedarf auf Null bringen könnte, ist
weder im Küstenschutz noch im Hochwasserschutz
realisierbar. Das heißt, dass wir immer in einer
Situation sein werden, in der wir einen Handlungs-
bedarf haben, dem in einigen Genehmigungsver-
fahren Rechnung getragen wird und hinsichtlich
dessen es Aufgabe der Landespolitik ist, zu ge-
währleisten, dass die notwendigen Mittel bereitge-
stellt werden, um die dann vorliegenden Genehmi-
gungen sukzessive abarbeiten zu können. Insofern
sollten wir nicht den Eindruck erwecken, als würde
dieser Handlungsbedarf immer mehr wachsen; er
entsteht durch Verschleiß und aufgrund neuer
Erkenntnisse. Das ist überhaupt keine Frage. Vor
dem Hintergrund - die einschränkende Bemerkung
muss ich machen - wären wir - so gut der Antrag
ist, der jetzt verabschiedet werden wird - auch
ohne die Anregung der Fraktion der CDU auf den
Gedanken gekommen, dem Hochwasserschutz
auch weiterhin hohe Priorität beizumessen.

(Ehlen [CDU]: Das glaube ich nicht!)

Vizepräsidentin Litfin:

Herr Minister, der Kollege Hogrefe möchte Ihnen
eine Frage stellen. Wollen Sie das zulassen?

Jüttner, Umweltminister:

Ja, gerne. Aber nicht zu schwer.

Vizepräsidentin Litfin:

Bitte, Herr Kollege!

Hogrefe (CDU):

Herr Minister, die Bezirksregierung Lüneburg
spricht ganz konkret von einem Sanierungsbedarf
an Hochwasserschutzdeichen an Aller und Leine
von 48 Millionen DM. Sanierung ist ja wohl etwas,
das möglichst zeitnah gemacht werden muss.
Ansonsten - da gebe ich Ihnen Recht - ist es eine
Daueraufgabe, Hochwasserschutz zu betreiben.
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Jüttner, Umweltminister:

Das war die Frage, die die Antwort schon in sich
getragen hat, Herr Kollege. Das ist in Ordnung und
nicht zu ergänzen.

(Möllring [CDU]: Das war ja auch ei-
ne leichte Frage!)

- Es war eine leichte Frage.

Vizepräsidentin Litfin:

Der Kollege Schwarzenholz hat ums Wort gebeten.
Ich erteile es ihm für bis zu zwei Minuten.

Schwarzenholz (fraktionslos):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Minister, als ich heute hierher gekommen bin, habe
ich einen Prospekt der größten Regionalversiche-
rung für Gebäude im Braunschweiger Land - zu
dem historisch auch Bad Gandersheim gehört - in
der Tasche gehabt, den ich gestern per Post zuge-
stellt bekommen habe. Darin wird am Beispiel Bad
Gandersheims, das seinerzeit abgesoffen ist, mit
großen Farbfotos für Gebäudeversicherungen
geworben, und mir wird empfohlen, mein Gebäude
doch dringend gegen solche Naturkatastrophen, auf
die wir uns zukünftig einzurichten haben, zu versi-
chern.

(Ehlen [CDU]: Clevere Leute!)

Das ist sehr klug, weil die nämlich erkannt haben,
dass die Maßnahmen, die bisher ergriffen worden
sind, nicht dazu führen, dass die
Bad Gandersheimer zukünftig ruhig schlafen kön-
nen, wenn es regnet.

An diesem konkreten Beispiel will ich deutlich
machen, dass es eben nicht geht, dass man sich mit
solchen Allgemeinplätzen zufrieden gibt, wie Sie
sie jetzt mit diesem Antrag beschließen, sondern
die konkrete Situation ist die Folgende: Da gibt es
eine historische, mittelalterliche Stadt, die dadurch
in Bedrohung geraten ist, dass im Oberlauf der
Zuflüsse Veränderungen vorgenommen worden
sind. Es ist ja nicht so, als wenn die Stadt dadurch,
dass sie gewachsen ist und gebaut hat, in diese
Bedrohungslage gekommen ist, sondern sie ist es
dadurch, dass Straßen gebaut worden sind und dass
Naturflächen weggenommen worden sind.

(Zuruf von der CDU: Das geht alles
zusammen!)

Das konkrete Programm, das das ändern soll, hängt
zum Teil und ist zum Teil, was die Maßnahmen
angeht, absolut inkonsequent.

Was wir in solchen Situationen brauchen, ist z. B.
nicht die Ausweisung dauerhaft für die Über-
schwemmungen zur Verfügung stehender Flächen,
sondern sind Maßnahmen, mit denen der Fluss
relativ kurzfristig zum Teil in landwirtschaftliche
Flächen abgeleitet werden kann, die sonst nicht für
die Überschwemmungen benötigt werden, weil in
solchen Sondersituationen Ereignisse vorliegen,
gegen die man kurzfristig etwas tun muss.

Was ich damit sagen will, meine Damen und Her-
ren, ist, dass wir gegenwärtig kein Programm
haben, das uns sicher gegen Hochwasserschäden
schützt. Wir haben eine Absichtserklärung, der
man zustimmen kann. Aber ich sage Ihnen: Das
Konkrete ist hier heute leider im Wesentlichen
nicht zur Sprache gekommen.

(Jahn [CDU]: Passen Sie einmal auf,
dass Sie nicht auch absaufen!)

Vizepräsidentin Litfin:

Ich wünsche mir immer, dass es regnet, während
ich schlafe. Das ist vielleicht doch nicht ein so
guter Wunsch.

(Schwarzenholz [fraktionslos]: In Bad
Gandersheim würde Ihnen das verge-
hen!)

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wenn Sie der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Umweltfragen in der Drucksache 1888
zustimmen wollen, dann bitte ich um Ihr Handzei-
chen. - Gibt es Gegenstimmen? - Das ist nicht der
Fall. Stimmenthaltungen? - Das ist auch nicht der
Fall. Dann haben Sie diesen Antrag einstimmig
angenommen.

Ich rufe auf
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Tagesordnungspunkt 22:
Zweite Beratung:
Herausforderung Globalisierung - Interna-
tionalität in Schulen und Hochschulen för-
dern - Antrag der Fraktion der CDU - Drs.
14/1489 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wissenschaft und Kultur - Drs.
14/1889

Der Antrag wurde in der 47. Sitzung am
30. März 2000 an den Ausschuss für Wissenschaft
und Kultur zur federführenden Beratung und Be-
richterstattung überwiesen. Eine Berichterstattung
zu diesem Punkt ist nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich der Kollege Wulf für die SPD-Fraktion.

Wulf (Oldenburg) (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zunächst möchte ich betonen, dass ich
mich freue, dass ich hier im Plenum endlich wieder
einmal zu einem bildungspolitischen Antrag reden
kann, der Konsens im Landtag ist. Das passiert ja
nun nicht gerade häufig im Bereich der Bildungs-
politik.

(Zuruf von Wolf [SPD])

Die Ursache dafür - ich will gerne auf die Frage
antworten, Herr Kollege Wolf - liegt darin, dass
allen Beteiligten im Landtag klar ist, dass es ent-
scheidend darauf ankommt, dass unser Land vor
dem Hintergrund einer zunehmenden Globalisie-
rung Antworten findet und sich dem internationa-
len Wettbewerb auch und gerade im Bildungsbe-
reich stellt.

Natürlich gibt es bei aller Gemeinsamkeit auch
Meinungsunterschiede. Dass Sie, Frau Mundlos,
beispielsweise fordern, dass der Zugang für aus-
ländische Studierende zu niedersächsischen Hoch-
schulen erleichtert werden muss, ist sicherlich
richtig. Aber es war doch gerade Ihre Bundesregie-
rung, die in der Vergangenheit durch bürokratische
Hemmnisse Sperren aufgebaut hat. Es ist nun
einmal für Staatsbürgerinnen und Staatsbürger
außerhalb unseres Landes schwer verständlich,
dass sich ein ausländischer Student erst eine Mel-
debescheinigung bei der Polizei besorgen muss,
wenn er ein Buch oder einen Videofilm ausleihen
will.

(Vizepräsident Jahn übernimmt
den Vorsitz)

Es waren eben die restriktiven Beschränkungen des
Ausländerrechts unter der Regierung Kohl, die
ausländische Studentinnen und Studenten von dem
Besuch deutscher Hochschulen abgehalten haben.
Die SPD-geführte Bundesregierung ist Gott sei
Dank inzwischen dabei, hier notwendige Verände-
rungen zu vollziehen.

Dennoch ist es gelungen - das ist sehr positiv -,
dass wir uns darauf verständigt haben, in
18 Punkten Gemeinsamkeiten zu entwickeln. Ich
will jetzt nicht zu allen 18 Punkten etwas sagen,
sondern nur einige exemplarisch herausgreifen.

Hinsichtlich der zentralen Forderung nach einem
Gesamtkonzept für das Fremdsprachenlernen ist
anzumerken, dass dieses Gesamtkonzept für den
Fremdsprachenunterricht in allen Schulformen
Ende 2001 vorgelegt werden wird. An den nieder-
sächsischen Verlässlichen Grundschulen wird
schon jetzt ab Klasse 3 die erste Fremdsprache - in
der Regel Englisch - unterrichtet. Hiermit befindet
sich Niedersachsen in der Bundesrepublik mit an
der Spitze.

Im Übrigen ist es in der pädagogischen Diskussion
strittig, ab welchem Schuljahr die erste Fremdspra-
che unterrichtet werden soll. Es wird die Position
vertreten, dass dies bereits ab der Klasse 1 gesche-
hen soll. Es gibt aber auch Positionen, dass erst ab
der Klasse 3 in einer Fremdsprache unterrichtet
werden soll, weil zunächst Grundkompetenzen in
der Muttersprache entwickelt werden müssen.
Sicherlich ist bei der Entwicklung des Gesamtkon-
zeptes auch darüber zu reden. Hierfür gibt es inte-
ressante Ansätze, die dort mit hineingehören. Zum
Beispiel gibt es das Konzept der so genannten
Begegnungssprache, nach dem englische Begriffe
im Unterricht auch in anderen Fächern, z. B. in
Erdkunde oder Biologie, einfließen sollen und so
zum Alltag der Schülerinnen und Schüler werden.

Meine Damen und Herren, der Schüleraustausch
ist seit 1998 mit dem Ausland flexibel geregelt.
Durch die Budgetierung von Haushaltsmitteln in
den öffentlichen Schulen ist es möglich, Exkursio-
nen ins Ausland in eigener Regie durchzuführen.
Ich wiederhole die Zahlen aus der ersten Beratung
gerne: In Niedersachsen bestehen mehr als 1.500
Schulpartnerschaften mit 77 Ländern, und zwar
nicht nur mit Schulen aus Westeuropa oder den
USA, sondern vermehrt auch mit Schulen aus
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osteuropäischen Ländern, und das ist gut so. Vor
einigen Tagen habe ich Kontakt mit Schülerinnen
und Schülern und mit Lehrkräften des Neuen
Gymnasiums in Oldenburg gehabt, die von einem
Aufenthalt in Russland, in Woronesch, zurückka-
men, wohin die Schule seit 1993 regelmäßige
Kontakte hat. Die Lehrkräfte haben mir berichtet,
dass die deutschen Gymnasiastinnen und Gymna-
siasten eine Lebenswelt kennen gelernt haben, die
sie beeindruckt und geprägt hat, die ihnen einen
neuen Blick auf ihre eigene Welt ermöglicht hat,
der gleichzeitig dankbar und kritisch ist. So kamen
sie mit völlig neuen Einsichten, mit einer ganz
anderen Einstellung, einem viel sozialeren Ver-
halten und total aufgeweckt zurück. Auf diese Art
und Weise, durch solch einen Schüleraustausch,
machen Schülerinnen und Schüler wichtige Erfah-
rungen, die sie prägen werden.

Meine Damen und Herren, die Verkürzung der
Schul- und Studienzeiten ist natürlich immer ein
beliebtes Thema, das heute jeder auf den Lippen
hat. Meiner Ansicht nach kommt es aber darauf an,
diese Forderung auch mit konkreten Ideen auszu-
gestalten und nachzuweisen, wie die Schul- oder
Studienzeit ohne den Verlust wichtiger Inhalte
verkürzt werden kann.

Im Hinblick auf die Hochschulen in Niedersachsen
machen wir mit der Studienstrukturreform dafür
den ersten Schritt und mit der Einführung von
Intensivstudiengängen den zweiten.

Hinsichtlich der Schulzeiten gibt es in Niedersach-
sen bereits eine Reihe von Möglichkeiten, einen
angestrebten Abschluss zu einem früheren Zeit-
punkt zu erreichen. Allerdings haben wir darauf
verzichtet, eine konkrete Aussage zum Abitur nach
zwölf Jahren in den Antrag hineinzunehmen,

(Mundlos [CDU]: Leider!)

weil, wie Sie wissen, Frau Mundlos, wir jetzt ein
Diskursverfahren in die Wege geleitet haben und
in den nächsten Tagen mit einem Untersuchungs-
projekt beginnen werden. Wir wollen diesem Ver-
fahren nicht vorgreifen, sondern wir wollen ab-
warten, was dabei herauskommt. Ende 2001 wird
das Verfahren abgeschlossen sein. Anschließend
werden wir sicherlich eine konkrete Aussage dazu
machen. Ich bedanke mich für das Verständnis der
CDU dafür, dass sie der Beschlussempfehlung
dennoch zustimmt. Ich hoffe, Sie verstehen, aus
welchen Gründen wir in dieser Sache keine Aussa-
gen machen.

Die so genannten binationalen Studienabschlüsse
sind inzwischen auch in Niedersachsen vielfach
vorhanden. Insbesondere die Fachhochschulen
nutzen die Möglichkeit, Studiengänge mit Bache-
lor- oder Master-Abschluss anzubieten. Wir wer-
den sicherlich in dieser Richtung noch mehr Stu-
diengänge einrichten. Das ist so sicher wie das
Amen in der Kirche. Das müssen wir allerdings als
einen ambivalenten Prozess betrachten, denn diese
Studiengänge und Abschlüsse werden zurzeit vor
allem in den Bereichen angeboten, in denen es
keine anderen „normalen“ deutschen Studiengänge
und Abschlüsse gibt. Sie stehen selten in Konkur-
renz zu vorhandenen Diplom- oder Magisterfä-
chern. Ich meine, es wird interessant werden, wie
die Entwicklung sein wird, wenn sich in diesem
Bereich eine Konkurrenz ergibt. Wir müssen uns
dabei auch vor Augen führen, dass bei den Stu-
dentinnen und Studenten die Möglichkeit, Studien-
gänge mit Bachelor- und Master-Abschlüssen zu
absolvieren, noch nicht hinreichend bekannt ist.
Nach einer Untersuchung des Hochschul-Infor-
mationssystems sind lediglich 12 % der Studieren-
den für einen Bachelor-Abschluss, wenn er alter-
nativ zu den herkömmlichen deutschen Abschlüs-
sen zur Auswahl stünde. Es kommt natürlich dar-
auf an, diese Master- und Bachelor-Studiengänge
verstärkt anzubieten, und zwar dort, wo es sinnvoll
ist und wo es passt. Aber genauso wichtig ist es
natürlich, mit den deutschen Errungenschaften,
insbesondere mit dem Diplom, pfleglich umzuge-
hen. Staatsexamina, Magister und Diplom dürfen
nicht zu Auslaufmodellen herabgewürdigt werden.
Es ist daher in der Beschlussempfehlung bewusst
formuliert worden, dass die Vergleichbarkeit deut-
scher Studienabschlüsse sichergestellt werden
muss.

Meine Damen und Herren, eine Internationalisie-
rung unserer Hochschulen ist richtig und notwen-
dig. Das wurde gerade durch den Besuch des Mi-
nisterpräsidenten und des Wissenschaftsministers
in den USA in den vergangenen Tagen deutlich.
Dort gibt es Erfahrungen, die für uns sicherlich
nützlich sind. Trotz dieser Erfahrungen muss aber
klar gesagt werden, dass Internationalisierung nicht
Amerikanisierung heißt. Eine starre Übertragung
z. B. amerikanischer Strukturen auf die bundes-
deutsche Bildungslandschaft würde gewachsene
positive Elemente unserer Hochschullandschaft
zerstören, man würde sonst das deutsche Hoch-
schulsystem seiner Stärken berauben. Bei dem
ganzen Verfahren kommt es also darauf an, das
international Positive aufzunehmen und anzuwen-
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den, aber zugleich unsere Stärken selbstbewusst
voranzubringen. Als Beispiel möchte ich die GIS-
MA in Hannover nennen, die German International
Graduate School of Management and Administra-
tion. 21 Studierende haben im Juli auf dieser
Schule ihren Abschluss gemacht. Diese private Uni
ist ein Erfolg. Es ist Absicht des Landes, sie weiter
zu unterstützen, und zwar mit bis zu 5 Millionen
DM in den nächsten fünf Jahren jährlich, sofern
sich die Wirtschaft zu gleichen Teilen daran betei-
ligt.

Genauso ein Erfolg ist die Internationale Frauen-
universität auf der EXPO. Wir werden uns zu
beiden Bereichen im Landtag berichten lassen.
Anschließend müssen wir entscheiden, wie in
dieser Frage weitergegangen wird.

Meine Damen und Herren, insgesamt gesehen
können Sie erkennen, dass Niedersachsen im Be-
reich Internationalisierung der Schulen und Hoch-
schulen auf einem guten Weg ist. Niedersachsen
hat bereits Hervorragendes geleistet. Alle Parteien
dieses Landtages sind sich darin einig, wohin und
wie es in Sachen Internationalität von Schulen und
Hochschulen weitergehen soll.

Meine Damen und Herren, bei so viel Gemeinsam-
keit bleibt mir nur noch übrig, mich bei meinen
Kolleginnen und Kollegen zu bedanken

(Frau Litfin [GRÜNE]: Einen aus-
zugeben!)

- und vielleicht einen auszugeben, Brigitte. - In
diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Jahn:

Frau Kollegin Ernst hat das Wort.

Frau Ernst  (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach
der netten Rede, Herr Wulf, brauchen wir eigent-
lich gar nichts mehr zu sagen. Sie können einen
ausgeben, und die Sache ist geregelt.

(Zustimmung bei der SPD - Wolf-
kühler [SPD]: Das ist ja in Ordnung!)

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat
diesen Antrag im März dieses Jahres im Plenum
eingebracht. Nach den Diskussionen im Ausschuss

muss ich betonen: Problem erkannt, Gefahr ge-
bannt. Wenn ich an die erste Beratung in diesem
Hause denke, kann ich nur feststellen, dass alle
Ironie - zum Teil war es sogar Spott -, besonders
von Ihrer Seite, meine Damen und Herren der
SPD, eigentlich völlig überflüssig war. Allem
Schönreden und allen Beschwichtigungen zum
Trotz haben nach etlichen Diskussionen alle Aus-
schussmitglieder erkannt, dass dieses Thema für
die Zukunft unserer jungen Generation sehr wich-
tig ist, dass noch manches zu tun ist, manches
verbessert werden kann und muss, manches stärker
gefördert und vor allem manches beschleunigt
werden muss. Es war also - so ist es damals ge-
nannt worden - kein Katastrophenszenario und
auch nicht an der Wirklichkeit vorbei, sondern ein
sehr ernstes Anliegen, damit unsere junge Genera-
tion gleiche Chancen hat und den Anschluss im
nationalen, europäischen und internationalen
Wettbewerb findet. Daher freuen wir uns, dass es
zu einer gemeinsamen Beschlussempfehlung ge-
kommen ist.

Herr Minister Oppermann hat einiges aufgezeigt
- auch mein Vorredner hat das getan -, was begon-
nen wurde. Meine Damen und Herren von der
SPD, Sie mussten aber im Ausschuss eingestehen,
dass für die Internationalität der Schulen und
Hochschulen noch weitaus mehr getan werden
kann und muss.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Globalisierung stellt
uns alle, insbesondere unsere Jugend, vor eine
enorme Herausforderung. Dieser Herausforderung
müssen sie sich stellen, damit sie ihre Lebens- und
insbesondere ihre Berufschancen verbessern kön-
nen. Die junge Generation muss die Chance be-
kommen, und wir können noch viel dafür tun. Es
ist nicht nur unser Recht als gewählte Volksver-
treter, sondern vor allem auch unsere Pflicht, Defi-
zite aufzuzeigen und auf akuten Handlungsbedarf
hinzuweisen. Die CDU hat diesen Antrag einge-
bracht, weil wir schon damals erkannt haben, dass
noch Handlungsbedarf besteht.

(Coenen [CDU]: Weitsicht!)

Wir sind froh darüber, dass der Ausschuss auf
unsere Forderungen eingegangen ist, die meisten
unserer Punkte in den Änderungsantrag aufge-
nommen hat und wir einen Konsens gefunden
haben. Natürlich gab es nicht überall Überein-
stimmungen. Alle Seiten haben Federn lassen
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müssen. Aber das ist wohl ein ganz normales
Vorgehen bei einem politischen Kompromiss.
Dieser Kompromiss ist aber für alle tragbar, und er
bietet vor allem eine gute Basis dafür, um auch
weiterhin an den Forderungen zu arbeiten. Interna-
tionale Verflechtungen und Mobilität wachsen
immer rascher. Deshalb, meine Damen und Her-
ren, gilt es auch hier, keine Zeit zu verlieren. Es
geht - ich sagte es schon - um die Zukunft unserer
jungen Generation und damit auch um die Zukunft
unseres Landes. Daher wird unsere Fraktion diese
Beschlussempfehlung selbstverständlich unterstüt-
zen. Sie umfasst ja eine breite Palette an Forderun-
gen, um die Internationalität in Schulen und Hoch-
schulen zu fördern. Ich meine, ich brauche das im
Einzelnen nicht mehr zu wiederholen, sondern will
nur einige Punkte ansprechen.

In den Schulen kommt - ich betone das ausdrück-
lich - neben einer breiten Allgemeinbildung und
einem breiten, fundiertem Wissen dem Fremdspra-
chenlernen eine ganz große Bedeutung zu, ebenso
dem Aufbau von europäischen Schulpartnerschaf-
ten, dem internationalen Schüleraustausch, den
sozialen, betrieblichen und in Zukunft vor allem
auch beruflichen Praktika im Ausland.

Auch für die Hochschulen möchte ich nur einige
wenige Punkte aufgreifen, so z. B. die Intensivie-
rung der Ausbildung der Fremdsprachenlehrer,
studienbegleitenden Fremdsprachenunterricht,
englischsprachige Lehrveranstaltungen, Erleichte-
rung des Hochschulzugangs, gegenseitige Aner-
kennung von Leistungen und Prüfungen.

Meine Damen und Herren, mit Sicherheit wird uns
dieses Thema in den nächsten Jahren noch weiter
beschäftigen. Daher werden wir natürlich auch
aufmerksam verfolgen, wie die Minister diese
Forderungen umsetzen und - vor allem auch - wie
schnell. Ebenso setzen wir natürlich voraus, dass
die Landesregierung über die Umsetzung und auch
die Entwicklung der Internationalität Bericht er-
stattet, sodass wir ständig sehen, wo wir noch
weitergehen müssen oder wo wirklich noch Hand-
lungsbedarf besteht.

Meine Damen und Herren, wir alle sind uns si-
cherlich einig: Die Zeit drängt. Junge Menschen,
die diesen Weg gehen wollen, brauchen ihre Chan-
ce und auch die Chancengleichheit im internatio-
nalen Wettbewerb. Deshalb lassen Sie uns gemein-
sam diese Empfehlung beschließen und darauf für
die Zukunft die Arbeit aufbauen, zum Wohl unse-
rer jungen Generation. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und Zustim-
mung von Frau Litfin [GRÜNE])

Vizepräsident Jahn:

Ich erteile jetzt der Frau Kollegin Litfin das Wort.
Bitte sehr!

Frau Litfin (GRÜNE):

Mein lieber Herr Präsident!

(Oh! bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Der Kollege Wulf hat
uns wieder einmal zu einem Diskurs aufgefordert.
Ich habe mit der Kollegin Pothmer - ich meine,
völlig zu Recht - die Vereinbarung getroffen, dass
die Landesregierung aufgefordert werden sollte,
doch einmal ein halbes Jahr von Diskursangeboten
Abstand zu nehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Denn wir haben das Gefühl, dass das nie so richtig
klappt. Auch zu der Orientierungsstufe bestand ja
zunächst ein Diskurs, der nach Wochen abgebro-
chen worden ist. Heute Morgen, bei seiner Regie-
rungserklärung auf die Dringliche Anfrage zu
Salzgitter, hat uns der Ministerpräsident auch einen
Diskurs angeboten. Als die Opposition darauf
einging, wollte er nicht und sagte: Jetzt nicht. -
Damit war der Diskurs sofort wieder abgebrochen.
Vielleicht muss einmal eine kreative Pause eintre-
ten, und in einem halben Jahr reden wir dann wie-
der über Diskurse.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Meine Fraktion, meine Damen und Herren, wird
diesen Antrag mittragen. Man kann nicht anders,
als diesen Antrag mitzutragen.

(Wegner [SPD]: Wohin?)

Denn es steht nichts Falsches darin. Die Kollegin-
nen und Kollegen, die wie ich an der Veranstaltung
der EXPO-Schulen vor einigen Tagen in diesem
Saal teilgenommen haben, werden auch registriert
haben, dass die Globalisierung für unsere Kinder
und Jugendlichen zwar Herausforderung ist, aber
ausschließlich positiv gesehen wird. Diese Heraus-
forderung wird von den jungen Generationen
wesentlich positiver angenommen, als wir das tun.
Wir sollten sehen, dass wir Chancen eröffnen,
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damit an dieser Stelle möglichst viel stattfinden
kann.

Es gibt allerdings einige Bereiche, bei denen ich
sagen muss: So richtig findet Internationalisierung
noch nicht statt. - Die Internationalisierung, die wir
bereits in unseren Schulen haben, ist gewaltig,
wird aber nicht als Chance begriffen. Es wird nicht
als Chance begriffen, dass deutsche Kinder ge-
meinsam mit türkischen, spanischen, italienischen,
portugiesischen - ich könnte die Reihe endlos
fortsetzen - Kindern unterrichtet werden. Dass
diese Kinder zweisprachig sind, also bilingual
aufwachsen, wird nicht als Wert angesehen. Da wir
z. B. über kurz oder lang einen EU-Beitritt der
Türkei haben werden, sollten wir die Chance mög-
lichst schnell nutzen, auch diese Internationalität
zum Nutzen unserer Kinder anzuwenden. In dieser
Hinsicht passiert noch viel zu wenig.

Der Kollege Wulf hat den Schüleraustausch ange-
sprochen. Was ist eigentlich mit den Schülern und
Schülerinnen der Hauptschulen? Welche Möglich-
keit haben diese jungen Leute, an solchen Pro-
grammen teilzunehmen? So gut wie gar keine. Sie
haben keine Möglichkeit, über einen längeren
Zeitraum einen Auslandsaufenthalt und einen
Aufenthalt an einer Schule im Ausland zu absol-
vieren. Der Kollege Wulf hat ja nicht umsonst ein
Beispiel von Gymnasiasten und Gymnasiastinnen
gewählt. Ich meine, es ist falsch, wenn wir durch
Maßnahmenverengung auf eine bestimmte Klientel
dafür sorgen, dass Internationalisierung später
einmal nur im Akademikerbereich stattfindet. Wir
müssen also gemeinsam überlegen: Wie machen
wir für Hauptschüler und Hauptschülerinnen die
Möglichkeit des Schüleraustausches zugänglich?
Welche Möglichkeiten bestehen insbesondere für
einen längeren Aufenthalt und dann auch für die
Anrechnung auf die Schulpflicht, die die Jugendli-
chen hier in der Bundesrepublik Deutschland
abzuleisten haben?

Mir ist in den letzten Tagen ein, wie ich finde, sehr
negatives Beispiel zu Ohren gekommen, das eben-
falls mangelnde Internationalisierung zeigt. In der
Grafschaft Bad Bentheim gab es eine Initiative zur
Gründung einer Waldorfschule. Diese Initiative hat
sich nicht durchsetzen können. Es waren wohl zu
wenig Eltern da, die eine Waldorfschule wollten.
Also haben die Eltern ihre Kinder an der Waldorf-
schule in den benachbarten Niederlanden ange-
meldet. Seit dem 1. August dieses Jahres gehen die
Kinder dort zur Schule. Das ist in den Niederlan-
den überhaupt kein Problem. Dort sind ihnen keine

bürokratischen Hürden in den Weg gestellt wor-
den. Aber die Eltern sind jetzt von den niedersäch-
sischen Schulbehörden aufgefordert worden, ihre
Kinder sofort an Schulen in der Grafschaft Bent-
heim beschulen zu lassen, und ihnen sind Ord-
nungswidrigkeitsbescheide angedroht worden.
Aber es ist auch Internationalisierung, dass wir
ganz automatisch zulassen, dass Kinder aus Nach-
barländern bei uns beschult werden und dass Kin-
der aus der Bundesrepublik die Möglichkeit haben,
im Nachbarland beschult zu werden. In dieser
Hinsicht haben wir noch viel zu tun.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Vizepräsident Jahn:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen mir zu diesem Tagesordnungspunkt
nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur in der Drucksache 1889. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich
frage nach Gegenstimmen. - Nach Stimmenthal-
tungen. - Ich stelle fest, dass das einstimmig so
beschlossen ist.

Ich darf dann den nächsten Tagesordnungspunkt
aufrufen, und zwar
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Tagesordnungspunkt 23:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliche Verfahren - Verfas-
sungsbeschwerden gegen das Gesetz über die
Niedersächsischen Nationalparks ‚Niedersäch-
sisches Wattenmeer‘ und ‚Harz‘ vom
15.07.1999 (GVBl. 14/99, vom 29.07.1999,
164 ff.) - a) der Bergstadt Altenau - Schreiben
des Präsidenten des Niedersächsischen Staats-
gerichtshofs vom 03.07.2000 - StGH 3/00 -, b)
der Stadt Borkum - Schreiben des Präsidenten
des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs vom
18.07.2000 - StGH 4/00 -, c) der Gemeinde
Baltrum - Schreiben des Präsidenten des Nie-
dersächsischen Staatsgerichtshofs vom
25.07.2000 - StGH 5/00 -, d) der Inselgemein-
de Juist - Schreiben des Präsidenten des Nie-
dersächsischen Staatsgerichtshofs vom
25.07.2000 - StGH 6/00 -, e) der Stadt Nor-
derney - Schreiben des Präsidenten des Nie-
dersächsischen Staatsgerichtshofs vom
25.07.2000 - StGH 7/00 -, f) der Gemeinde
Nordseeheilbad Wangerooge - Schreiben des
Präsidenten des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofs vom 25.07.2000 - StGH 8/00 -, g)
der Inselgemeinde Spiekeroog - Schreiben des
Präsidenten des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofs vom 27.07.2000 - StGH 9/00 -, h)
der Inselgemeinde Langeoog - Schreiben des
Präsidenten des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofs vom 27.07.2000 - StGH 10/00 -, i)
Verfassungsbeschwerde der Gemeinde Wan-
gerland wegen Verletzung des Rechts  auf
kommunale Selbstverwaltung durch § 3 des
Gesetzes über den Nationalpark ‚Niedersächsi-
sches Wattenmeer‘, verkündet als Artikel 1
des Gesetzes über die Niedersächsischen Nati-
onalparks ‚Niedersächsisches Wattenmeer‘
und ‚Harz‘ vom 15.07.1999 - Schreiben des
Präsidenten des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofs vom 27.07.2000 - StGH 11/00 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen - Drs. 14/1909

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass über diesen Punkt ohne Besprechung abge-
stimmt wird. - Ich höre keinen Widerspruch und
lasse daher gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen in der Drucksache

1909 zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Ich frage, ob es Gegenstimmen gibt. -
Das ist nicht der Fall. - Gibt es Stimmenthaltun-
gen? - Das ist ebenfalls nicht der Fall.

Dann kommen wir zu

Tagesordnungspunkt 24:
Erste Beratung:
Standortoffensive Biotechnologie Nieder-
sachsen - Antrag der Fraktion der CDU - Drs.
14/1891

Die Einbringung des Antrages erfolgt durch die
Frau Kollegin Mundlos, der ich das Wort erteile.

(Vizepräsidentin Litfin übernimmt
den Vorsitz)

Frau Mundlos (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Entwicklung der Biotechnologie in
den letzten Jahren ist eine der deutlichsten und
eindrucksvollsten Anzeichen des weltweiten
Strukturwandels, dem wir uns auch in Niedersach-
sen stellen müssen. Biotechnologie gilt zugleich
als Zukunfts- und Schlüsseltechnologie für das
21. Jahrhundert.

Dazu nur einige Zahlen auf Deutschland bezogen:
Im Vergleich der Jahre 1997 bis 1999 hat sich die
Zahl der biotechnologischen Unternehmen von 173
auf 279 erhöht, die Zahl der Beschäftigten von
4.013 auf 8.124 mehr als verdoppelt. Ebenso ist
der Umsatz von 565 Millionen DM auf mehr als
1 Milliarde DM gestiegen.

Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung sind
ebenso gestiegen. Allerdings muss man im Bund-
Länder-Vergleich feststellen, dass es in Bayern
eine große Initiative gibt, dass Stoiber erklärt hat,
München zur Vorzeigeregion für Biotechnologie
entwickeln zu wollen, und dass auch Baden-
Württemberg mit einem Tempo und mit Investitio-
nen fortschreitet, dass Niedersachsen beim Zugu-
cken blass werden kann.

(Frau Lau [SPD]: Na, na!)

Biotechnologie dient der Sicherung und dem Erhalt
der Umwelt sowie der Gesundheit und stellt damit
einen unverzichtbaren Baustein zur Wahrung,
Sicherung und Wiederherstellung der menschli-
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chen Lebensgrundlagen dar. Biotechnologische
Forschung und Entwicklung bilden die Grundlage
neuer Anwendungen in Technik, Medizin, Land-
wirtschaft und Umwelt.

Diese Zukunftstechnologie ist mit großen wirt-
schaftlichen Chancen für diejenigen Regionen
verbunden, die sich dieser Herausforderung stellen.
Sie eröffnet mittel- und langfristig Entwicklungs-
potentiale, die weltweite Märkte erschließen kön-
nen.

In Niedersachsen bietet die Biotechnologie eine
große Chance, ein neues starkes Standbein - unab-
hängig von den traditionellen Wirtschaftsfeldern -
zu entwickeln und unser Land dadurch in eine
größere Unabhängigkeit von konjunkturellen
Schwankungen zu führen. Für die Nutzung dieser
Chancen sind in Niedersachsen im Dreieck Braun-
schweig/Göttingen/Hannover durchaus gute Chan-
cen und Voraussetzungen gegeben. Wir verfügen
nicht nur über bundesweit anerkannte For-
schungsinstitutionen und qualifizierte Wissen-
schaftler. An dieser Stelle darf ich in aller Be-
scheidenheit auch einmal anmerken, dass es die
CDU-geführte Landesregierung unter Ernst
Albrecht war,

(Zurufe von der SPD)

die bereits rechtzeitig die notwendigen Weichen-
stellungen vorgenommen hat.

(Oh! bei der SPD)

- Da können Sie einmal sehen, wie fortschrittlich
dieser Mann damals schon war. - Die Regierung
Albrecht hat also rechtzeitig die notwendigen
Weichenstellungen vorgenommen und hat zu-
kunftsorientiert wichtige und heute unverzichtbare
Forschungsinstitutionen in unser Land geholt und
auch ausgebaut.

(Zustimmung bei der CDU)

Auch wenn es in der Phase rot-grüner Landesregie-
rungen zu Stagnationen, teilweise sogar zu Rück-
schritten gekommen ist, können wir jetzt doch
feststellen, dass über Parteien und Fraktionen
hinweg sicherlich Gemeinsamkeit in der Zielset-
zung besteht, die Zukunftschancen der Biotechno-
logie für unser Bundesland zu nutzen.

Damit die vorhandenen Kräfte gebündelt, optimiert
und weiterentwickelt werden, haben wir als CDU
diesen Entschließungsantrag vorgelegt, um zu
einer Standortoffensive für Biotechnologie in

Niedersachsen aufzurufen - mit den besonderen
Schwerpunkten in den Bereichen Forschung, Lehre
und Wissenschaft, mit Gründung und Entwicklung
biotechnologischer Unternehmen sowie mit Wei-
terentwicklung durchaus vorhandener Netzwerk-
strukturen.

Für unsere Hochschulen heißt dies, dass die vor-
handenen Schwerpunktsetzungen noch stärker
akzentuiert werden müssen und dass hier ein ein-
deutiger, nachhaltiger Schwerpunkt der Landesför-
derung gesetzt werden muss.

Aus der Sicht von Forschung, Lehre und Wissen-
schaft gibt es dabei vielfältige Anknüpfungspunk-
te. Da geht es um die Sicherung der Ausbildungs-
kapazitäten und Studiengänge, um die Verbesse-
rung der Studienbedingungen, um die Verknüp-
fung der Biotechnologiestudiengänge mit be-
triebswirtschaftlichen Lerninhalten und auch um
das verstärkte Einwerben von Fördermitteln bei-
spielsweise des Bundes und der Europäischen
Union für den niedersächsischen Standort.

Besonders liegt mir die frühzeitige und bedarfsge-
rechte Ausbildung von Nachwuchskräften am
Herzen. Die Hochschulen und Forschungsinstituti-
onen stehen im scharfen Wettbewerb mit den
biotechnologischen Unternehmen, und wir als
Niedersachsen sind gefordert, die Ausstattung der
Forschungsinstitutionen zu verbessern und dazu
durch gezielte Förderung und Zuweisung weiterer
Stellen beizutragen.

Die Spitzenforscher dieser Institutionen müssen
bei uns gehalten werden, und man muss eben auch
dafür sorgen, dass hoch qualifizierte Nachwuchs-
kräfte nicht bereits im Studium abgeworben wer-
den, weil sie in anderen Ländern erheblich bessere
Bedingungen vorfinden. Deshalb sind gezielte
Leistungsanreize und Schwerpunktsetzungen
erforderlich, um eben qualifiziertes Personal zu
halten und zu motivieren.

Sie werden es mir als Braunschweigerin auch nicht
nachtragen, wenn ich mich gerade vor dem Hinter-
grund der hervorragenden Kompetenz für eine
verbesserte Förderung der Gesellschaft für Bio-
technologische Forschung einsetze.

(Zuruf von Frau Lau [SPD])

Es ist für mich unverständlich, wie auch diese
Großforschungseinrichtung nach dem Rasenmä-
herprinzip vom Stellenabbau betroffen ist. Wenn
man wirklich eine Schwerpunktsetzung in diesem
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Bereich will, dann bedarf es zusätzlicher Investiti-
onen und keiner pauschalen Kürzung. Hilfe
braucht die GBF hier insbesondere dabei, nationa-
les Zentrum für die Koordination der deutschen
Impfstoffforschung zu werden. Wenn dies gelingt,
stellt es einen wichtigen Schritt zur Profilierung
und Bündelung der biotechnologischen Kompetenz
in Niedersachsen dar. Vor allen Dingen sollten wir
auch einmal sehen, dass es ein Forscher aus Nie-
dersachsen war, der die Abfolge der Erbinformati-
onen des Chromosoms 21 vollständig entschlüsselt
hat. Ich frage mich, wann das von der Landesregie-
rung entsprechend gewertet und auch international
vermarktet wird.

(Zurufe von der SPD)

Denn es ist für solche Dinge eben doch schon die
nachdrückliche politische Unterstützung erforder-
lich, die wir seitens unserer Fraktion durchaus
zusichern wollen.

(Frau Lau [SPD]: Sie wissen ja auch
gar nicht, was alles abläuft!)

Wichtig scheint mir auch die Verknüpfung der
Biotechnologiestudiengänge mit betriebswirt-
schaftlichen Lerninhalten zu sein. Wir fordern
auch, dass die Landesregierung bei der Gründung
und Entwicklung von Unternehmen mehr Hilfe-
stellung leistet. Wir brauchen Ausbau, Unterstüt-
zung und Entwicklung von biotechnologischen
Gründer- und Technologiezentren, wir brauchen
die Fortschreibung und Ausweitung individueller
Fördermaßnahmen für Existenzgründer in diesem
Bereich durch Gründerzuschüsse, Landesbürg-
schaften, Beteiligungen sowie Seed- and Venture-
capital; wir brauchen die Erleichterung und Be-
schleunigung der behördlichen Genehmigungsver-
fahren.

Auf Netzwerkstrukturen habe ich bereits hingewie-
sen, will aber doch noch einmal betonen, dass auch
eine Gründerberatung im Bereich der Biotechnolo-
gie bei Patenten und Innovationsgesellschaften der
Universitäten und Kommunen durchaus wün-
schenswert und hilfreich wäre.

Ich will abschließend durchaus noch einmal eine
Kompetenzbündelung auch innerhalb der Ministe-
rien der Landesregierung einfordern, weil wir
wissen, dass Biotechnologie zu Teilen im Umwelt-
bereich, bei Wissenschaft und Kultur oder auch im
Wirtschaftsministerium angesiedelt ist. Vielleicht
sollte man, um die Dinge zu erleichtern, dort ein-
mal einen Ansprechpartner für den gesamten Be-

reich benennen, damit auch für die Leute, die hier
Hilfe brauchen, die Wege kürzer werden und man
auch zielgerichteter helfen kann.

Lassen Sie mich abschließend darauf hinweisen,
dass die biotechnologische Diskussion selbstver-
ständlich und nachdrücklich auch noch eine andere
Dimension hat, nämlich eine tiefgreifende ethi-
sche. Es gibt nun einmal keine einfachen Antwor-
ten auf die komplexen wissenschaftlichen, rechtli-
chen, wirtschaftlichen und eben auch ethischen
Fragen der Biotechnologie. Wir können die Men-
schen, die das heute erleben und in den Medien
lesen, nur dann ohne Ängste in diese Zeit mitneh-
men, wenn wir auch offen darlegen, worum es
geht, wenn wir immer wieder mit ihnen sprechen
und Transparenz schaffen. Es genügt sicherlich
nicht, wenn das nur in der Fachpresse stattfindet,
sondern das Ganze muss auch von der Politik mit
angeschoben und aufgegriffen werden. Außerdem
müssen die Wissenschaft, die Wirtschaft und die
Bürger gemeinsam an einem Tisch sitzen. Wir
müssen dabei die Grenzen der verantwortbaren
Forschung und Nutzung aufzeigen, diskutieren und
auch definieren. Wir brauchen einen fundierten
gesellschaftspolitischen und wissenschaftlichen
Dialog, der auf blinden Fortschrittsoptimismus
ebenso verzichtet wie auf irrationale Technik-
feindlichkeit und unsachliche Stimmungsmache.

(Zuruf von Frau Lau [SPD])

Deshalb würde ich es außerordentlich begrüßen,
wenn wir uns gemeinsam dahin gehend verständi-
gen könnten, dass zur Verbesserung der gesell-
schaftlichen Akzeptanz der Biotechnologie, Frau
Lau, und vor dem Hintergrund einer notwendigen
ethischen Einbindung breite öffentliche Diskussio-
nen über Chancen und Risiken bio- und gentechni-
scher Entwicklungen stattfinden. Dabei muss - wie
ich es eben gerade schon sagte - auch die fach-
kompetente Wirtschaft und Wissenschaft mit
einbezogen werden. Die Biotechnologie - wenn sie
mit dem notwendigen Augenmaß betrieben wird -
bietet enorme Chancen zur Zukunftssicherung
unseres Bundeslandes. Diese Chancen sollten wir
nutzen und nicht ungenutzt verstreichen lassen.
Dazu gehört dann aber auch, dass das Land Nie-
dersachsen einen nachhaltigen und deutlich sicht-
baren Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkt
setzt. Dazu wollen wir heute mit unserer Initiative
einen Beitrag leisten. Ich würde mich sehr freuen,
wenn jetzt nicht wieder nur die übliche Antwort
kommt: Machen wir alles schon, haben wir alles
schon, kriegen wir alles schon. Stattdessen sollten
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wir zum Wohle unseres Landes konstruktiv versu-
chen, die Dinge gemeinsam zu bewegen, damit wir
von anderen Bundesländern, die zur Zeit einfach
auch über mehr Geld verfügen, nicht abgehängt
werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Litfin:

Für die SPD-Fraktion spricht jetzt die Kollegin
Frau Goede.

Frau Goede (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin
Mundlos, ich muss Sie, was Ihren Wunsch anbe-
langt, etwas enttäuschen. Ich bin nämlich auch
nach Ihren Ausführungen der Meinung, dass Sie
mit diesem Antrag auf einen fahrenden Zug auf-
springen wollen.

(Zurufe von der CDU)

Wenn damit denn verbunden ist, dass Sie in die-
sem wichtigen Politikbereich Anschluss bekom-
men wollen, dann haben wir dagegen nichts ein-
zuwenden.

Ich möchte im Folgenden aber darlegen, wie die
von der SPD-Fraktion profilierte Biotechnologie-
Politik bisher aussieht. Wir sind uns darin einig,
meine Damen und Herren, dass die Biotechnologie
eine der zukunftsträchtigsten und wichtigsten
Querschnitttechnologien der nächsten Jahrzehnte
ist.

(Ontijd [CDU]: Na also!)

Dank der bedeutenden Initiativen unserer Landes-
regierung, sehr geehrter Herr Kollege Ontijd, hat
die Biotechnologie in den letzten Jahren gewaltig
aufgeholt. - Ich sehe, dass Sie noch einen gewissen
Nachholbedarf haben, was Informationen über
diesen Bereich anbelangt.

(Ontijd [CDU]: Nein, wir sind Ihnen
hier eine ganz Ecke voraus!)

Ich bitte Sie um etwas Geduld. Vielleicht können
Sie noch etwas lernen. - Obwohl Niedersachsen,
meine sehr verehrten Damen und Herren, ver-
gleichsweise ungünstige strukturelle Vorausset-
zungen hat, können sich unsere niedersächsischen
Erfolge in diesem Bereich wahrhaft sehen lassen.

(Beifall bei der SPD - Frau Pruin
[CDU]: Deshalb beschweren sich
auch alle!)

So sind unsere Forschungsinstitute ausgebaut, neue
Institute errichtet, Sonderforschungsbereiche etab-
liert und neue Professuren geschaffen worden.
Fachspezifische Sonderforschungsprogramme, die
Bereitstellung von zusätzlichen Laborflächen in
Technologiezentren, Kooperationen von Wissen-
schaft und Wirtschaft und vor allen Dingen, meine
sehr verehrten Damen und Herren, umfangreiche
Akquisitionen von Fördergeldern haben die Bio-
technologie vorangebracht.

(Beifall bei der SPD - Frau Lau
[SPD]: So ist es!)

Rund 24 Millionen DM an Forschungs- und Ent-
wicklungsfördermitteln sind seit 1998 durch ge-
zielte Antragstellung über die BioRegioN nach
Niedersachsen geholt worden. Vier Ansiedlungen
neuer Unternehmen, mehr als 50 Existenzgrün-
dungen mit mehr als 400 neuen Arbeitsplätzen in
den letzten fünf Jahren sind doch ein wahrhaft
stolzes Ergebnis.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Niedersachsen verfügt
über biotechnologische Kompetenzzentren in der
Agrarbiotechnologie, in der Medizin-, Pharma-
und Umwelttechnologie sowie in der Ernährungs-
wirtschaft.

Erwähnenswert ist, dass niedersächsische biotech-
nologische Unternehmen diverse Gründerwettbe-
werbe gewonnen haben. Ich erinnere z. B. an start
up. Hier wurde 1998 Landessieger die BioVision
GmbH. In diesem Jahr war es die Adnagen GmbH.
Im Rahmen des biochance-Wettbewerbes des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung
wird auch ein Unternehmen aus Niedersachsen
gefördert. Anzumerken ist weiterhin, dass die
Forscher Gruss und Jäckle aus Göttingen 1999 den
Innovationspreis des Bundespräsidenten erhielten.

Folgende bisherige technologiepolitische Aktivi-
täten haben weiterhin im Zusammenhang mit dem
BioRegio-Wettbewerb eine dynamische Entwick-
lung möglich gemacht: Der gezielte Ausbau der
Forschungsinfrastruktur durch die Bündelung und
Verstärkung von Einrichtungen der Biotechnologie
und Medizin an den Standorten Hannover, Göttin-
gen und Braunschweig, eine aktive Unternehmer-
schaft und gezielter Einsatz von Wirtschafts- und
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Technologieförderinstrumenten. Für diesen Be-
reich möchte ich besonders die Forschungs- und
Entwicklungsförderung, die Maßnahmen im Rah-
men des Aktionsprogramms Wissenschaft und
Wirtschaft für neue Arbeitsplätze, den Ausbau der
Erfinderberatung und die Beratungsangebote für
Existenzgründer und -gründerinnen erwähnen.

Ein weiterer Grund für unsere erfolgreiche Bio-
technologiepolitik ist die Tatsache, dass Wirt-
schaftsminister Dr. Fischer den Bau von Biotech-
Gründerzentren gefördert hat. Herzlichen Dank
dafür, Herr Minister.

Meine Damen und Herren, die Fachkoordinie-
rungsstelle für Biotechnologie ist bereits 1991
eingerichtet worden.

(Frau Lau [SPD]: 1991, Frau Mund-
los!)

Fachliche Beratung von Einrichtungen der öffent-
lichen Hand und die Beratung von Unternehmen
gehören ebenso zu den Kernaufgaben dieser Ein-
richtung wie die Betreuung von Existenzgründe-
rinnen und -gründern. Die beiden regionalen
Netzwerke BioRegioN und BioRegio Nordwest-
niedersachsen garantieren hohe Synergieeffekte.
Der kontinuierliche Informations- und Kommuni-
kationsfluss trägt zu einem dynamischen Innovati-
onsklima bei, von dem alle Partner im Netzwerk
profitieren. Diese Netzwerke stärken die fachliche
Kompetenz der Beteiligten und die Fachkompetenz
der Region.

Meine Damen und Herren, in den vergangenen
Jahren - das habe ich deutlich gemacht - haben wir
viel erreicht. Aber nichtsdestotrotz gilt, dass diese
Technologie bundesweit erst am Anfang ihrer
Entwicklung steht. Vor allen Dingen muss die
Bundesrepublik den Anschluss an die weltweite
Entwicklung insbesondere in den USA und in
Japan bekommen. Da in Niedersachsen keine
Großkonzerne vorhanden sind und der Besatz an
Großforschungseinrichtungen im Bundesvergleich
gering ist, möchten wir besonders die Potenziale
der mittelständisch geprägten Wirtschaft und der
vorhandenen Forschungseinrichtungen durch eine
Weiterführung des Beratungsangebotes unterstüt-
zen. Wir begrüßen daher sehr, sehr geehrter Herr
Minister Dr. Fischer, dass die Netzwerke Bio-
RegioN und BioRegio Nordwestniedersachsen zu
einem neuen Projekt „BioRegio-Niedersachsen“
fortentwickelt werden und dieses auch finanziell
abgesichert ist.

Sie sehen, meine Damen und Herren, dass beson-
ders Niedersachsen in diesem Politikbereich auf
einem sehr erfolgreichen Weg ist. Ich denke, wir
werden in den Fachausschüssen intensiv weiter
darüber diskutieren. - Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Litfin:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht
die Kollegin Frau Steiner.

Frau Steiner (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein
solcher Antrag war schon lange fällig. Wir alle
wollten uns schon lange einmal dazu äußern kön-
nen, dass Biotechnologie die Zukunftstechnologie
des dritten Jahrtausends ist. Darüber muss einfach
einmal diskutiert werden, und ein jeder muss das
auch einmal sagen dürfen. Das ist einfach eine
schöne Gelegenheit.

Unbestreitbar ist natürlich, dass Niedersachsen
neben der Autoindustrie mehrere zusätzliche
Standbeine braucht, um die Wirtschaftsentwick-
lung in Zukunft auf dem Niveau der anderen Bun-
desländer halten zu können. Wir mussten ja gerade
konstatieren, dass Niedersachsen beim Wirt-
schaftswachstum in der zweiten Hälfte 1999 und
der ersten Hälfte 2000 den anderen Bundesländern
hinterherhinkt. Von daher ist es natürlich schon
richtig, in anderen Bereichen eine Profilbildung zu
forcieren, damit man nicht nur von der Konjunktur
in der Autoindustrie - in der Mobilitätsindustrie -
abhängig ist. Da kann Biotechnologie eine Rolle
spielen, und deswegen ist es richtig zu prüfen, wie
sich die Bedingungen für Unternehmen und die
Gründung und Entwicklung von Unternehmen mit
biotechnologischem Profil in Niedersachsen ge
stalten.

Nun muss man sich allerdings fragen, ob der An-
trag dem gerecht wird. Wenn man ihn liest, hat
man den Eindruck, es steht alles drin, was die
Kolleginnen und Kollegen von der CDU schon
immer zu diesem Thema sagen wollten oder auch
bereits gesagt haben: zum Thema Forschung und
Entwicklung, zum Thema Gründung von Unter-
nehmen - nicht nur von biotechnologischen - und
zum Thema Netzwerke.

Ich möchte jetzt nicht alle Forderungen im Einzel-
nen durchgehen. Aber wenn man sich ansieht, was
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in Sachen Forschung und Entwicklung aufgelistet
und auch gerade noch einmal vorgetragen worden
ist, muss man feststellen, dass zum Teil Sachen
gefordert werden, die gar nicht in der Kompetenz
der Landesregierung liegen, sondern die von den
Hochschulen in Eigenregie zu gestalten sind: z. B.
die Sicherung der Ausbildungskapazitäten und
Studiengänge in der Biotechnologie. Auch die
Ausbildung von Nachwuchskräften obliegt eigent-
lich eher der entsprechenden Industrie als der
Landesregierung. Außerdem sind unternehmensbe-
zogene Forderungen aufgeführt, die eigentlich
immer gelten. Natürlich muss man die Studienbe-
dingungen für alle verbessern, und natürlich muss
man - um auf den zweiten Punkt zu kommen - die
Situation für Gründer verbessern, insbesondere die
Fördermaßnahmen und die Kapitalbeschaffung.
Aber darüber diskutieren wir auch in anderen
Zusammenhängen. Das ist kein spezielles Problem
von Biotechnologieunternehmen.

Das sind also zum Teil eher unüberlegte, allgemei-
ne Forderungen. Ich kann Ihnen jetzt schon sagen
- das ist bei Frau Goede gerade auch schon ange-
klungen -: Wenn Sie unter dem einen Spiegelstrich
fordern, dass die Gesellschaft für Biotechnologi-
sche Forschung in Braunschweig weiterentwickelt
werden soll, bekommen Sie zur Antwort: Das tun
wir doch schon.

Ihr Forderungskatalog unter den Buchstaben b und
c zu der Gründung von Unternehmen und zu den
Netzwerkstrukturen wirkt wie ein Wunschzettel. Er
ist zum Teil deutlich zu hoch gegriffen. Der Staat
ist nun wirklich nicht für alles zuständig, sondern
nur dafür, die Rahmenbedingungen zu schaffen. Er
soll nicht jedes Detail regeln. Das erwartet man
von der Wirtschaft selbst, die sich dann ja auch
entwickeln soll.

Ich hätte mir vorgestellt, dass man, wenn man bei
der Landesregierung ein Defizit feststellt, mit dem
Antrag ein Konzept einfordert, dass man die Eck-
punkte festsetzt und dann sagt: Nun entwickelt mal
schön! Aber ich schreibe doch nicht jedes Detail
auf und lasse mir dann im Zweifelsfall sagen „Das
tun wir doch schon!“

Wir sind ja immer willens, der Landesregierung
auf den Zahn zu fühlen und ihre Schwächen anzu-
prangern. Aber, Frau Mundlos, hier haben Sie
nicht unbedingt die größte Schwachstelle erwischt.
Sie konnten bereits dem Vortrag der Kollegin
Goede entnehmen - ich kann Ihnen prophezeien,
dass der Herr Wirtschaftsminister das gleich noch

ausführlicher darstellen und Ihnen entgegenhalten
wird -, dass das Geld geflossen ist. Wir kennen die
Summen, wir haben die Unternehmen gefördert. Es
gibt 50 Start-ups, die sich auch noch am Markt
halten, und das seit fünf Jahren.

Wir haben investiert. Wir haben in den letzten
Jahren mehr als 50 Milliarden DM investiert. Wir
werden die Netzwerke sowie die BioRegioNWN
und die BioRegioN zusammenlegen. Das sage ich
nicht, weil ich hellsehen kann, sondern weil ich
mir die Presseerklärungen der letzten Jahre ange-
schaut habe: Da stehen diese Informationen drin. -
Insofern war es vielleicht nicht so klug, sich gerade
diese Punkte vorzunehmen.

Ich möchte am Schluss noch einen Problempunkt
aufgreifen, um den Sie sich elegant gedrückt ha-
ben. Der Punkt, der hier eigentlich den meisten
Sprengstoff enthält, taucht bei Ihnen nur en passant
auf. Die Gentechnik ist eine Unterdisziplin der
Biotechnologie, und Sie behandeln das nur unter
dem Gesichtspunkt der Akzeptanz.

Die Gentechnik ist eine Risikotechnologie. Das
können wir nicht einfach nur unter Wachstumsge-
sichtspunkten sehen, sondern wir müssen das
schon differenziert sehen und auch unter ethischen
Gesichtspunkten betrachten. Es gibt die grüne
Gentechnik, es gibt die rote Gentechnik. Nieder-
sachsen steht ja mehr mit den Unternehmen der
grünen Gentechnik in den Schlagzeilen; ich erinne-
re nur an unsere gestrige Aktuelle Stunde zur
KWS.

Es wäre dabei auch einmal darauf hinzuweisen,
dass die grüne Gentechnik nicht unbedingt ein
prosperierender Wirtschaftszweig ist. Die
Verbraucherakzeptanz ist - aus gutem Grund -
nicht gerade hoch, und die Kennzeichnungspflicht
führt dazu, dass sie eher sinkt. Man sollte sich also
- ohne jetzt die ethische Diskussion führen zu
wollen - nicht auf die nicht prosperierenden Berei-
che beziehen, sondern man sollte sich auf die rote
Gentechnik beziehen und die Entwicklung da
fördern; denn das wird, ob man es will oder nicht,
der Wachstumszweig der Gentechnik und der
Biotechnologie überhaupt sein. Das, was sich im
Gesundheitsbereich abspielt, gestaltet den Markt
des nächsten Jahrhunderts. Da sollte man die Ent-
wicklung ansiedeln, da sollte man das Profil aus-
bilden und fördern. Das hielte ich für richtig, und
das sollten wir von der Landesregierung einfor-
dern.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Litfin:

Herr Minister Fischer, bitte!

Dr. Fischer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich zunächst zu der erfreuli-
chen Seite dieser Debatte kommen. Wir können
feststellen, dass über die wirtschaftliche Bedeutung
der Biotechnologie und über ihre regionale Be-
deutung für das Wachstum in Niedersachsen in
diesem Hause große Einigkeit besteht. Das freut
mich sehr, aber das wundert mich auch nicht, denn
wie Frau Steiner schon richtig sagte, sind das
Dinge, die schon seit langem bekannt sind und
über die auch schon viel diskutiert worden ist.

Ich darf mir allerdings eine Bemerkung erlauben,
Frau Steiner. Wenn die Weiterentwicklung der
Biotechnologie in Deutschland über viele Jahre
gebremst wurde, dann war eine Ursache dafür auch
der hinhaltende Widerstand, den die Grünen hier
geleistet haben. Erfreulicherweise hat Deutschland
in Europa inzwischen aber wieder eine Spitzenpo-
sition erreicht.

Meine Damen und Herren, nun aber zu diesem
Antrag. Verehrte Kollegin Mundlos, was Sie hier
in Form eines Antrags vorgelegt haben, ist eine
ordentliche Fleißarbeit.

(Frau Mundlos [CDU]: Ihre Arroganz
ist wirklich unerträglich!)

Sie haben akribisch sämtliche Themenbereiche
aufgelistet, mit denen die Landesregierung die
Biotechnologie in den letzten Jahren bereits erfolg-
reich unterstützt hat. Ich habe den Eindruck, dass
Ihnen Neues zu diesem Thema nicht eingefallen
ist.

(Beifall bei der SPD)

Das erstaunt natürlich auch nicht. Schließlich
genießt die Förderung der Biotechnologie in Nie-
dersachsen schon seit langem allerhöchste Priori-
tät. Dies gilt nicht nur für mein Ressort, sondern
auch der Kollege Oppermann hat z. B. durch die
Neueinrichtung von technologischen Forschungs-
schwerpunkten an den Universitäten und durch die
Einrichtung von neuen Lehrgängen an den Univer-
sitäten die Forschungskompetenz der niedersächsi-

schen Hochschulen in diesem Schlüsselbereich
nachhaltig gestärkt.

Wir können also jetzt erfreulicherweise feststellen:
Die Biotechnologie verdankt ihre rasche Entwick-
lung hier in Niedersachsen dem gezielten Ausbau
der Forschungsinfrastruktur, dem gezielten Einsatz
von Wirtschafts- und Technologiefördermitteln,
einer aktiven Unternehmerschaft und der Einbin-
dung in aktive Netzwerke.

Vizepräsidentin Litfin:

Herr Minister, die Kollegin Mundlos möchte Ihnen
eine Frage stellen. Wollen Sie das zulassen?

Dr. Fischer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr:

Sehr gerne, Kollegin Mundlos.

Frau Mundlos (CDU):

Herr Minister, wie erklären Sie dann, dass ein
Mitarbeiter des Ministeriums für Wissenschaft und
Kultur auf die Frage, ob es in Niedersachsen inso-
fern einen Forschungsschwerpunkt gibt, mit Nein
geantwortet hat und auf die Nachfrage „Auch nicht
in der Biotechnologie?“ ebenfalls Nein gesagt hat?

Dr. Fischer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr:

Ich kenne diese Äußerungen nicht. Ich halte sie
auch für falsch. Wir haben in diesem Bereich
eindeutige Schwerpunkte.

(Beifall bei der SPD)

Ich werde Ihnen das ein wenig begründen. Die
Ansiedlung von neuen Biotechnologieunternehmen
in Niedersachsen ist in den letzten Jahren fleißig
vorangeschritten. Ich könnte Ihnen hierzu viele
Namen nennen. Die Ansiedlung von neuen Unter-
nehmen gehört ebenso dazu wie auch die Förde-
rung von Technologie- und Gründerzentren. Sie
haben Braunschweig genannt. Ich verweise aus-
drücklich auf Braunschweig. Aber auch in Hanno-
ver und in Göttingen ist dies geschehen. Ich will
ausdrücklich auch auf die von Ihnen genannte
Gesellschaft für biotechnologische Forschung
hinweisen, die in den vergangenen Jahren mit
intensiver Landesförderung ein BioTechnologie-
Gründerzentrum geworden ist, bei dem es in den
letzten Jahren 15 Ausgründungen mit rund
150 Arbeitsplätzen gegeben hat. Wir haben in der
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jetzigen Entwicklung dem BioTech-Park in Braun-
schweig im Zusammenhang mit dieser biotechno-
logischen Gesellschaft eine Förderung aus Mitteln
der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von über
11 Millionen DM in Aussicht gestellt. Wir sind
auch im Bereich Hannover, in dem so genannten
Medical Park in der Nachbarschaft der Medizini-
schen Hochschule, dabei, weitere Entwicklungs-
möglichkeiten zu schaffen.

Darüber hinaus haben wir eine Reihe von Koope-
rationsvorhaben zwischen Unternehmen und wis-
senschaftlichen Einrichtungen in Gang gebracht.
Ich will an dieser Stelle nur ein Beispiel nennen,
nämlich das Projekt der Medizinischen Hochschule
Hannover mit der damaligen Firma Boehringer.
Heute ist daraus eine gemeinsame Firmengründung
mit dem Namen Cytonet geworden, die mit guten
Wachstumschancen auf dem Markt der Stamm-
zelltherapie arbeitet.

Niedersächsische Unternehmer und Wissenschaft-
ler haben – Frau Goede hat das schon genannt –
bundesweit sehr erfolgreich gearbeitet und haben
Auszeichnungen und Preise bekommen, was für
die Stärke der niedersächsischen Biotechnologie
spricht.

Vizepräsidentin Litfin:

Herr Minister, Frau Kollegin Mundlos möchte
Ihnen noch eine Frage stellen. Wollen Sie noch
eine weitere Frage zulassen?

Dr. Fischer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr:

Wenn sie denn meint, noch eine Frage stellen zu
müssen, bitte sehr.

Vizepräsidentin Litfin:

Bitte sehr, Frau Mundlos!

Frau Mundlos (CDU):

Herr Minister, Sie haben 11 Millionen DM für das
Gründerzentrum in Braunschweig angesprochen.
Wann kann denn die Stadt darüber verfügen und
anfangen, mit den Geldern zu arbeiten?

Dr. Fischer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr:

Wenn sie die Planungen abgeschlossen hat, wenn
sie die eigenen Mittel dafür zur Verfügung hat und

die entsprechenden Beschlüsse gefasst hat, stehen
die Mittel zur Verfügung.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte in diesem
Zusammenhang auch noch auf mehr als
50 Existenzgründungen mit über 400 neuen Ar-
beitsplätzen hinweisen, die in jüngster Zeit erfolgt
sind. Seit 1998 – das ist von Ihnen angesprochen
worden – konnten über 24 Millionen DM Projekt-
fördermittel des Bundes für niedersächsische Pro-
jekte eingeworben werden. Wir selber haben vom
Land aus 23 Forschungs- und Entwicklungspro-
jekte mit 37 Millionen DM gefördert.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns diese
Bilanz einmal im Bundesvergleich betrachten,
dann stellen wir fest, dass wir ganz vorn im Wett-
bewerb der Biotechnologieregionen in Deutschland
stehen. Die von uns auf Nachhaltigkeit angelegten
Aktivitäten haben dazu beigetragen, dass wir die
strukturellen Nachteile, von denen schon gespro-
chen wurde und die wir zweifellos haben, weil wir
keine Großunternehmen und auch keine großen
Forschungseinrichtungen hier im Lande haben,
dadurch kompensieren können, dass wir durch die
Bündelung von Netzwerken die Wachstumschan-
cen gerade für kleine und mittlere Unternehmen
ausschöpfen.

Ich darf in diesem Zusammenhang auch den Kol-
legen Bartels erwähnen, der im Bereich der Land-
wirtschaft mit Aktivitäten auf diesem Gebiet tätig
ist.

Wir können also feststellen, dass sich Niedersach-
sen vor dem Hintergrund dieser Entwicklung als
Innovationsschwerpunkt der Biotechnologie her-
vorgetan hat.

Aber, meine Damen und Herren, wir wollen uns
nicht mit dem Erreichten zufrieden geben. Um
noch schlagkräftiger zu werden – das ist schon
erwähnt worden -, werden die beiden regionalen
Netzwerke BioRegioN und BioRegioNWN ab
2001 mit der Fachkoordinierungsstelle für Bio-
technologie, die, wie schon gesagt wurde, seit 1991
besteht, in Hannover zusammengelegt. Damit wird
sichergestellt, was auch bisher schon der Fall ist,
Frau Mundlos, dass nämlich all die verschiedenen
Aktivitäten koordiniert werden und nicht neben-
einander herlaufen. Daher auch der Name. Da-
durch werden auch die Strukturen transparenter.
Was Sie hier fordern, haben Sie, so vermute ich,
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einer Presseerklärung meines Hauses entnommen,
die am 8. September herausgegeben wurde

(Frau Mundlos [CDU]: Nein!)

und in der genau das steht, was Sie in Ihrem An-
trag vom 21. September fordern. Sie haben also
schlicht bei uns abgekupfert.

(Frau Mundlos [CDU]: Dagegen ver-
wahre ich mich!)

Wir freuen uns, dass Sie offensichtlich akzeptieren,
was wir hier machen. Aber ich sage das noch
einmal: Das ist nicht besonders hilfreich, weil es
nicht besonders innovativ und nicht besonders neu
ist.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen:
Vor dem Hintergrund der geschilderten Fakten
erscheinen mir die Forderungen in Ihrem Antrag
ziemlich überflüssig. Die Förderung der Biotech-
nologie genießt in Niedersachsen seit langem
höchste Priorität. Das soll auch so bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Litfin:

Zu Wort gemeldet hat sich der Kollege Dinkla.
Bitte!

Dinkla (CDU):

Herr Minister Fischer, solche Reden wie eben darf
man nur halten, wenn die Opposition keine Gele-
genheit mehr hat zu antworten. Ich fand es schon
ein starkes Stück, wie Sie die Biotechnologie hier
hochjubeln, während Niedersachsen im Vergleich
mit anderen Bundesländern wahrlich nicht auf dem
Siegertreppchen steht. Dies gehört einfach zur
Wahrheit.

1990 bis 1994 haben Sie – man kann das in der
Bilanz „Niedersachsen – eine Erfolgsstory“ nach-
lesen – gar nichts gemacht. Sie haben das Thema
der Schlüsseltechnologien, der Biotechnologie
ideologisch ausgeblendet; sicherlich auch weil die
Grünen das wollten. 1994, so erinnere ich mich,
hat der jetzige Bundeskanzler von dieser Stelle aus
gesagt, er wolle in diesem Bereich in  Niedersach-
sen großartig wirken, er wolle im Bereich der
Gentechnologie, Frau Steiner, die „Mahner und die
Macher“ zusammenführen. Ich darf von dieser
Stelle aus fragen, was in den Jahren seither eigent-
lich gelaufen ist. Ein Diskurs in Loccum – danach

war Ludwig Ganghofer angesagt: Das Schweigen
im Walde. Nichts ist in dieser Richtung hier in
Niedersachsen weiter gelaufen.

(Beifall bei der CDU)

Der jetzige Bundeskanzler hat die Schlüsseltech-
nologien in Niedersachsen weiterhin vernachläs-
sigt. Er hat sich mehr um die eigene Karriere ge-
kümmert als darum, Niedersachsen in diesem
Bereich voranzubringen.

(Schurreit [SPD]: Du hast das Thema
heute erst entdeckt!)

Wenn es jetzt, meine Damen und Herren, in Nie-
dersachsen Erfolge gibt, gehören sie sicherlich
dem Bereich BioRegioN zugeordnet. Das ist über-
haupt keine Frage. Aber das war eine Entscheidung
der alten Bundesregierung. Das darf nicht außen
vor gelassen werden. Insofern bitte ich schon, Herr
Dr. Fischer, dass Sie die Dinge ehrlich betrachten.

Im Vergleich zu anderen Ländern wie Bayern und
Baden-Württemberg sind wir nicht auf der Über-
holspur. Wir stehen zum Teil auf dem Standstrei-
fen. Ich sage nicht, dass nichts gemacht wird. Aber
wir müssen besser werden.

Meine Damen und Herren, auf Grund des Presse-
gespräches, das Frau Mundlos und ich geführt
haben, sind bei mir, wie man so schön sagt, einige
E-Mails eingegangen; unter anderem auch von
Unternehmern aus Niedersachsen. Die haben das
ganz treffend ausgedrückt! Sie haben gesagt: Wir
behaupten nicht, dass in Niedersachsen nichts
passiert, aber wir müssen besser werden, wenn wir
den Anschluss mit anderen Ländern halten wollen.
- Ich glaube, das ist die eigentliche Herausforde-
rung. Weil wir als CDU-Fraktion diese Herausfor-
derung ernst nehmen, beantrage ich von dieser
Stelle aus eine Anhörung zu diesem Thema. Dann
könne wir einmal Benchmarking machen, dann
können wir uns vergleichen, dann können wir
Sachverstand Dritter einholen. Dann werden wir
sehen, ob Ihre „Hochglanzdarstellung“, Herr Dr.
Fischer, richtig und angemessen ist.

(Schurreit [SPD]: Letztes Heilmittel
ist eine Anhörung, damit auch du
endlich informiert bist!)

Als letztes Beispiel sei der Innovationsfonds er-
wähnt. Durch den Wechsel der Ministerpräsidenten
– wir hatten zwei Wechsel in einem Jahr – ist
immer wieder der Innovationsfonds, dem die Bio-
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technologie zuzuordnen war, als vagabundierende
Masse durch Niedersachsen hin und her geschleust
worden. Es wäre sinnvoller gewesen, sich wesent-
lich früher diese Technologie auch als Förder-
schwerpunkt, als Schlüsselschwerpunkt in der
Politik vorzunehmen. Dann wären wir wesentlich
weiter, als wir es jetzt sind. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Litfin:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. Mit der
federführenden Beratung soll der Ausschuss für
Wirtschaft und Verkehr und mit der Mitberatung
sollen die Ausschüsse für Wissenschaft und Kul-
tur, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für
Sozial- und Gesundheitswesen, für Umweltfragen
sowie für Bundes- und Europaangelegenheiten
beauftragt werden. Wenn Sie so beschließen
möchten, bitte ich um Ihr Handzeichen. - Vielen
Dank. Damit ist die vorgeschlagene Ausschuss-
überweisung abgesegnet.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 25:
Erste Beratung:
Schulen gegen Gewalt und Rassismus -
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 14/1892

Der Antrag wird eingebracht durch die Kollegin
Frau Seeler.

Frau Seeler (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Menschen werden ermordet, ge-
quält, verfolgt, weil sie Ausländer, behindert,
arbeitslos, schwach oder obdachlos sind. Synago-
gen werden in Brand gesteckt oder beschmiert,
Gräber werden geschändet. In vielen Gegenden
geht wieder Angst um in Deutschland. In solchen
Zeiten ist es wichtig, richtig und auch notwendig,
Resolutionen zu verabschieden, das Verbot der
NPD und anderer undemokratischer Organisatio-
nen zu prüfen, Gesicht zu zeigen. Aber all das
reicht nicht aus. Darüber hinaus müssen wir De-
mokratinnen und Demokraten nämlich auch han-
deln, damit sich alle Menschen wieder angstfrei
bewegen können und jeder mit seinen persönlichen

Eigenarten akzeptiert und in unsere Gesellschaft
integriert wird.

Nun haben im September-Plenum alle Fraktionen
gemeinsam eine Entschließung verabschiedet, in
der es heißt:

„Insbesondere jungen Menschen ist
die Bedeutung der Achtung der Wür-
de des Menschen, der körperlichen
Unversehrtheit und des Eigentums
anderer zu vermitteln.“

Genau hier setzt unser Antrag „Schulen gegen
Gewalt und Rassismus“ an. Wenn wir erreichen
wollen, dass die Rechtsextremisten keinen Nach-
wuchs mehr rekrutieren können, dass Menschen
gegen primitive Hassparolen immun werden, dann
müssen wir präventiv bei unseren Kindern und
Jugendlichen anfangen, am besten natürlich da-
durch, dass in den Familien eine angst- und ge-
waltfreie Erziehung stattfindet und zur Toleranz
erzogen wird,

(Meinhold [SPD]: Sehr richtig!)

dass Eltern, Verwandte und Bekannte ein gutes
Beispiel geben. Doch auch Kindergarten, Schule
und Jugendhilfe dürfen nicht aus ihrem Erzie-
hungsauftrag entlassen werden.

In dem heute vorliegenden Antrag unserer Fraktion
beschränken wir uns ganz bewusst auf den Bereich
Schule. Um es gleich vorwegzunehmen: Der An-
trag erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit;
im Gegenteil. Wir wünschen uns ganz viele Ideen,
Anregungen, Entwicklung neuer Konzepte auch
aus anderen Arbeitsbereichen, z. B. aus dem Be-
reich von Jugend und Sport oder aus der Erwach-
senenbildung, um eben dahin zu kommen, dass alle
gemeinsam gegen Rassismus und Gewalt handeln.

Eines ist in den Diskussionen der vergangenen
Wochen ja deutlich geworden: Viele Menschen
wollen etwas gegen Rassismus, Gewalt und Intole-
ranz tun. Sie wissen aber oft nicht so genau, was
sie tun könnten. Unser Antrag will Anregungen
geben und fordert die Landesregierung auf, ihre
positiven Ansätze in diesem Bereich weiter zu
verstärken; denn es gibt inzwischen einige gute
Konzepte, z. B. das Projekt „Schule ohne Rassis-
mus“. Mittlerweile gibt es vier Schulen in Nieder-
sachsen, die den Titel „Schule ohne Rassismus“
tragen, vier Schulen von fast 3.800 Schulen im
Land. Das ist natürlich eine viel zu geringe Zahl.
Für dieses Projekt „Schule ohne Rassismus“ muss
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richtiggehend Werbung betrieben werden, damit
sich möglichst viele Schulen darum bemühen,
diesen Titel zu erwerben.

Dieses Projekt ist ein ganz besonderes, und zwar
erstens weil die Schülerinnen und Schüler selbst
dieses Projekt für ihre eigene Schule erarbeiten
und durchführen müssen – natürlich mit Unterstüt-
zung der Lehrkräfte oder auch der Eltern – und
zweitens weil es für jede Schulform und für jede
Altersstufe geeignet ist. Selbst Erstklässlern kann
auf kindgerechte, spielerische Art vermittelt wer-
den, was Ausgrenzung emotional bedeuten kann
und dass es ganz normal ist, verschieden zu sein.
Ich selbst habe dies neulich bei einer Einschu-
lungsfeier an einer „Verlässlichen Grundschule“
erlebt. Es ist wirklich beeindruckend zu sehen, wie
selbst sechsjährige, siebenjährige Schülerinnen und
Schüler mit diesem Thema konfrontiert werden
können.

Einige Vorschläge unseres Antrags zielen darauf,
dass – neben der Vermittlung der historischen
Fakten und Ursachen für Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz und Gewalt –  die
Schülerinnen und Schüler nicht nur über den
Verstand, sondern vor allem auch emotional ange-
sprochen werden. Dies kann dann z. B. durch
Theaterstücke wie „Angst im Kopf“ oder durch
Autorenlesungen oder auch durch Rollenspiele wie
bei dem Projekt „Braunäugig/Blauäugig“ gesche-
hen. Bei diesem Projekt erfahren Schülerinnen und
Schüler selbst Macht und Ohnmacht, Zugehörig-
keit zur Mehrheit oder zur Minderheit. Sie erleben
bei sich selbst die Gefühle, die dabei entstehen,
Gefühle wie Angst, Rache, Verzweiflung, Selbst-
zweifel oder Minderwertigkeit. So kann sich bei
ihnen Verständnis für die jeweils anderen Men-
schen entwickeln.

Ein weiterer Aspekt soll nach unserem Antrag
durch die Ausstellung „Einwanderungsland Nie-
dersachsen“ beleuchtet werden. Dieses Ausstel-
lungsvorhaben hat den Arbeitstitel „Fremde in
Niedersachsen zu Hause“. Dabei werden die Zu-
wanderung nach Niedersachsen und die Eingliede-
rung in Niedersachsen von 1945 bis heute themati-
siert. Die Ausstellung soll zeigen, dass Niedersach-
sen immer Zugewanderte aufgenommen hat, seien
es deutsche Flüchtlinge, Vertriebene, Arbeitswan-
derer, Einwanderer, Asylsuchende, Aussiedler oder
Flüchtlinge aus den unterschiedlichsten Bereichen,
und dass diese Zuwanderungen auf ganz unter-
schiedliche Bedingungen in Niedersachsen trafen.
Die Ausstellung soll einerseits zeigen, dass viele

der ehemals Fremden in Niedersachsen inzwischen
zu Hause sind. Sie soll andererseits aber auch die
Probleme, die bei Zuwanderung und Eingliederung
entstehen, nicht tabuisieren; im Gegenteil: Sie soll
sie aufzeigen. Durch diese Ausstellung sollen
Menschen, die nach Niedersachsen zugewandert
sind, Aufmerksamkeit im Sinne von Respekt und
Würdigung erfahren. Diese Ausstellung soll dazu
beitragen, dass Fremde als unserer Gesellschaft
zugehörig angesehen werden.

Etwas Besonderes an dieser Ausstellung ist, dass
sie als Wanderausstellung konzipiert ist und am
jeweiligen Ausstellungsort um regionale und lo-
kale Besonderheiten ergänzt werden kann. Wir
können uns gut vorstellen, dass gerade ältere
Schülerinnen und Schüler dabei helfen, diesen
regionalen Bezug zu erarbeiten und dann auch
darzustellen.

Die Ausstellung gibt es erst im Konzept. Um sie
Wirklichkeit werden zu lassen, bitten wir die Lan-
desregierung, die benötigten Personal- und Fi-
nanzmittel zur Verfügung zu stellen.

Was ich eben gesagt habe, waren nur einige kon-
krete Beispiele für Projekte und Aktionen aus dem
schulischen Bereich. Vorstellen könnte ich mir
z. B. auch Partnerschaften zwischen Deutsch spre-
chenden und nicht Deutsch sprechenden Schüle-
rinnen und Schülern, um so den Erwerb von
Sprachkenntnissen, aber eben auch die Integration
zu beschleunigen. Natürlich muss es auch in ande-
ren Bereichen, beispielsweise in der Jugendhilfe,
Projekte geben – die gibt es auch -; dies ist aber
nicht Thema dieses Antrags. Ich hoffe, dass von
Ihnen da zusätzliche Vorschläge kommen.

Alle unsere Aktivitäten haben ein gemeinsames
Ziel: Wir wollen ein weltoffenes, ausländerfreund-
liches und tolerantes Niedersachsen,

(Beifall bei den GRÜNEN –
 Zustimmung bei der SPD und bei der
CDU)

in dem, wie es Bundestagspräsident Wolfgang
Thierse einmal formuliert hat, die Menschen ohne
Angst verschieden sein können.

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu diesem Antrag,
und ich hoffe, dass wir auch hierbei zu einer ge-
meinsamen Verabschiedung kommen.

(Beifall bei allen Fraktionen)
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Vizepräsident Jahn:

Der Herr Kollege Klare hat das Wort.

(Fasold [SPD]: Der falsche Mann!
Busemann wäre richtig!)

Klare (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich spreche für die CDU-Fraktion zu dem
Antrag der SPD-Fraktion. – Die Entschließung
geht in die richtige Richtung. Natürlich fordern
wachsende Fremdenfeindlichkeit und Gewalt
Reaktionen auch in der Schule und in der Jugend-
hilfe.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Vizepräsident Jahn:

Einen Augenblick bitte! - Ich darf Sie bitten, die
Gespräche doch am Rande des Plenums zu führen.
Wenn Sie dieser Bitte nachkämen, wäre das sehr
erfreulich. – Danke schön. - Bitte sehr!

Klare (CDU):

Natürlich unterstützen wir auch die Aufforderung
an die Landesregierung, die sechs Projekte, die in
dem Antrag genannt werden – ich kenne nicht alle
im Detail -, umzusetzen, weil es sehr wichtig ist, in
dieser Phase wie überhaupt zu jeder Zeit mehr
Informationen über andere Kulturen und andere
Menschen grundsätzlich zu vermitteln, auch mit
den verschiedenen inhaltlichen und didaktischen
Ansätzen.

Frau Seeler, Sie haben schon darauf hingewiesen,
dass das nicht alles sein kann - das ist auch nicht
der Anspruch dieses Antrags -, wenn wir uns im
Parlament über Fremdenfeindlichkeit, Rassismus
und Gewalt unterhalten mit dem Ziel, zu einem
veränderten Verhalten der Jugendlichen zu kom-
men. Die Thematik muss natürlich viel breiter
diskutiert werden. Es bedarf ganz differenzierter
Betrachtungs- und Herangehensweisen. Trotzdem
wird es uns nicht gelingen, auch nur annähernd die
gesamten Ursachsen für Fremdenfeindlichkeit zu
ergründen.

Ich teile auch die Auffassung, dass das Thema
Nationalsozialismus in den Rahmenrichtlinien für
die verschiedenen Fächer sicherlich ausreichend
berücksichtigt worden ist. Trotzdem glaube ich,
dass wir bei der Art und Weise, in der der Unter-

richt und das Schulleben insgesamt zurzeit gestal-
tet werden, die Kinder und Jugendlichen nicht
genügend dafür sensibilisieren und stärken, selbst
gegen alle Formen des Rassismus und der Gewalt
einzutreten. Auch hierfür gibt es eine Vielfalt von
Ursachen, die man ergründen muss.

Wir dürfen es uns auch nicht zu einfach machen,
etwa mit einem erhobenen Zeigefinger, abgeklärt,
der eine oder andere möglicherweise auch besser-
wisserisch, über den Dingen stehend, manchmal
auch über der Jugend stehend Ratschläge zu ertei-
len. Ich habe über den vorliegenden Antrag mit
meinem Sohn (16) gesprochen. Er gab mir sinn-
gemäß Folgendes zu verstehen: Ihr im Landtag
könnt das in eurem Rahmen mit wunderschönen
Reden darstellen, vielleicht ab und zu auch eine
Stippvisite in der einen oder anderen Jugendfrei-
zeitstätte machen. Die Schwierigkeit besteht aber
für diejenigen, die tagtäglich, und zwar ohne Aus-
sicht auf einen Ausweg, in einem sozialen Brenn-
punkt wohnen. - Deshalb möchte ich drei Punkte
ansprechen und diese in besonderer Weise heraus-
stellen.

Erstens. Die größte Gefahr, auf die Rattenfänger
von rechts und links hereinzufallen, liegt begründet
in unzureichendem Wissen über geschichtliche
Tatbestände und ihre Einordnung in geschichtliche
Zusammenhänge. Die zweite große Gefahr ist
oftmals die Perspektivlosigkeit mancher Men-
schen. Die dritte Gefahr besteht in dem zunehmen-
den Fehlen von Wertmaßstäben und echten Vor-
bildern. Ich meine, hier müssen Schule und Ju-
gendarbeit ansetzen und tätig werden, und zwar
nicht isoliert, sondern im Zusammenwirken mit
den Elternhäusern und mit Medien, die sich ständig
um Objektivität bemühen. Das sind Teilaspekte,
die wir eigentlich noch gesondert behandeln
müssten, was wir in dem für die Beratung des
vorliegenden Antrags vorgesehenen Zeitrahmen
aber natürlich nicht leisten können.

Lassen Sie mich jetzt zu dem ersten Punkt etwas
sagen, zu der Unwissenheit. Wenn wir heute fest-
stellen müssen, dass in der Bundesrepublik
Deutschland Jahr für Jahr 30.000 junge Menschen
ohne ausreichende Grundkenntnisse in den Kul-
turtechniken Lesen, Schreiben und Rechnen die
Schule verlassen, dann muss man davon ausgehen,
dass in den so genannten Nebenfächern Geschich-
te, Politik, geschichtlich-soziale Weltkunde, Ge-
meinschaftskunde noch weniger Grundkenntnisse
vorhanden sind, wenn man hierbei überhaupt von
Kenntnissen sprechen kann. Es gibt eindeutige
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Hinweise dafür, dass das so ist. Da nützt es uns
allen eben nichts, wenn das zwar in den Rahmen-
richtlinien steht, wenn es in den Köpfen mancher
Jugendlicher, mancher Kinder aber eben nicht
steht.

In diesem Zusammenhang müssen wir auch einmal
darüber sprechen, wie der Geschichtsunterricht
heute in der Praxis abläuft. Es ist so, dass insbe-
sondere der Geschichtsunterricht aus vielerlei
Gründen oftmals von fachfremden Lehrkräften
abgehalten werden muss. Das führt dazu, dass
vielleicht nicht gerade der hochinteressante Unter-
richt geboten werden kann, der eigentlich notwen-
dig wäre, um den Schülerinnen und Schülern eine
solch schwierige Materie zu vermitteln.

Bei dieser Gelegenheit müssen wir auch darüber
reden, wie sichergestellt werden kann, dass in dem
Kontext der gesamten Bandbreite der Geschichte
die richtigen Inhalte vermittelt werden, sodass es
hier keine Beliebigkeit gibt.

Wir müssen auch darüber reden, dass gerade in
Nebenfächern oftmals Stunden ausfallen. Wenn ein
Schulleiter in die Situation gerät, Unterricht aus-
fallen lassen zu müssen, weil er zu wenig Lehrer
hat, dann lässt er natürlich nicht Deutsch oder
Mathematik ausfallen, sondern dann fällt Ge-
schichte aus. Das ist bedauerlich. Wir brauchen
den verpflichtenden Unterricht in dem Fach Ge-
schichte, und zwar gegeben von gut ausgebildeten
Lehrkräften. Nur dann können unsere jungen Leute
überzeugend gegenhalten, wenn z. B. Lügen über
die Vernichtung der Juden in Deutschland erzählt
werden.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einen
sehr kritischen Aspekt einbringen. Wir haben
gerade über den Haushaltsansatz für die Landes-
zentrale für politische Bildung diskutiert. Vor dem
Hintergrund der Brandanschläge auf jüdische
Gotteshäuser ist es ein falscher Weg, die Haus-
haltsmittel für Schulfahrten nach Bergen-Belsen zu
kürzen. Darüber sind wir uns wohl einig. Wir
müssen intensive Bemühungen darauf richten, die
jetzt verlorenen Haushaltsmittel eventuell wieder
zurückzuholen. Das Interesse an Geschichtsunter-
richt wird vor allem über Betroffenheit und über
die Schaffung aktueller Bezüge erzeugt. Durch die
Besuche in Bergen-Belsen erzeugen die Ge-
schichtslehrer diese Betroffenheit. Es gibt den
aktuellen Bezug, und nicht zuletzt müssen wir, wie
gesagt, alles daransetzen, dass das wieder in den
Haushalt eingestellt wird.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist
die Situation der jungen Menschen, die sich in
einer persönlichen und  beruflichen Perspektivlo-
sigkeit befinden. 100.000 junge Menschen verlas-
sen unsere Schulen ohne einen Abschluss, d. h. im
Prinzip auch ohne Chance auf einen Beruf, der sie
ausfüllt. Wenn uns Berufsschuldirektoren heute
sagen, dass die Hälfte der jungen Menschen, die im
BVJ unterrichtet werden, direkt aus der Schule in
die Sozialhilfe gehen, dann müssen bei uns hier die
Alarmglocken läuten. Genau das Potential dieser
jungen Leute wird von Rechtsradikalen rekrutiert,
wenn ich das einmal so sagen darf, und zwar mit
einfachsten Versprechungen. Jeder, der sich, was
seine Lebensperspektiven anbetrifft, in einer gesi-
cherten Position befindet, kann diese Versprechun-
gen nur als lächerlich empfinden, aber derjenige,
der sich in einer ausweglosen Lebenssituation
befindet, nimmt so etwas eben auf, saugt das in
sich auf und kann verblendet werden.

Das Dritte sind die fehlenden Wertmaßstäbe. Ins-
besondere junge Menschen suchen Antworten
nicht nur auf lebenspraktische Fragen und auf
lösbare Probleme, sondern sie stellen auch lebens-
bedeutsame, so genannte letzte Fragen wie etwa:
Was kann ich wissen? Was soll ich tun? Was darf
ich hoffen? Was ist der Mensch? - Die Schulen
haben den Auftrag, hierbei Orientierung zu geben,
nicht mehr, aber auch nicht weniger. Ich bezweifle,
dass unsere Schulen angesichts der bestehenden
schwierigen Rahmenbedingungen und der Masse
von Aufgaben, die ihnen außerhalb von Erziehung
und Bildung noch übertragen werden, dazu heute
in der Lage sind.

Die wachsende Vielfalt der Standpunkte, Lebens-
entwürfe und Weltanschauungen in einer internati-
onal geprägten und technisierten Welt macht mehr
Orientierung erforderlich. Ich möchte in diesem
Zusammenhang auf den Religionsunterricht ver-
weisen. Dem Religionsunterricht kommt hierbei
eine ganz besondere Bedeutung zu. Der grundge-
setzlich verankerte Religionsunterricht hat sich als
Orientierungs- und Sinngebungsinstanz bewährt,
und er muss erhalten bleiben. Ich möchte das noch
bekräftigen: Je stärker sich der Religionsunterricht
der biblischen Botschaft und dem Versöhnungs-
auftrag zuwendet, umso wirksamer immunisiert er
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus.

(Zustimmung bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn wir uns darüber
einig sind, dass das so ist, dann müssen wir auf den
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Missstand, dass an manchen Schulen gar kein
Religionsunterricht mehr gegeben wird, aber auch
viel deutlicher, als wir das schon tun, hinweisen.

An unseren Schulen muss sich doch noch viel tun -
das ist wohl deutlich geworden, und das unterstüt-
zen Sie und wir gemeinsam; in dieser Frage wird
es wohl einen gemeinsamen Antrag geben -, damit
Gewalt und Rassismus kein Nährboden gegeben
wird. Über gute Bildung erhält man die Urteils-
kraft, die Selbständigkeit, die Verantwortungsbe-
reitschaft, die Toleranz, die Kultur- und Weltof-
fenheit, die Problemlösungskompetenz und die
Kreativität, die den Menschen gemeinschaftsfähig
machen. Erziehung zu Gewissenhaftigkeit und
moralischer Urteilskraft dient der inneren Stabilität
und der Selbständigkeit. Das alles steht gegen
Dummheit, gegen Perspektivlosigkeit und gegen
Werteverlust.

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Zustimmung bei der CDU und der
SPD)

Vizepräsident Jahn:

Nun erhält Frau Kollegin Litfin das Wort. Bitte
sehr!

Frau Litfin (GRÜNE):

Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Zu Beginn möchte ich sagen, wir alle müssen
gemeinsam aufpassen, dass wir das Problem
Rechtsradikalität und die Probleme, die unsere
nichtdeutschsprachigen Mitbürger und Mitbürge-
rinnen in diesem Lande haben, nicht auf eine fal-
sche Art und Weise vermischen. Denken Sie bitte
immer daran: Dass es Rechtsradikalität gibt, liegt
nicht daran, dass wir hier nicht integrierte Auslän-
der und Ausländerinnen haben. Latent war Rechts-
radikalität bei uns immer vorhanden. In den letzten
Jahren hat sich nur ein Klima entwickelt, in dem
sich Rechtsradikalität artikulieren kann, in dem sie
aus ihren Ecken herauskommen kann, in dem sie,
wie wir das mit Schrecken beobachten, auch zu-
schlagen kann.

Die Opfer dieser Rechtsradikalen sind immer
Menschen, die anders sind. Es sind nicht nur Aus-
länder und Ausländerinnen, sondern Opfergruppen
sind auch - das dürfen wir nicht vergessen -
Schwule und Lesben. Das ist in diesem Hause
bisher noch nicht erwähnt worden, ist auch in der
Resolution, die wir in der letzten Plenarsitzung hier

verabschiedet haben, nicht vorgekommen, was mir
Leid tut, weil ich meine, dass dann, wenn wir alle
Opfergruppen gemeinsam benennen würden, deut-
licher würde, dass sich, wenn es diese Opfergrup-
pen nicht gäbe, die Rechtsradikalen andere Opfer-
gruppen, andere Menschen suchen würden, die
anders sind,

(Beifall bei den GRÜNEN)

um ihre Anschläge zu verüben und um ihre Politik
noch hoffähiger zu machen. Trotzdem bin ich froh,
dass wir so ernsthaft wie noch nie über die Inte-
gration nichtdeutschsprachiger Mitbürger und
Mitbürgerinnen in unserer Gesellschaft geredet
haben. Wir alle gemeinsam sind jetzt in der Lage,
zu artikulieren, dass es in diesem Bereich Defizite
gibt und dass wir als Gesellschaft verstärkte An-
strengungen unternehmen müssen, um das Zu-
sammenleben mit nichtdeutschsprachigen Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern harmonischer zu organi-
sieren, als wir es bisher trotz unserer jahrzehnte-
langen Migrationserfahrungen geschafft haben.

Aber wir müssen uns auch fragen: Was leben wir
denn vor? Was wird denn in den Schulen vorge-
lebt? Kinder, deren Herkunft nicht deutsch ist,
werden doch nicht als Bereicherung, sondern als
Problem empfunden. Wir haben es doch bis heute
nicht geschafft, darauf hinzuweisen, dass Vielfalt
- gerade angesichts der Globalisierung - gut ist,
dass Vielfalt das Gegenteil von Einfalt ist und dass
Vielfalt etwas ist, das wir anstreben müssen. Wir
haben es nicht geschafft, die Vielfalt in unseren
Schulen positiv und nutzbringend für uns zu sehen.
Dabei stelle ich immer wieder fest, dass die Kinder
- insbesondere kleine Kinder - zunächst sehr offen
sind. Als mein Sohn noch relativ jung war, hat er
mir einmal gesagt: Warum fragst du mich denn, ob
das ein Türke ist. Das ist ein Hildesheimi, der ist
hier in der Nordstadt geboren. Woher seine Eltern
kommen, ist doch ganz egal. Er ist hier groß ge-
worden, und er ist ein Hildesheimer und kein
Türke. - Das hat mich damals ziemlich beein-
druckt.

(Zustimmung von Frau Harms
[GRÜNE])

Ich höre von Kindern und Jugendlichen immer
wieder, dass sie es zunächst nicht als Problem
empfinden, dass sie mit Kindern zusammen sind,
die anders sind als sie, sondern dass sie bereit sind,
von ihnen zu lernen. Aber was lassen wir in den
Schulen zu, und was lassen wir allgemein in der
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Gesellschaft an Lernprozessen voneinander zu?
Unser Bestreben geht doch eher dahin, dass
Migranten- und Migrantinnenkinder von deutschen
Kindern lernen. Umgekehrt findet das aber nur
sehr selten statt.

Was muss eigentlich in Schulklassen bei einzelnen
Kindern und Jugendlichen für ein Lernprozess
stattfinden, wenn sie herausbekommen, dass einer
ihrer Mitschüler abgeschoben werden soll, wenn
sie sich gemeinsam dagegen aussprechen, dass
dieser Freund, den sie schätzen gelernt haben und
mit dem sie keine Partnerschaft oder Patenschaft
haben, Silva Seeler, sondern eine Freundschaft,
abgeschoben werden soll? Welche Lernprozesse
laufen ab, wenn die Kinder und Jugendlichen
erfahren, dass alle ihre Bitten und Aktionen, die sie
für dieses ausländische Kind veranstalten, ins
Leere laufen und der Staat sagt: „Dieses Kind
gehört nicht zu uns, es muss zurück in sein Hei-
matland.“? Ich meine, dies sind auf keinen Fall
Bildungsprozesse, die dazu führen, den Integrati-
onsgedanken zu stärken, sondern eher zum Ge-
genteil.

Es ist ein sehr weites Feld, das wir zu bearbeiten
haben. Ich bin der SPD-Fraktion dankbar dafür,
dass wir anfangen, dieses Feld mit einem Einzelas-
pekt zu bearbeiten, nämlich dem, was in Schulen
stattfindet.

Ich wäre froh und glücklich, wenn wir zu den
nächsten Plenarsitzungen je einen Antrag zu ande-
ren Fachbereichen hätten, die wir gemeinsam
bearbeiten, bzw. dazu, was wir dort unternehmen
wollen, damit wir die Rechtsradikalität in unserer
Gesellschaft wieder eindämmen können und uns
gemeinsam auf den Weg zu einer offenen und
freien, akzeptierenden und vielfältigen Gesell-
schaft begeben.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsident Jahn:

Meine Damen und Herren, ich schließe die Bera-
tung zu diesem Tagesordnungspunkt. Wir kommen
zur Ausschussüberweisung.

Der Ältestenrat hat empfohlen, den Antrag zur
federführenden Beratung und Berichterstattung an
den Kultusausschuss sowie zur Mitberatung an die
Ausschüsse für Jugend und Sport, für innere Ver-
waltung sowie für Wissenschaft und Kultur zu

überweisen. Wer so beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Das ist so beschlossen.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 26:
Erste Beratung:
Für bessere Abschreibungsbedingungen
und gegen eine Verschlechterung der Nut-
zungsdauer von Anlagegütern - Antrag der
Fraktion der CDU - Drs. 14/1893

Der Antrag wird von dem Kollegen Dinkla einge-
bracht, dem ich das Wort erteile.

Dinkla (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
sicherlich nicht einfach, den Übergang von „Ge-
walt und Rassismus“ auf „Abschreibungsbedin-
gungen“ zu schaffen. Aber ich werde es versuchen.

Das Letzte, was Wirtschaft, Industrie und Mit-
telstand gegenwärtig in einer Phase des sensiblen
Aufschwungs brauchen können, ist eine realitäts-
fremde Verschärfung der Abschreibungstabellen
als staatlich verordnetes Programm zur Drosselung
von Investitionen. Damit würde das, was als zartes
Pflänzchen Hoffnung aus der Steuerreform sprießt
und zum Teil im Hinblick auf Erleichterungen erst
im Jahr 2005 greift, wieder konterkariert.

Interessant ist dabei immer wieder die politische
Begründung, dass sich aus dem Urteil des Bundes-
finanzhofes vom November 1997 quasi ein Hand-
lungszwang zur Verschärfung der Abschreibungs-
möglichkeiten ergebe, der umgesetzt werden müs-
se. Dies ist schlicht und ergreifend falsch, meine
Damen und Herren. Diese Beweisführung ist un-
zutreffend, weil die Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofes im Gegensatz zum Bundesverfassungs-
gericht den Gesetzgeber nicht zum Handeln auf-
fordern kann und dies in diesem speziellen Fall
auch nicht getan hat. Insofern sollte die Politik
auch ehrlich bleiben, weil die erwähnte BFH-
Entscheidung zu Mietwagen wirklich einen Son-
derfall darstellt.

Die bisherigen Vorschläge des BMF gehen weit
über den Anwendungsbereich der Entscheidungs-
gründe des Urteils hinaus und verschärfen in der
Wirtschaft, bei der Industrie und vielen aktiven
Investoren das Gefühl, der Staat will sich sozusa-
gen über die kalte Küche weitgehend das wieder-
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holen, was er durch das Steuersenkungsgesetz an
Erleichterungen versprochen hat. Für weite Berei-
che der Wirtschaft - insbesondere für den großen
Bereich der Personengesellschaften und Einzelun-
ternehmer - sind das bislang Versprechungen, weil
die hoch gepriesenen Steuererleichterungen erst im
Jahr 2005 voll zur Geltung kommen.

Wenn man nun bereits über die Verschärfung der
AfA mit Wirkung ab Januar 2001 auch für die
Bereiche Handel, Handwerk und Gewerbe nach-
denkt, die in absehbarer Zeit noch gar keine spür-
baren Vorteile erhalten, ist das schon ein starkes
Stück und zeigt, wie wenig Gespür man in dieser
Regierung für die Belange des Mittelstands hat.

(Beifall bei der CDU)

Im Klartext heißt das: Die Bundesregierung will
Instrumente haben, die die Firmen zu einer höhe-
ren Gewinnausweisung zwingen.

Lassen Sie mich auch noch etwas zu der ständigen
Behauptung sagen, die Abschreibungsbedingungen
in Deutschland seien im europäischen und interna-
tionalen Vergleich unverhältnismäßig gut und
ordentlich. Die schlichte Wahrheit ist: Wir sind
auch hier nur Mittelmaß. Hätte sich das BMF mit
den ersten Überlegungen zu den AfA-Tabellen
durchgesetzt, hätte Deutschland die mit Abstand
schlechtesten Abschreibungsbedingungen gehabt.
Jetzt Neuregelungen zu schaffen, die uns als Wirt-
schaftsstandort im internationalen Wettbewerb
zurückwerfen, wäre fast ein Schildbürgerstreich.

Wir können uns wahrlich auch keine weiteren
politisch selbst gestrickten Wettbewerbsnachteile
leisten. Davon haben wir wahrlich bereits genug:
im Speditionsgewerbe, bei den Gärtnereien, in der
Landwirtschaft und in vielen anderen Bereichen
- vom Etikettenschwindel Ökosteuer ganz zu
schweigen, der auch zum Schaden und Nachteil
des Wirtschaftsstandorts Deutschland im rot-
grünen Alleingang umgesetzt worden ist. Dafür
gibt es Beispiele.

Es bleibt mir unverständlich, weshalb man bei der
AfA-Nutzungsdauer in den neuen Tabellen nicht
wenigstens versucht, eine stärkere Harmonisierung
anzupeilen. Bestimmte Verarbeitungsmaschinen
haben in Frankreich und in den Niederlanden eine
Nutzungsdauer von fünf Jahren und werden in
diesem Zeitraum abgeschrieben. In Deutschland ist
dies nach den bisherigen Plänen nach 18 Jahren der
Fall. Teilweise sind die neuen Abschreibungsta-
bellen also geradezu ein Anachronismus. Das zeigt

auch einen Blick auf die internationale Konkur-
renz. Ein Flugzeug ist in Großbritannien nach vier
Jahren und in den USA nach sieben Jahren abge-
schrieben. Deutsche Luftfahrtgesellschaften haben
den Flieger nach geltendem Recht 14 Jahre in den
Büchern stehen. Künftig sollen es nach den bishe-
rigen Plänen des BMF 25 Jahre sein. Hier hat wohl
der Verteidigungsminister Scharping mit den
Einsatzjahren der Phantom-Flieger Pate gestanden.

Wenn ich mir überlege, dass gerade die Luftfahrt
im Interesse der Fluggäste ein Bereich mit höchs-
tem Sicherheitsstandard sein muss, darf das so
nicht Wirklichkeit werden, meine Damen und
Herren.

Es gibt viele andere Beispiele, die belegen, dass
wieder einmal alles mit deutscher Perfektion im
Detail mit entsprechender Präzision und Differen-
zierung mit unterschiedlichsten Regelungen fest-
gelegt werden soll: von Verkaufstresen über Pass-
bildautomaten bis hin zu Toilettenkabinen auf
Rollen. Hier wird die bisherige Nutzungsdauer von
fünf auf zwölf oder 15 Jahre erhöht.

Meine Damen und Herren, ob das deutsche Fi-
nanzwesen daran genesen kann, dass bei den Toi-
lettenkabinen die Abschreibungsbedingungen
verschlechtert werden, daran habe ich große Zwei-
fel.

(Beifall bei der CDU)

Eine Beschäftigungstherapie für Steuerberater,
Betriebsprüfer und Firmeninhaber mit vorpro-
grammiertem Streit bei Betriebsprüfungen wird
das Ergebnis sein. Warum um alles in der Welt
nutzen wir nicht auch hier die große Chance zur
Verwaltungsvereinfachung? - Alle Reden zur
durchgreifenden Vereinfachung bei der Steuerre-
form haben eigentlich nur noch „Servus“-Qualität
nach dem Motto: wisch und weg. Die meisten
Länder unternehmen gar nicht wie Deutschland
den Versuch, Abschreibungsgesetze in kompli-
zierten, aus über 100 verschiedenen und in der
Nomenklatur häufig veralteten Abschreibungsta-
bellen festlegen zu wollen. Abschreibungsbedin-
gungen, meine Damen und Herren, sind Wettbe-
werbsbedingungen. Sie müssen einfach, durch-
schaubar und auch pragmatisch festgelegt sein.
Wenn der Gesetzgeber so wie jetzt anfängt, Ab-
schreibungsbedingungen als Gegenfinanzierung
für eine Steuerreform zu missbrauchen, dann kann
das nur schief gehen.
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Eines darf nämlich nicht vergessen werden: Durch
die Absenkung der degressiven Abschreibung von
30 % auf 20 % im Steuersenkungsgesetz ist ja
bereits eine deutliche Verschlechterung mit einem
Belastungsvolumen für die Wirtschaft von
13,4 Milliarden DM eingetreten. Es gibt viele
Beispiele dafür. Durch alle Zeitungen geht das
Beispiel von dem Druckereibesitzer mit der
Druckmaschine, der bislang bei einer Investition
von 600.000 DM nach altem Recht im Anschaf-
fungsjahr 180.000 DM abschreiben konnte und
jetzt nur noch rund 90.000 DM abschreiben kann.
Der Steuer- und Liquiditätsnachteil kann eben
nicht deutlicher sein. Er setzt sich auch über die
Jahre fort. Die Liquiditäts- und Zinsnachteile aus
der Verschlechterung der Abschreibungsbedingun-
gen sind gravierend. Das ist so, und das kann man
nachvollziehen. Wer ein bisschen von Wirtschaft
Ahnung hat, der weiß das auch. Deshalb sollte die
Bundesregierung auch aufhören, immer wieder zu
beteuern, sie wolle eigentlich die Veränderung der
AfA-Tabellen auf den Wert von insgesamt
3,5 Milliarden DM begrenzen. Im Ergebnis werden
diese Auswirkungen wesentlich gravierender sein,
weil Investitionen nicht nur zeitlich verschoben
werden, sondern viele kleine und mittlere Unter-
nehmen Investitionen ganz streichen werden.
Deshalb sehe ich die Gefahr, dass die jetzigen
Belastungen schöngerechnet werden, um Akzep-
tanz zu erreichen. Die konkreten Auswirkungen
werden dann insgesamt über die Jahre hinweg ein
politischer Tiefschlag werden, der zum bösen
Erwachen führen wird.

Lassen Sie mich noch einiges zu verschiedenen
Branchen sagen, die zum Teil enorm von diesen
Maßnahmen betroffen sein werden. Gerade aus
niedersächsischer Sicht müssen wir auf die Auto-
mobilindustrie Obacht geben. Wenn die Spitzen-
manager dieses für Niedersachsen lebenswichtigen
Bereiches schon jetzt deutliche Signale senden,
dass die so genannte Ökosteuer für diese Branche
ein Beschäftigungs- und Absatzhemmnis ist, so
wird sich die Lage im Hinblick auf die geplante
Verschärfung der AfA negativ kumulieren.

Jeder siebte Arbeitsplatz hängt von der Automo-
bilindustrie ab. Diese Industrie fertigt mehr als
5 Millionen Kfz unter deutschem Markenzeichen.
225.000 Nutzkraftwagen und 2,5 Millionen Pkw
werden in Deutschland abgesetzt. Die Verschlech-
terung der degressiven AfA und die mögliche
Verlängerung der Nutzungsdauer auf sechs oder

sieben Jahre werden auch niedersächsische Ar-
beitsplätze gefährden. Der Pkw ist mit
68 Milliarden DM an den Investitionen in das
bewegliche Anlagevermögen beteiligt. Das heißt
also, er ist das am meisten nachgefragte Wirt-
schaftsgut, was den Wert anbelangt. Der Wert der
in Deutschland beschafften Nutzkraftfahrzeuge
und -anhänger beläuft sich auf mehr als
20 Milliarden DM. Diese Summen sollen deutlich
machen, um welche Größenordnung es insgesamt
geht.

Für alle Unternehmen gilt: Der Binnenfinanzier-
spielraum wird enger, Liquidität für Neuinvestitio-
nen wird schmaler, Kreditfinanzierungen nehmen
zu, oder im Interesse des Wettbewerbs werden
dringend notwendige Investitionen zurückgestellt.
Diese Änderung des Investitionsrhythmus wird zu
einer Beschaffungslücke führen, die nicht ohne
negativen Einfluss auf Absatz und Produktion der
nachgefragten Investitionsgüter bleiben wird. Das
kann einfach nicht Ziel einer innovativen und
Arbeitsplatz sichernden Steuer- und Wirtschafts-
politik sein.

Die Verlängerung der Nutzungsdauer um nur 10 %
wird allein für den Bereich der Automobilindustrie
zu einer zusätzlichen Belastung in Höhe von
780 Millionen DM führen. Zusätzlich zu dem
Bereich der degressiven Abschreibung führt das
insgesamt allein für den Bereich der Automobilin-
dustrie zu einer Verschlechterung von
3,34 Milliarden DM.

Auch und besonders die Elektroindustrie muss die
jetzige Entwicklung mit großer Sorge betrachten.
Gerade in diesem Bereich gibt es ständig technolo-
gische Quantensprünge. Die Ausrichtung der Ab-
schreibung auf die technisch mögliche Lebensdau-
er ist in dem Zusammenhang eigentlich völlig
inakzeptabel. Das Steuerrecht muss auch in der
Lage sein, diese Innovationssprünge mit geeigne-
ten Instrumenten aufzufangen. Das gilt in besonde-
rer Weise für Telekommunikationsanlagen und für
EDV-Einrichtungen. Wer sich auf der Ebene der
Finanzministerien bei dem ersten Entwurf ausge-
dacht hat, künftig PCs und Workstations sowie
Drucker auf sechs bis acht Jahre abzuschreiben,
hält wahrscheinlich Bleistiftanspitzer für die End-
stufe technologischer Innovation.
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(Zustimmung von Wulff (Osnabrück)
[CDU])

Ich hoffe, dass der „geistige Boxenstopp“ nach den
berechtigten Protesten aus Fachkreisen auch dafür
genutzt worden ist, hier eine politische Kehrtwen-
de einzuläuten. Was wir brauchen, sind eine Ver-
kürzung der bisherigen AfA und eine Harmonisie-
rung zwischen der Nutzungsdauer von PCs und
Peripheriegeräten. Ich könnte mir eine Nutzungs-
dauer von maximal drei Jahren durchaus vorstel-
len.

Spannend wird es natürlich auch in anderen Berei-
chen werden, bei Lastkraftwagen, bei Schleppern
und Traktoren, für die nach dem ersten Entwurf
eine drastische AfA-Verschlechterung von 50 %
bis 70 % angedacht war. Da dies auch noch gerade
die Wirtschaftsbereiche trifft, die durch den Ener-
giepreisanstieg, die überflüssige Ökosteuer und die
massiven Wettbewerbsverzerrungen ohnehin in
existentieller Bedrängnis sind, muss hier erwähnt
werden: Wer dies bei der AfA-Regelung völlig
außen vor lässt, der hat kein Gespür für die Sorgen
dieser Branchen. Da nützen auch die schönsten
Sonntagsreden nichts, meine Damen und Herren,
und da hilft auch kein Hinweis der Bundesregie-
rung auf Kreditmöglichkeiten bei der Ausgleichs-
bank. Wenn hier nicht bald gehandelt wird, dann
werden tausende von Arbeitnehmern ihren Job
verlieren, und viele mittelständische - insbesondere
kleine - Unternehmer werden nicht überleben.

(Wegner [SPD]: Dann haben wir noch
längst nicht so viele Arbeitslose wie
unter Kohl!)

- Herr Wegner, machen Sie sich sachkundig, bevor
Sie hier Zwischenrufe machen.

(Heiterkeit bei der SPD - Buß [SPD]:
Der kann das!)

Die bisherige Verschleierungstaktik und das Ver-
steckspiel um die neuen AfA-Tabellen müssen ein
Ende haben. Wir als CDU wollen die offensive
Auseinandersetzung mit diesen verhängnisvollen
Plänen der Bundesregierung. Am 14. September
haben die Länderfinanzminister und der Bundesfi-
nanzminister dieses Thema wieder vertagt. Die
neuen Tabellen liegen mir auch mit den Korrektu-
ren vor, die jetzt diskutiert worden sind.

Eine weitere Frage an die Landesregierung sei mir
in diesem Zusammenhang gestattet. Vor dem
Hintergrund, dass wir in einem Bundesland leben,

in dem wir viele Investoren motiviert haben, in
Windkraftanlagen zu investieren, dies im Vertrau-
en auf die Politik wagemutig zu tun und auch hohe
Fremdfinanzierung nicht zu scheuen, frage ich Sie,
Herr Finanzminister Aller: Wie beurteilen Sie denn
die Absicht des BMF, bei Windkraftanlagen eine
drastische Verschlechterung der AfA mit einer
Verlängerung der Nutzungsdauer von zwölf auf
20 Jahre umzusetzen? - Da wird sicherlich bei
vielen Investoren in Teilbereichen Niedersachsens
Freude aufkommen. Ich wäre Ihnen sehr dankbar,
wenn Sie hier Ihre Position dazu deutlich machen
könnten.

Meine Zeit reicht gar nicht aus, hier diese Fragen,
die stark niedersächsische Interessen berühren,
unterzubringen. Ich kann nur hoffen, dass die
fiskalische Gier bei den Finanzministern nicht all
das, was wir als Niedersachsen auch aus regionaler
Sicht verteidigen müssen, über Bord wirft.

Ich bleibe dabei: Die jetzige Diskussion über die
Verschlechterung der Abschreibung muss aus dem
Stadium der Geheimniskrämerei heraus. Eines darf
nämlich nicht passieren: Wenn sich die Länderfi-
nanzminister weigern, ihren Anteil an der Entfer-
nungspauschale und den anderen Maßnahmen zu
tragen, dann wird Finanzminister Eichel still und
heimlich die Daumenschrauben bei den Abschrei-
bungstabellen weiter anziehen, und das heißt im
Klartext, dass dann die Wirtschaft - Handwerk,
Mittelstand, alle Unternehmen und Unternehmer -
die Zeche für die Entfernungspauschale und das
rot-grüne Winterhilfswerk zahlen muss. Das wird
das Ergebnis sein. Die Unternehmer in Deutsch-
land sind wirklich gut beraten, nach jedem Hand-
schlag mit dem Bundes- und auch mit den Länder-
finanzministern ihre Finger zu zählen. Ich finde,
das einnehmende Wesen des Staates treibt hier
schon obskure Blüten.

Im Ergebnis erwarte ich von der Landesregierung,
dass sie sich im Hinblick auf die vorgesehenen
Verschärfungen bei den Abschreibungstabellen
nicht ausschweigt, sondern im Plenum und auch
mit möglichen Aktivitäten im Bundesrat klar und
eindeutig Position bezieht. Hier gäbe es ja kon-
struktive Vorschläge, die sich auch am Geist der
niedersächsischen Vereinbarung mit dem Mit-
telstand, an den Interessen unserer Betriebe und
unserer Automobilindustrie und an der Zukunftssi-
cherung existenzbedrohter Branchen wie Speditio-
nen und Gärtnereien orientieren und nicht nur
daran, wie man Unternehmen und Unternehmer
finanziell wieder anzapfen kann. Mit den bisheri-
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gen Plänen, die hoffentlich nicht Realität werden,
richten Sie neben den direkten Auswirkungen
psychologische und ökonomische Kollateralschä-
den an, die sich auch bei uns für den Standort
Niedersachsen bitter rächen werden.

(Zuruf von Schwarzenholz [frakti-
onslos])

Wir als CDU-Fraktion stimmen dieser steuerpoliti-
schen Strafexpedition gegen unsere niedersächsi-
schen Unternehmen und Unternehmer nicht zu.
Wenn Investieren künftig durch Rot-Grün steuer-
lich abgestraft werden soll und wenn Arbeitsplätze
bei uns gefährdet werden, weil in Berlin und in
Hannover die Einsicht fehlt, dann kann wohl nie-
mand erwarten, dass wir dem zustimmen.

Wir als niedersächsisches Parlament haben die
Chance, ein steuerpolitisches Signal der Vernunft
zu setzen, indem wir uns als Parlament zur Ver-
antwortung für Arbeitsplätze und Unternehmen
sowie Unternehmer in Niedersachsen bekennen.
Indem Sie das auch bei der weiteren Beratung tun
und dem Antrag der CDU Ihre Zustimmung geben,
können Sie das unter Beweis stellen. - Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Jahn:

Zu dem vorliegenden Antrag möchte sich jetzt der
Herr Finanzminister Aller äußern. Bitte sehr!

Aller, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie
sich die Zeiten ändern: Als die CDU-Regierung
Kohl mit dem Finanzminister Waigel eine Steuer-
reform produzieren wollte, hatte sie sich auch
Überlegungen zu beugen, die der Bundesfinanzhof
angestellt und mit einem Urteil belegt hatte. Aus
Ihrem eigenen Gesetzentwurf werde ich gleich
etwas zitieren, Herr Dinkla. Darauf können Sie
sich verlassen.

(Dinkla [CDU]: Damit habe ich ge-
rechnet!)

- Sicherlich -. Das ist aber nur der eine Spaß, den
ich haben werde. Sie reden von Strafexpeditionen
gegen die mittelständische Wirtschaft. Genauso
müssten Sie das rückwirkend gegen die Steuerre-
form von Kohl und Waigel ins Feld führen. Das
haben Sie aber nicht gemacht, weil damals die

Zeiten nämlich anders waren. Wenn damals in der
Bundesregierung etwas verordnet wurde, dann hat
die niedersächsische CDU stramm gestanden und
dies durchgetragen. Inzwischen ist das etwas an-
ders.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben auf einen Zwischenruf meiner Fraktion
gesagt: Machen Sie sich sachkundig, bevor Sie hier
Zwischenrufe machen. - Ich sage Ihnen: Lesen Sie
Zeitung oder hören Sie Nachrichten, dann könnten
Sie Ihre Rede weglegen. Denn gestern haben die
Steuerexperten, und zwar gerade diejenigen, die
sich mit diesem Thema befassen müssen, nämlich
alle Finanzminister der Länder und der des Bun-
des, getagt. Diese haben sich auf einen Kompro-
miss geeinigt. Ich freue mich, dass insbesondere
Bayern zugestimmt hat, weil wir versucht haben,
einen länderübergreifenden Kompromiss zu orga-
nisieren, und zwar auf der Basis dessen, was vor-
gearbeitet war, und in Richtung dessen, was der
Niedersächsische Ministerpräsident und ich seiner-
zeit in der Debatte im Landtag gesagt haben, näm-
lich: So geht es nicht. Wir suchen mit allen Län-
derfinanzministern und dem Bundesfinanzminister
einen vernünftigen Kompromiss. - Dieser Kom-
promiss ist offensichtlich gestern zustande ge-
kommen. Mein Abteilungsleiter war aktiv daran
beteiligt. Zu dem Beispiel, dass Sie beim letzten
Mal ausführlich diskutiert haben, ist zu sagen, dass
die Abschreibungsfristen für Computer und Work-
stations auf drei Jahre heruntergesetzt worden sind.
Das können Sie sich mit uns als Erfolg zugute
schreiben lassen.

Was lernen wir nun aus dieser Debatte? - Als die
CDU regiert hat, war sie noch gesetzestreu, hat
sich an den Vorgaben des Bundesfinanzhofes
orientiert und Entsprechendes in das Gesetz, das
sie seinerzeit auf den Weg gebracht hat, hineinge-
schrieben. Die Verwunderung, die sich nun bei uns
breit macht, Herr Dinkla, müssen Sie aushalten.
Das ist nun einmal so.

Bei der Überarbeitung der AfA-Tabellen hat es
sich auch um eine Forderung der CDU gehandelt,
als sie noch auf Bundesebene regiert hat. Denn in
dem Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung einer
Steuerreform für Wachstum und Beschäftigung,
Bundestagsdrucksache 14/2903, steht wörtlich
- das ist CDU-Text -:

„Nach höchstrichterlicher Rechtspre-
chung ist es jedoch notwendig, daß
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auch bei einer Heranziehung der Ab-
schreibungstabellen die zugrunde ge-
legte Nutzungsdauer sich am tatsäch-
lichen technischen Verschleiß des
betreffenden Wirtschaftsgutes orien-
tiert.“

Weiter heißt es:

„Überprüfungen haben ergeben, daß
die bisherigen Abschreibungstabellen
die Vorgabe nur unzureichend erfül-
len.“

Das ist ein Originaltext der Regierung Kohl, Fi-
nanzminister Waigel. Das ist die Grundlage der
Diskussion gewesen, die jetzt geführt wird.

(Buß [SPD]: Alles vergessen!)

Diese Aussage findet meine uneingeschränkte
Zustimmung. Das können Sie sich natürlich vor-
stellen. Umso weniger habe ich aber Verständnis
dafür, dass der CDU-Antrag jetzt in eine völlig
andere Richtung geht. Ich kann mich des Ein-
drucks nicht erwehren, Herr Dinkla, dass Sie heute
durchaus bereit wären, rechtswidrige Forderungen,
die dem Urteil des Bundesfinanzhofes nicht mehr
entsprechen, in den Landtag einzubringen und
durchzustimmen. Das, was Sie hier machen, ist
schlicht und einfach eine Rede für das Schaufens-
ter, aber nicht der Versuch, konstruktive Mitarbeit
zu betreiben.

(Beifall bei der SPD)

Des Weiteren möchte ich deutlich sagen: Es fällt
Ihnen natürlich leicht, die gesamte Steuerreform,
die schon die AfA-Tabellen auf der Seite der Fi-
nanzierung beinhaltet hat, in viele Einzeldiskussio-
nen zu zerlegen. Tatsache ist aber, dass die Gegen-
finanzierung, von der Sie gesprochen haben, auch
in dem Steuermodell Waigel exakt in dieser Grö-
ßenordnung, nämlich mit 3,5 Milliarden DM,
angesetzt war. Das wären genau die gleichen Be-
lastungseffekte wie bei uns. Außerdem sind diese
3,5 Milliarden DM schon in das Entlastungsvolu-
men von 45 Milliarden DM und in die weiteren
Stufen, die bis zum Jahre 2005 folgen werden,
eingerechnet. Sie versuchen natürlich, dieses zu
entkoppeln, weil es Ihnen immer noch wehtut, dass
die Steuerreform, auch mit Unterstützung der
CDU-regierten oder CDU-mitregierten Länder, so
erfolgreich gelaufen ist. Die wussten, dass die
AfA-Frage bis zum 1. Januar 2001 geklärt werden
musste.

Ich möchte nun ein weiteres Beispiel nennen. Das,
was der Bundesfinanzhof ausgeführt hat, ist die
rechtliche Grundlage, und das, was ich politisch
gesagt habe, ist die politische Grundlage für den
Kompromiss, der jetzt erarbeitet worden ist. Tat-
sächlich, Herr Dinkla, gibt es in Deutschland einen
Interessenskonflikt, und zwar insbesondere mit
Blick auf die kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen. Diese legen nämlich Wert darauf, dass sie
jeweils auf den einzelnen Betrieb bezogen durch
die Steuerverwaltung vernünftige
AfA-Entscheidungen vor die Augen geführt be-
kommen und dass in diesem Bereich nicht Willkür
herrscht. Das ist auch unser Interesse. Deshalb war
es richtig, dass allein in Niedersachsen 7.000 Da-
ten und auf Bundesebene mehr als 100.000 Daten
zur Ausfüllung dessen, was das Gericht vorge-
schrieben hat, eingeflossen sind.

Zusammenfassend kann ich sagen: Erstens. Im
Rahmen der gesamten Steuerreform war der Um-
gang mit den AfA-Tabellen durch die Vorgänger-
regierung in Bonn vorgezeichnet. Zweitens. Diese
Vorgaben aus dem Gerichtsurteil sind auf die
Diskussionen in Berlin übergegangen. Die Grö-
ßenordnung der Gegenfinanzierung hält sich im
Rahmen des Vertretbaren. Die Ausgestaltung der
AfA-Tabellen, und zwar sowohl für den ersten
Schritt, der jetzt beschlossen worden ist, als auch
für die nachfolgenden Tabellen, die auf den Tisch
gelegt werden, schaffen Transparenz, Rechtssi-
cherheit und sind im Rahmen des Gesamtpaketes
Steuerreform ein durchaus vertretbares Vorgehen.

Ihre Methode der Rosinenpickerei und der Einzel-
fallbeispiele, die der gesamten Steuerreform scha-
det, hilft Ihnen nicht über die Hürde weg. Sie
haben in diesem Jahr in Deutschland steuerpoli-
tisch mehrfach verloren. Wenn Sie so weiterma-
chen, verlieren Sie auch den Anschluss an die
aktuelle Diskussion. - Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Jahn:

Der nächste Redebeitrag kommt von der Kollegin
Frau Stief-Kreihe.

Frau Stief-Kreihe (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Dinkla, als ich Ihren Vortrag gehört habe, hatte ich
das Gefühl, dass Sie die heutige Presse noch nicht
gelesen haben. Jetzt hatten Sie aber die Möglich-
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keit, durch die Ausführungen des Finanzminister
Aller auf den neuesten Stand der Diskussion ge-
bracht zu werden. Von daher habe ich überlegt, ob
ich überhaupt noch reden muss oder ob es nicht
besser wäre, wenn Sie Ihren Antrag zurückziehen
würden.

(Beifall bei der SPD - Heineking
[CDU]: Sie müssen nicht reden!)

Da ich aber von Ihnen keine Rückmeldung be-
kommen habe, möchte ich natürlich gerne die
Gelegenheit wahrnehmen, über die erfolgreiche
Steuerpolitik der Bundesregierung zu reden.

(Dinkla [CDU]: Das muss aber nicht
sein!)

Die Bundesregierung hat mit dem Steuerentlas-
tungsgesetz und dem Familienleistungsgesetz
begonnen, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sowie die Familien zu entlasten. Ferner hat sie
mit dem Steuersenkungspaket die Unternehmen
entlastet. Das ist ein Gesamtpaket, meine Damen
und Herren von der CDU, das sich sehen lassen
kann und das Sie in 16 Jahren Regierungszeit nicht
schnüren konnten.

(Beifall bei der SPD)

Die Gesamtsumme der beschlossenen Entlastungen
für kleine und mittelständische Betriebe ist sehr
viel höher als die Belastungen aus den Maßnahmen
zur Gegenfinanzierung.

(Eppers [CDU]: Das stimmt nicht!)

Was für Handwerk und Mittelstand zählt, sind
nicht nur die AfA-Tabellen, sondern sind erstens
die Nettoentlastungen bei den Steuern und zwei-
tens die Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen.

(Plaue [SPD]: Eben!)

Dazu gehören die Rückführung der Staatsquote,
die Senkung der Sozialversicherungsabgaben und
die Investitionen in die Zukunft unseres Landes.
Unstrittig ist, dass zur Gegenfinanzierung des
Steuersenkungsgesetzes auch die Anpassung der
amtlichen Abschreibungstabellen gehört. Diese
Gegenfinanzierung hat der Bundesrat bei Verab-
schiedung des Steuersenkungsgesetzes ausdrück-
lich gefordert. Ich habe leider vorhin nicht die
Bundestagsdrucksache mitbekommen, die Herr
Finanzminister Aller angeführt hat. Er sprach von
der alten Regierung. Ich habe einen neuen Gesetz-

entwurf, also nicht von der alten Bundesregierung,
sondern vom 14. März 2000. Ich weiß jetzt nicht,
ob wir über den gleichen Gesetzentwurf reden. Da
steht: Zur Finanzierung werden weitere Steuerver-
günstigungen eingeschränkt oder abgebaut. - Da
ich nicht weiß, ob es der gleiche Gesetzentwurf ist,
möchte ich es doch vorlesen: Verminderung der
Abschreibungssätze für bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens,

(Möhrmann [SPD]: Aha!)

für Gebäude des Betriebsvermögens und Wegfall
der degressiven Abschreibung auf Wohngebäude
des Privatvermögens.

(Möhrmann [SPD]: Sieh an!)

Unter „C. Alternativen“ steht: Keine.

(Plaue [SPD] und Möhrmann [SPD]:
Ah!)

Ich meine, dass damit deutlich wird, dass das, was
Sie heute kritisieren, auch Ihre Forderung oder
zumindest die Forderung Ihrer Kollegen und Kol-
leginnen der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag ist.

(Plaue [SPD]: Was schert mich mein
Geschwätz von gestern!)

Das heißt, auch Sie beziehen die Anpassung der
AfA-Tabellen in die Gegenfinanzierung mit ein. Es
war in allen Stellungnahmen zu hören, dass Sie
einer Mehrbelastung von 3,5 Milliarden DM zu-
stimmen.

Sie scheinen außerdem aus Ihrem Gedächtnis
verdrängt zu haben - in Ihrer Rede haben Sie es
allerdings angeführt -, dass der Bundesfinanzhof in
seinem Urteil vom 19. November zur Auslegung
des § 7 des Einkommensteuergesetzes entschieden
hat, dass bei der Festlegung von Abschreibungsre-
geln in AfA-Tabellen im Regelfall allein auf die
technische Nutzungsdauer abzustellen sei. Meine
Damen und Herren von der CDU, ich möchte noch
einmal deutlich sagen: Diese Rechtsprechung
erfolgte in Ihrer Regierungszeit, und in Ihrer Re-
gierungszeit haben die obersten Finanzbehörden
des Bundes und der Länder im April 1998 be-
schlossen, sämtliche AfA-Tabellen nach den Vor-
gaben der BFH-Rechtsprechung zu überarbeiten.
Es handelt sich also um ein bereits in der letzten
Legislaturperiode im Einvernehmen mit allen
Ländern begonnenes Vorhaben auf Verwaltungs-
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ebene, bei dem es um Auslegung und Anwendung
geltenden Rechts geht.

Wir haben eben vom Herrn Finanzminister Aller
das Ergebnis des gestrigen Gespräches aller Steu-
erabteilungsleiter gehört. Sie hätten es in der
„Frankfurter Rundschau“ schon nachlesen können:
Bund und Länder steuern Abschreibungskonsens
an, Abteilungsleiter einigen sich auf Höchstbelas-
tung durch neue AfA-Tabellen, kürzere Nutzungs-
dauer für Computer. Letzter Abschnitt: Die Indus-
trie- und Handelskammern werteten den jetzt
gefundenen Kompromiss der Abteilungsleiter als
wichtigen steuerpolitischen Erfolg.

(Beifall bei der SPD - Plaue [SPD]:
Hört, hört! - Heineking [CDU]: Dann
war Ihr erster Vorschlag auch nicht in
Ordnung! Das müssen Sie mir doch
bestätigen! - Gegenruf von Plaue
[SPD]: Willi, du hast wieder nicht
hingehört! Das war euer Vorschlag! -
Weitere Zurufe - Glocke des Präsi-
denten)

Ich möchte die CDU auch auf ihre eigene Kleine
Anfrage im Deutschen Bundestag vom
5. Oktober 1999 zur Neufassung der AfA-Tabellen
verweisen. Alle Fragen, Forderungen und Be-
hauptungen Ihres hier vorliegenden Antrages wur-
den bereits in dieser Kleinen Anfrage gestellt bzw.
aufgestellt und dann umfassend beantwortet.
27 Fragen waren von Ihnen vorgegeben worden,
u. a auch Fragen, die Sie heute hier stellen.

(Zuruf von Dinkla [CDU])

- Man sollte vielleicht auch einmal andere Druck-
sachen lesen, nicht nur die des Landtages. - Unter
anderem ging es dabei auch um die Frage: Wie
verhalten sich die neuen Abschreibungszeiten für
Wirtschaftsgüter gegenüber denen in anderen
Industrienationen? Und vor allen Dingen ging es
auch um die Frage nach dem zukünftigen Ent-
scheidungsspielraum der Finanzämter. Es sollte
auch erwähnt werden, dass die Finanzämter im
Einzelfall ihren Entscheidungsspielraum behalten,
z. B. wenn der Unternehmer eine kürzere Nut-
zungsdauer für ein Wirtschaftsgut nachweist.

(Dinkla [CDU]: Es wäre noch schö-
ner, wenn das nicht so wäre!)

Meine Damen und Herren, in der letzten Plenarsit-
zung waren es die Benzinpreise. In dieser Plenar-
sitzung sind es die AfA-Tabellen. - Heiße Luft,

ohne sich inhaltlich mit bereits Bekanntem zu
beschäftigen.

(Beifall bei der SPD)

Sie ignorieren Rechtsprechung,

(Heineking [CDU]: Das ist eine Un-
terstellung! Können Sie das belegen?)

Sie vergessen Ihre eigenen Konzepte, was kein
Verlust ist, aber Sie vergessen auch Ihre eigenen
Stellungnahmen, Gesetzentwürfe und Anfragen.
Sie haben 16 Jahre Steuerpolitik so gestaltet, dass
am Ende bei der Steuerlast eine riesige Kluft zwi-
schen der mittelständischen Wirtschaft einerseits
und der exportierenden Großwirtschaft andererseits
entstanden ist.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Die jetzige Bundesregierung redet nicht nur von
Entlastung, sondern sie hat sie auch in Steuergeset-
zen umgesetzt, und dies bereits innerhalb kürzester
Zeit.

Ich kann also nur noch einmal appellieren: Ziehen
Sie Ihren Antrag zurück. Sonst werden Sie in der
Beratung im Ausschuss feststellen, dass sich im
Grunde genommen alles erledigt hat, was in Ihrem
Antrag steht, und das wäre peinlich.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Jahn:

Das Wort hat nun der Kollege Golibrzuch.

(Plaue [SPD]: Er kann das alles ei-
gentlich nur noch bestätigen!)

Golibrzuch (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der
Bundesfinanzhof ist mehrfach erwähnt worden. Ich
finde, dass das, was die Maßgabe dieser Recht-
sprechung war, vernünftig gewesen ist, nämlich zu
hinterfragen, inwieweit die Abschreibungszeiträu-
me für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens denn noch an die technische Nutzungs-
dauer angelehnt gewesen sind. Ich meine, insoweit
sind wir uns auch einig. Was danach kam, finde
ich ebenfalls logisch: Die Betriebsprüfer sind
ausgeschwärmt und haben versucht, auf einer
möglichst breiten Datenbasis zu hinterfragen, wie
es denn nun mit der technischen Nutzungsdauer
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der unterschiedlichen Wirtschaftsgüter in den
verschiedenen Branchen aussieht.

Mit dem ersten Ergebnis, das die Finanzverwal-
tung in neuen Tabellen zusammengefasst hat, kann
man in der Tat nicht zufrieden sein. Ich finde, Herr
Aller, es gehört schon zu einer ehrlichen Debatte,
zu sagen, dass sich zumindest in einem ersten
Schritt - darauf zielt ja der Antrag der CDU-
Fraktion ab - die Neufestsetzungen der Finanzver-
waltung verselbständigt hatten. Sie waren aus-
drücklich nicht mehr von der Frage nach wirt-
schaftspolitischer Verträglichkeit geprägt, sondern
sie waren ausschließlich fiskalisch motiviert. Inso-
fern ist aber auch klar, dass das, was von der Fi-
nanzverwaltung entwickelt worden ist, im politi-
schen Lager - nicht nur bei der CDU, sondern von
vornherein auch bei den Koalitionsfraktionen in
Berlin - keine Zustimmung gefunden hat. Die
Grünen-Finanzexperten - Christine Scheel, Oswald
Metzger - waren die Ersten, die darauf hingewie-
sen haben. Hans Eichel und Gerhard Schröder
haben sich dann dieser Auffassung angeschlossen,
zu sagen, dass es bei der ursprünglichen Festset-
zung bleibt und dass die Wirtschaft durch neue
Tabellen, die ja im Übrigen nicht durch Gesetz,
sondern auf dem Verwaltungswege festgelegt
werden, nicht stärker als mit 3,5 Milliarden DM
belastet werden soll.

Ich räume unumwunden ein, dass die Umsetzung
der Vorschläge der Verwaltung zu einer Mehrbe-
lastung in der Größenordnung von bis zu
12 Milliarden DM oder 15 Milliarden DM hätte
führen können. Das ist ausdrücklich politisch nicht
erwünscht gewesen. Wir als in diesem Falle rot-
grüne Bundesregierung hätten damit die steuerpo-
litische Wirkung und auch die wirtschaftspolitische
Wirkung der großen Steuerreform konterkariert.
Aus dem Grunde ist dieser Vorschlag der Finanz-
verwaltung zu den Akten gelegt worden.

Es gab dann eine längere Diskussion. Der Finanz-
minister hat ja den Stand von gestern reflektiert. Es
gibt jetzt die Maßgabe, dass man - immer noch
angelehnt an die Vorgabe des Bundesfinanzhofes,
nämlich die technische Nutzungsdauer der einzel-
nen Güter zu hinterfragen - mit der fiskalischen
Obergrenze einer Mehrbelastung von 3,5 Mil-
liarden DM, mit der auch der Deutsche Industrie-
und Handelstag einverstanden ist, neue Tabellen
entwickelt. Ich bin gerne bereit, dass man sich
diese Tabellen dann noch einmal anschaut. Inso-
fern finde ich auch nicht, dass der Antrag überflüs-
sig ist. Im Gegenteil: Eine Opposition sollte so

etwas immer einmal machen, zumal ja der Antrag-
schluss schon letzte Woche war, also bevor die
Arbeitsgruppe getagt hat. Ich finde allerdings, dass
man mit dem, was aus der gestrigen Sitzung be-
kannt geworden ist, sehr zufrieden sein kann, und
das darf man auch als CDU einmal sagen.

(Eveslage [CDU]: Dass Sie das so
formulieren, finde ich gut!)

Ich habe überhaupt kein Problem damit, dass etwa
die Abschreibungszeiträume für Kombiwagen oder
für Büromöbel verlängert werden. Das ist auch im
Hinblick auf die Einnahmesituation der Länder und
des Bundes erfreulich, die hiervon sehr wohl auch
etwas haben. Ich finde es genau in Ihrem Sinne
vernünftig zu sagen: Die Abschreibungszeiträume
für Computer betragen nicht mehr vier Jahre oder
gar sechs Jahre, wie von der Arbeitsgruppe vorge-
schlagen, sondern nur noch drei Jahre. Dann ist es
doch auch klug zu sagen: Wir wollen eine ähnliche
Regelung auch für die Software.

Lassen Sie uns insofern im Ausschuss noch einmal
darüber reden. Ich halte uns jedenfalls einig darin,
dass man diese 3,5 Milliarden DM Mehreinnah-
men für den Staat bei der Wirtschaft schon erlösen
möchte, und zwar auch im Sinne des zitierten
Gesetzentwurfes der CDU/CSU-Fraktion. Wir sind
uns auch einig, dass das ein Deckel, eine Ober-
grenze ist. Auf dieser Basis können wir uns dann
über die konkrete Ausgestaltung der Abschrei-
bungstabellen verständigen. Das halte ich vielleicht
sogar für eine gute Grundlage für einen einstimmi-
gen Landtagsbeschluss.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Vizepräsident Jahn:

Meine Damen und Herren, ich schließe die Bera-
tung zu diesem Tagesordnungspunkt und erbitte
Ihre Unterstützung für die Überweisung der Vorla-
ge an die Ausschüsse zur weiteren Beratung, und
zwar an den Ausschuss für Haushalt und Finanzen
zur federführenden Beratung und Berichterstat-
tung, und die Mitberatung soll im Ausschuss für
Wirtschaft und Verkehr erfolgen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
ist dann so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkte 27 und 28 auf, die
vereinbarungsgemäß zusammen behandelt werden:
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Tagesordnungspunkt 27:
Erste Beratung:
Europa ist das, was wir daraus machen -
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 14/1894

und

Tagesordnungspunkt 28:
Erste Beratung:
EU-Grundrechtecharta - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 14/1896

In der ersten Beratung erfolgt die Einbringung des
Antrages zum Tagesordnungspunkt 27 durch den
Kollegen Knebel, dem ich das Wort erteile.

(Eppers [CDU]: Heute gar nicht zu E-
Commerce?)

Knebel (SPD):

Kollege Eppers, wir können ja einmal zusammen
um den Salzgitter-See laufen.

(Eppers [CDU]: Lieber nicht!)

- Lieber nicht, sagt er.

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Mein Kollege Peter Rabe und
ich haben uns darauf geeinigt, obwohl beide
Punkte zusammen beraten werden sollen, eine
getrennte Einbringung zu machen, um das vonein-
ander zu trennen. Ich werde mir Mühe geben, mich
bei der Einbringung unseres Entschließungsantra-
ges „Europa ist das, was wir daraus machen“ kurz
zu halten.

In die europapolitische Debatte ist seit dem Regie-
rungsantritt von Ministerpräsident Gabriel Bewe-
gung gekommen. Die SPD-Fraktion begrüßt das
sehr, und wir müssen nun gemeinsam dafür sorgen,
dass sich dies auch in der niedersächsischen Lan-
despolitik widerspiegelt. Europa gewinnt immer
mehr an Bedeutung, und darüber sind wir uns alle
einig, meine ich.

Lassen Sie mich kurz am Beispiel der Erweiterung
der Europäischen Union darstellen, wie wichtig
eine Optimierung der niedersächsischen Europa-
politik zum jetzigen Zeitpunkt ist.

Die Erweiterung der Europäischen Union steht
unmittelbar bevor, und die Vorteile für alle sind

bereits sichtbar. Die mittel- und osteuropäischen
Länder im Erweiterungsprozess haben in kurzer
Zeit ihre demokratischen Systeme stabilisiert. Das
wäre - so meine ich - ohne die Perspektive der
europäischen Integration nicht so schnell und
sicherlich auch nicht so erfolgreich verlaufen.

Die Vorteile zeigen sich auch an der wirtschaftli-
chen Entwicklung. Die Erweiterungsländer Mittel-
und Osteuropas wickeln inzwischen 50 bis 70 %
ihres Außenhandels mit der EU ab. Die Bundesre-
publik profitiert davon am meisten.

Niedersachsen hat einen Lagevorteil. Im Handel
mit diesen Ländern verdreifachte sich der Export
von 1992 bis 1998.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in naher
Zukunft gehören 500 Millionen Menschen der
Gemeinschaft an - ohne die Türkei. Das ist nicht
nur ein quantitatives Ereignis, sondern ein qualita-
tiver Quantensprung.

(Zuruf von der SPD: Richtig!)

Wir werden in wenigen Jahren ein europäisches
Regierungssystem auf mehreren Ebenen haben,
und dafür werden jetzt die Weichen gestellt. Ent-
scheidend für Niedersachsen wird es dabei sein,
welche Rolle die Länder in Zukunft in dem tripola-
ren Dreieck Land/Mitgliedstaat/Europäische Union
spielen werden. In unserem Interesse liegt es, als
regionale Ebene mit eigenen effektiven Rechten in
der europäischen Liga mitgestalten zu können. Wir
wollen uns nicht mit innerstaatlichen Beteiligungs-
rechten gegenüber der Bundesregierung begnügen.

Wir haben zwar europaweit kaum Bündnisgenos-
sen, denn die Bundesrepublik mit ihren Ländern
mit eigener Staatlichkeit bildet dabei eine Aus-
nahme. Die Schweiz könnte es noch sein, aber die
ist ja nun nicht in der EU.

Die Bundesrepublik, meine sehr geehrten Damen
und Herren, hat jedoch als größtes Mitglied einer
erweiterten Europäischen Union eine besondere
Rolle. Deswegen bin ich optimistisch, dass es uns
als Länder gelingt, auch weiterhin einen eigenen
Fuß in die Europa-Tür zu bekommen und auch dort
zu behalten. Das heißt doch, dass wir zukünftig
noch genauer als bisher die Interessen von Nieder-
sachsen bestimmen und die Auswirkungen von
europäischen Politiken auf unser Land analysieren
müssen.



Niedersächsischer Landtag  -  14. Wahlperiode  -  59. Plenarsitzung am 11. Oktober 2000

5717

Wir müssen die Ziele einer niedersächsischen
Europapolitik festlegen und diese auf allen Ebenen
optimal durchsetzen - regional, national und in
Brüssel.

Unabdingbar für eine erfolgreiche Europapolitik ist
dabei eine verbesserte Qualifikation der Landesbe-
diensteten sowie auch deren verbesserter quantita-
tiver Einsatz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich
möchte aus unserem Entschließungsantrag nur
zwei Punkte herausziehen und darauf kurz einge-
hen.

(Eveslage [CDU]: Das ist aber sehr
kurz!)

Erstes Stichwort ist die Landesvertretung in Brüs-
sel. Die meisten von Ihnen kennen das derzeit in
Brüssel vom Land genutzte Haus, und Sie alle
haben sicherlich Ihre leidvollen Erfahrungen damit
sammeln müssen, was es bedeutet, länger als zwei
Stunden in der ehemaligen Garage, im Tiefparter-
re, zu tagen. Das heißt doch: Wenn wir unsere
Präsenz in Brüssel und somit die qualitative Arbeit
verstärken wollen, brauchen wir auch - und das
möglichst schnell - das geeignete niedersächsische
Haus in Brüssel ebenso wie das Europahaus hier in
Hannover. Es darf - so meine ich - nicht so sein,
dass dieses Haus nur herabgestuft ist, um dort
vielleicht Broschüren von Europa zu verteilen.
Dort sind alle Kräfte, die sich mit Europa ausein-
ander setzen wollen, die in Europa aktiv werden
wollen, an die Hand zu nehmen, und die sind auch
von Anfang bis Ende in ihren Anliegen über dieses
Europahaus hier in Hannover zu begleiten.

(Zustimmung bei der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, greifen
wir also allesamt diesen Entschließungsantrag auf.
Ich freue mich gewiss auf eine zielgerichtete, an
niedersächsischen Interessen und Zielen ausge-
richtete Aussprache und Debatte im Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten. - Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Jahn:

Es erfolgt jetzt die Einbringung des Antrages unter
Tagesordnungspunkt 28 durch den Kollegen Rabe.
Bitte sehr!

Rabe (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es
wundert mich ja, dass wir in dieser Reihenfolge
vorgehen, aber das ist sicherlich keine Kritik - - -

Vizepräsident Jahn:

Wir machen das jetzt einmal in der Reihenfolge,
ohne dass wir darüber streiten. Bitte sehr!

Rabe (SPD):

Okay. Wir haben leider auch nur sehr wenig Zeit.
Ich hätte mir gerade für dieses intensive und wich-
tige Thema der EU-Grundrechtecharta eine breite-
re Debatte gewünscht.

(Eveslage [CDU]: Wer hat das denn
so vorgeschlagen?)

Ich will mich deshalb auf zwei Punkte beschrän-
ken, Kollege Eveslage, und wäre Ihnen dankbar,
wenn Sie auch zuhören würden; denn ich glaube
schon, dass wir hier ein gemeinsames Anliegen
haben.

Der erste Punkt ist: Wir müssen feststellen, dass
die EU-Grundrechtecharta bereits fast fertig ist. Es
handelt sich dabei um eine sehr beachtenswerte
Arbeit des Konvents, der in neun Monaten sehr
konzentriert und konsensorientiert die 54 Artikel
entworfen hat. Dem Konventsmitglied Professor
Jürgen Meyer ist zuzustimmen: Die Charta ist ein
echter Meilenstein in der Entwicklung der Union,
der deutlich macht, dass die EU nicht nur Wirt-
schafts- und Währungsunion ist, sondern vor allem
auch eine Wertegemeinschaft.

Meine Damen und Herren, für diese Arbeit unter
Leitung unseres ehemaligen Bundespräsidenten
Roman Herzog schulden wir den Konventsmitglie-
dern Dank.

(Beifall bei der SPD)

Man kann natürlich fragen, warum sich jetzt noch
zu diesem Zeitpunkt die norddeutschen Landtage
und Bürgerschaften hier zu Wort melden. Wir sind
mit Sicherheit nicht so anmaßend, zu glauben, dass
wir durch unsere Entschließung den jetzt vom
Konvent vorgelegten Text noch entscheidend
verändern können. Es gibt aber zwei gute Gründe,
weshalb wir uns hier gleichwohl zu Wort melden.
Wir melden mit diesem Entschließungsantrag
unmissverständlich und deutlich den Anspruch der
deutschen Landesparlamente an, am beginnenden
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verfassungsgebenden Prozess in der EU selbst
beteiligt zu werden.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ja schon als ein Erfolg anzusehen, dass im
Konvent eine Mehrzahl von nationalen und euro-
päischen Parlamentariern neben Regierungsmit-
gliedern gearbeitet hat. Eine solche Verfassungs-
gebung - und wir sehen in der Tat die
EU-Grundrechtecharta als einen Beginn einer
europäischen Verfassung an, sogar in Richtung
einer europäischen Magna Charta - muss von
demokratisch direkt legitimierten Abgeordneten
mitgestaltet werden.

(Zustimmung von Wernstedt [SPD])

Dazu gehören auch die Abgeordneten der europäi-
schen Regionen mit eigenen Gesetzgebungszu-
ständigkeiten.

Der zweite Gesichtspunkt ist, dass die Staats- und
Regierungschefs in Nizza bzw. Biarritz auch über
die Frage der Rechtsverbindlichkeit dieses Ent-
wurfs der Charta entscheiden werden. Wir, die
norddeutschen Landtage und Bürgerschaften,
fordern eindringlich die Einklagbarkeit dieser
Grundrechte. Die deutsche Geschichte - das wissen
wir alle - hat mit den bloßen programmatischen
Äußerungen von Grund- und Menschenrechten in
der Weimarer Reichsverfassung ein Beispiel dafür
gegeben, dass Grundrechte zu ihrer effektiven
Durchsetzung auch der richterlichen Kontrolle
bedürfen.

Vor diesem Hintergrund haben wir als SPD-
Fraktion gemeinsam mit den anderen vier nord-
deutschen SPD-Fraktionen der Küstenländer
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern,
Hamburg und Bremen den vorliegenden Entschlie-
ßungsantrag erarbeitet. Zur Vorbereitung haben
wir am 7. September 2000 auf der EXPO gemein-
sam eine Expertenanhörung durchgeführt. Wir
haben hochrangige und wichtige politische Exper-
ten angehört, u. a. den Vizepräsidenten a. D. des
Bundesverfassungsgerichts, Herrn Professor
Dr. Ernst Gottfried Mahrenholz, das Konventsmit-
glied Professor Meyer, darüber hinaus aus Nieder-
sachsen die Konventsmitglieder Minister
Dr. Weber und Minister Senff. Auf der Grundlage
dieses Kenntnisstandes ist dann der Ihnen jetzt
vorliegende Antrag entstanden, den ich jetzt aus
Zeitgründen nicht näher kommentieren kann.

Das Besondere dabei ist nicht nur, dass hier zu
einem wichtigen europäischen Thema ein gemein-
samer Antrag der norddeutschen Küstenländer
vorliegt, sondern das Besondere daran ist, dass
dieser Antrag in allen fünf Länderparlamenten in
diesen Wochen zeitgleich eingebracht wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, das ist ein Novum in
der Geschichte unseres Länderparlamentarismus.
Ich glaube, wir haben nur auf diese Art und Weise
eine Chance, gemeinsam Europapolitik zu formu-
lieren. Wir werden den Verlauf der Debatte hier in
diesem Hause und in den anderen Hohen Häusern
mit großem Interesse verfolgen.

Meine Damen und Herren, man muss diese De-
batte breit und intensiv führen. Aber schon heute
muss dieser Antrag auf den Weg gebracht werden,
um noch bis zum Gipfel Aufmerksamkeit zu erlan-
gen. Deshalb beantrage ich für die SPD-Fraktion
sofortige Abstimmung. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Jahn:

Ich bedanke mich für die Einbringung dieses An-
trags der SPD-Fraktion. - Ich mache noch einmal
auf meine einleitende Feststellung aufmerksam,
dass beide Anträge nach übereinstimmender Auf-
fassung im Ältestenrat heute zusammen diskutiert
werden sollen. Das schließt natürlich nicht aus,
dass wir über beide Anträge getrennt diskutieren.
Ich habe jetzt eine Wortmeldung vorliegen, die
sich auf beide Anträge bezieht, sodass wir zunächst
einmal beide Anträge einbringen mussten. Das war
der Grund für meine Intervention.

Nun hat der Kollege von der Heide das Wort.

von der Heide (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Mitglieder des Ausschusses für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten sehen es sehr gern, wenn das
Thema Europa hier im Plenum behandelt wird. Ich
hätte mir wirklich gewünscht, dass das Thema
Grundrechtecharta hier in diesem Hause an einer
günstigeren Stelle besprochen wird.

(Beifall bei der CDU - Mientus
[SPD]: Das ist die Qualifikation des
Ältestenrats!)
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- Herr Mientus, wir wollen jetzt nicht kritisieren,
sondern nur bemerken.

(Zurufe von der SPD)

- Hören Sie bitte einmal zu, Herr Plaue; ich mache
das hier ja nicht aus Spaß. - Was den Antrag „Eu-
ropa ist das, was wir daraus machen“ betrifft,
können wir ja verstehen, dass der parlamentarische
Geschäftsführer der SPD-Fraktion keinen besonde-
ren Wert darauf gelegt hat, den Zeitpunkt zu ver-
schieben. Ich will damit nicht sagen, dass mich die
Fleißarbeit meines Kollegen Helmut Knebel nicht
überzeugt, aber es gibt da Dinge, lieber Kollege
Knebel, über die wir schon lange sprechen und die
wir im Ausschuss auch schon mit dem Minister
erörtert haben. Ich möchte jetzt einige Beispiele
anführen, an denen man dies festmachen kann.

Uns erfreut - das sage ich ganz bewusst auch mit
einem kritischen Unterton -, dass sich die SPD-
Fraktion und die Landesregierung diesem Thema
nun etwas intensiver widmen, nachdem sie es zehn
Jahre lang nur so nebenher haben laufen lassen.

(Zuruf von Mientus [SPD])

- Da, Herr Ausschussvorsitzender, stimme ich
Ihnen zu. Da haben Sie die Kurve gekriegt und
merken jetzt, wie wichtig Europa ist und wie es
sich hier im Lande nicht nur finanziell, sondern
auch in der Fläche auswirkt. Insofern noch einmal
der Appell: Vergessen Sie Europa nicht! Machen
Sie Europa nicht nur auf dem Papier, sondern
versuchen Sie, es auch in die Wirklichkeit zu
übertragen. Hier erkennen wir in der Tat noch
einige Defizite.

Herr Kollege Knebel, wenn ich zwei Dinge daraus
ziehe, dann auch ein bisschen Kritik an der Regie-
rung. Sie haben das Europahaus hier in Hannover
zu Recht angesprochen. Da ist der Minister ja
schon mächtig zurückgerudert. Ich finde es gut,
dass Sie ihn dahin gehend ermahnt haben, dass
dies kein Haus werden darf, in dem nur Broschü-
ren verteilt werden, sondern es muss ein Haus
werden, das Europa verkörpert, das auch europa-
politische Kompetenz verkörpert und in dem auch
Beratung stattfindet. An der Stelle sind wir wieder
bei Ihnen. Wir haben auch im Ausschuss schon
mehrfach darüber gesprochen, dass wir derartige
Einrichtungen wünschen, in denen Europa zentral
stattfindet und auch die Kompetenz gebündelt ist.

Was nun das Haus in Brüssel anbelangt, sage ich
einmal Folgendes: Nehmen Sie einmal das Immo-

bilienkataster des Landes. Gucken Sie sich an,
welche überflüssigen Immobilien es dort gibt.
Machen Sie die zu Geld, und errichten Sie ein
richtiges Haus in Brüssel; denn das ist der wich-
tigste Part, den wir dort spielen können. Vorortprä-
senz in Brüssel, Lobbyismus für Niedersachsen.
Das müssen wir immer wieder einfordern. Zu
diesem Zweck muss auch Geld in die Hand ge-
nommen werden. Ich habe das auch dem Minister
Senff schon im Ausschuss gesagt.

Dazu gehört auch - diesbezüglich hat er auch schon
einen richtigen Ansatz gewählt -, dass unsere
Mitarbeiter in Richtung Europa geschult werden,
dass unsere Mitarbeiter auch in den Kommissionen
vor Ort tätig sind und um die Dinge wissen, die
dort laufen. Wenn Sie diesbezüglich unsere Hilfe
brauchen, werden Sie auch die Arbeitskreismit-
glieder der CDU-Fraktion an Ihrer Seite finden.

Tun Sie uns aber einen Gefallen: Da wir ohnehin
schon über viele Dinge miteinander sprechen -
beispielhaft erwähnen möchte ich nur einmal die
Regierungskonferenz ETC -, sollten wir uns nicht
auch noch mühsam mit Anträgen über solche
Angelegenheiten plagen, bei denen wir schon ein
großes Einvernehmen haben.

Abschließend noch einmal Folgendes: Die Fleißar-
beit erkenne ich an. Wenn es aber um Kritik geht,
sollten Sie diese auch verbindlich hier hinein
schreiben. Dann lässt sich leichter miteinander
reden, und man muss keine eineinhalb Seiten
durchlesen.

(Plaue [SPD]: Das geht doch noch!
Eineinhalb Seiten! Wenn es einein-
halb Ordner wären!)

Wir alle versuchen, aus Europa das Beste zu ma-
chen. Lassen Sie uns diesen Weg auch weiter
gehen, aber - wie gesagt - konstruktiv und nicht
plakativ. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Jahn:

Herr Kollege Wenzel hat jetzt das Wort.

Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich bin etwas verwundert über die Weichenstellung
der SPD im Ältestenrat. Wenn wir hier über einen
Antrag diskutieren, der nach dem Willen der SPD
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„das Thema Europa stärker in die Politik bringen
und in die Verwaltung hinein tragen“ und „eine
Verstärkung der Europapolitik des Landes offensiv
vorantreiben will“, dann ist es bedauerlich, wenn
wir über diese beiden Aspekte nur unter einem
Tagesordnungspunkt diskutieren. Ich habe hier
leider nicht die Freiheit zu sagen, dass ich meine
Redezeit um fünf Minuten ausdehne, um dann
auch noch zum zweiten Antrag sprechen zu kön-
nen. Deshalb werde ich mich jetzt auf den Antrag
zur Grundrechtecharta konzentrieren und zu dem
anderen Antrag nicht so viel sagen.

Vieles von dem, was dort steht, ist gut und richtig.
Das haben wir hier im Plenum und auch im Aus-
schuss schon gesagt und zum Teil auch selbst
gefordert. Diesbezüglich erwarten wir nun kon-
krete Umsetzungsmaßnahmen der Landesregierung
und auch einen konkreten Niederschlag im Haus-
halt. Andere Formulierungen, die etwa der Be-
weihräucherung des Ministerpräsidenten dienen,
halte ich dagegen eher für verzichtbar.

Wiederum andere Dinge vermisse ich aber. Dies
gilt etwa für die Frage, wie der Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten gestärkt
werden kann und wie wir in die Lage versetzt
werden können, auch als Landtag zeitnah über
wichtige Brüsseler Entwicklungen unterrichtet zu
werden. Was soll ich mit einem 15 cm hohen
Stapel EU-Richtlinien anfangen, wenn ich ihn erst
sechs Tage vor der Abstimmung im Plenum des
Bundesrates bekomme? In diesem Fall wird das
Mitentscheidungsverfahren zur Farce, worüber in
den Fraktionen im Prinzip ja auch Einigkeit be-
steht. Deshalb sollten wir bei der Beratung dieses
Antrags prüfen, ob wir einige Passagen aufnehmen
können, die für die Zukunft eine Verbesserung
dieser Situation gewährleisten.

Nach meinem Dafürhalten sollten wir in den An-
trag auch hineinschreiben, wie wir die Landesinte-
ressen definieren und welche verbindlichen Inhalte
und Ziele wir verfolgen. - So weit zum ersten
Antrag.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Thema
Grundrechtecharta: Als sich der Europäische Rat
auf dem Höhepunkt der Krise der Kommission
Santer in Köln traf, war man sich einig, dass man
jetzt gemeinsam nach vorn blicken müsse. Es
bewahrheitete sich eine alte Weisheit, nämlich:
Jede Krise ist auch eine Chance. Man beschloss an
dieser Stelle die Erarbeitung einer Europäischen
Charta der Grund-, Menschen- und Bürgerrechte.

Ein Lichtblick im Vergleich zu den Kungelrunden
der Europäischen Räte war auch die Arbeit des
Konvents unter dem Vorsitz von Roman Herzog.
Dem Konvent gehören neben Vertreterinnen und
Vertretern des Europäischen Parlaments und der
EU-Mitgliedstaaten auch Vertreter der nationalen
Parlamente an. Das Ergebnis kann sich wirklich
sehen lassen, auch wenn ich hoffe, dass noch eini-
ge Artikel überarbeitet werden, etwa der Passus zur
unternehmerischen Freiheit, der natürlich im Span-
nungsbogen zu Artikel 14 Abs. 2 unseres Grundge-
setzes - Sozialpflichtigkeit des Eigentums - steht.
Das ist hier der Maßstab. Zu den wirtschaftlichen
und sozialen Grundrechten erhoffe ich mir also
noch einige Konkretisierungen.

Elementar ist jedoch - das hat auch mein Kollege
Peter Rabe angesprochen, und das findet sich dann
auch in dem Antrag prioritär wieder - das Recht
auf die Einklagbarkeit individueller Grund- und
Freiheitsrechte vor Gericht. Ein Recht darf nicht
als Gnade gewährt werden, ein Recht ist nur dann
ein Recht, wenn jeder und jede Einzelne im Zwei-
fel auch die Möglichkeit erhält, sein oder ihr Recht
gerichtlich durchzusetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ergebnis des
Konvents zur Erstellung der Grundrechtecharta,
wird nicht mehr aus der Welt zu schaffen sein, und
das ist auch gut so. Auch wenn man sich in Nizza
vielleicht nur auf eine feierliche Proklamation
einigen sollte, muss das Ziel trotzdem klar sein:
Wir erwarten vom Europäischen Rat in Nizza
einen völkerrechtlich verbindlichen Vertrag.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Die Grundrechtecharta ist aber zugleich auch der
Beginn einer Diskussion über eine europäische
Verfassung. Wir haben deshalb auch einen Ände-
rungsantrag zu dem Antrag der SPD zur Regie-
rungskonferenz vorgelegt, der eindeutig sagt, in
welche Richtung der Dampfer fahren soll. Wir
werden diesen Antrag, der sich ja noch im Bera-
tungsverfahren befindet, hoffentlich im nächsten
Plenum zur Entscheidung bringen können.

Ich glaube, die europäische Debatte leidet oft
daran, dass konkrete Ziele zur Weiterentwicklung
Europas nie vereinbart wurden, sondern dass im-
mer nur der nächste mühsame Konsens der Minis-
terrunden am Horizont erkennbar war. Mit der
Berliner Rede von Außenminister Fischer wurde
dieses Stop and go durchbrochen. Noch in der
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Rolle des Privatmanns hat Fischer die Ziele skiz-
ziert, und, was noch viel wichtiger war, sie waren
mit Frankreich abgestimmt.

Ziel muss die Überwindung der demokratischen
Lähmung der europäischen Institutionen und die
Schaffung einer europäischen Verfassung sein.
Diese Verfassung muss drei grundlegende Ele-
mente enthalten: erstens die Grund-, Menschen-
und Bürgerrechte - darüber sprechen wir heute; das
ist die Grundrechtecharta -, zweitens die Definition
einer gleichgewichtigen Gewaltenteilung, die ein
europäisches Parlament und eine europäische
Regierung in die Lage versetzt, die gesetzgebende
und die exekutive Gewalt tatsächlich auszuüben,
und drittens die glasklare Kompetenzabgrenzung
zwischen EU, Nationalstaaten, Ländern und
Kommunen. Eine solche Verfassung sollte
schließlich der Bevölkerung Europas zu einem
Referendum vorgelegt werden.

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend sagen: Wir stimmen dem Antrag der SPD auf
sofortige Abstimmung zu. Sollte sich dafür keine
Mehrheit finden, möchte ich darum bitten, auch
eine Beratung im Ausschuss für innere Verwaltung
vorzusehen. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsident Jahn:

Zu dem Antrag unter Tagesordnungspunkt 28
- EU-Grundrechtecharta - möchte sich jetzt der
Kollege Eveslage äußern. Ich erteile ihm das Wort.

Eveslage (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die CDU-Fraktion begrüßt den Entwurf
der Charta der Grundrechte als wichtigen Beitrag
auf dem Weg der europäischen Integration. Die
Charta, wenn sie denn in Nizza beschlossen wird,
wird das Wertefundament der Europäischen Union
festigen und die demokratische und rechtliche
Kontrolle der europäischen Institutionen verbes-
sern.

Die Präambel definiert die Europäische Union als
Wertegemeinschaft. Durch die Bezugnahme auf
das geistig-religiöse Erbe der Europäischen Union,
durch die Festschreibung der Menschenwürde und
des Rechtes auf Leben, durch die Heraushebung
der zentralen Rolle des Individuums und durch die
ausdrückliche Betonung des Subsidiaritätsprinzips

bekennt sich die Charta zum europäischen Men-
schenbild auf christlich-abendländischer Grundla-
ge. Grundrechte und Grundfreiheiten der Bürge-
rinnen und Bürger gegenüber der Europäischen
Union werden erstmals klar und für jedermann
verständig zusammengefasst.

Allerdings ist diese Charta keine neue Rechts-
grundlage, sondern die Grundlagen für alles das,
was in der Charta zum Ausdruck kommt, finden
sich schon an unterschiedlichen und sehr verschie-
denen Stellen in den europäischen Verträgen.

(Rabe [SPD]: Wo ist der Daten-
schutz?)

Die CDU begrüßt die ausdrückliche Klarstellung in
Artikel 52 Abs. 2, wonach die Charta weder neue
Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die Euro-
päische Union begründet. Vielmehr garantiert die
Charta Grundrechtsschutz im Rahmen der Zustän-
digkeiten der Europäischen Union.

Die Zuständigkeitsverteilung im EU-Vertrag und
im EG-Vertrag bedürfen allerdings an vielen Stel-
len der Präzisierung. Die Verabschiedung der
Charta macht es deshalb notwendig, die Zustän-
digkeiten und die Kompetenzen zwischen der
Union und ihren Mitgliedstaaten umfassend abzu-
grenzen. Damit die Bürgerinnen und Bürger ihre
Rechte gegenüber den Organen der Europäischen
Union auch tatsächlich einklagen können, muss die
klare Kompetenzabgrenzung gleichzeitig verab-
schiedet werden.

Wir alle sollten - da möchte ich Herrn Rabe aus-
drücklich zustimmen - dem Vorsitzenden des
Grundrechtekonvents, Bundespräsident a. D.
Dr. Roman Herzog, für sein großes Engagement
beim Zustandekommen der Charta danken.

(Beifall bei der CDU und von Rabe
[SPD])

Meine Damen und Herren, die Erarbeitung der
Charta hat gezeigt, dass sich der Weg, in dem so
genannten Konvent neben Vertretern der nationa-
len Regierungen auch Vertreter des Europäischen
Parlaments und der nationalen Parlamente mitwir-
ken zu lassen, bewährt hat. Wir können beklagen,
dass die deutschen Länderparlamente nicht betei-
ligt waren. Aber die Länder als solche waren be-
teiligt, und zwar über den Bundesrat, durch das
Mitglied im Konvent, durch den thüringischen
Europaminister Gnauck.
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Das Ergebnis des Konvents ist ein Kompromiss,
der sinnvollerweise von keinem der Beteiligten
infrage gestellt werden darf, wenn er zum Erfolg
führen soll. Dazu gehört, dass eine Ausweitung der
erarbeiteten Grundrechtecharta um weitere, neue
Grundrechte, wie in dem Antrag der SPD gefor-
dert, illusorisch ist, zumindest in dem Umfang, in
dem das in dem vor uns liegenden Antrag formu-
liert ist. Roman Herzog hat die Grundrechtecharta
dem französischen Staatspräsidenten Chirac als
dem derzeit amtierenden Präsidenten der Europäi-
schen Union überreicht. Sie wird in Nizza feierlich
deklariert werden.

(Rabe [SPD]: Aber das heißt doch
nicht Stillstand der Debatte!)

- Darf ich bitte weiterreden, Herr Rabe?

Ich darf einmal fragen, welche Fassung die SPD-
Fraktion bei der Vorbereitung dieses Antrags
- wenn sie ihn denn selber vorbereitet hat -
zugrunde gelegt hat.

(Rabe [SPD]: Wir haben es selbst ge-
macht, und wir haben die neueste Fas-
sung zugrunde gelegt! Die steht im
Internet!)

Wir haben die neueste Fassung, die auch vom
Konvent als abschließende Fassung beschlossen
worden ist. Insofern darf ich Ihnen sagen:

Sie fordern in Ihrem Antrag z. B., den Datenschutz
in die Charta aufzunehmen. - Das ist schon ge-
schehen, und zwar in Artikel 8.

Sie fordern, zusätzlich das Recht auf Bildung in
die Charta einzuführen. - Das steht schon drin,
nämlich in Artikel 14.

Sie fordern, das Recht zu arbeiten in die Charta
aufzunehmen. - Das steht schon drin, und zwar in
Artikel 15.

Sie fordern, Minderheitenrechte aufzunehmen. -
Das steht schon in den Artikeln 21 und 22.

Sie fordern, Kinderrechte in die Charta aufzuneh-
men. - Die stehen schon drin, nämlich in den Arti-
keln 24 und 32.

(Beifall bei der CDU)

Sie fordern, soziale Rechte aufzunehmen - obwohl
Sie wissen, dass die Engländer dem nur schwer
zustimmen würden. Aber sie stehen trotzdem

schon drin, weil man nämlich einen Kompromiss
mit den Franzosen geschlossen hat. Sie wissen,
dass seit der Französischen Revolution soziale
Rechte zum Grundbestandteil des französischen
Verfassungsrechts gehören, auch wenn sie in
Frankreich ganz anders umgesetzt werden, als man
eigentlich vermuten könnte. Die Franzosen haben
darauf bestanden, dass sie in die Charta aufge-
nommen werden. Trotzdem fordert die SPD-
Fraktion in dem vorliegenden Antrag, soziale
Rechte in die Charta einzufügen. - Die stehen doch
drin, in Artikel 24!

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich das
vergegenwärtigen, sehen Sie, dass eine Verab-
schiedung des vor uns liegenden Textes heute aus
rein sachlichen Gründen gar nicht möglich ist.
Wenn wir das in der heutigen Sitzung beschließen
würden, würden wir uns allesamt ein Armutszeug-
nis ausstellen, dass wir die Charta nicht richtig
gelesen und nicht richtig verstanden haben. Wir
würden nämlich fordern, etwas aufzunehmen, was
schon längst in der Charta steht.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn eine Mitsprache
der Landesparlamente gefordert ist - der SPD-
Antrag zielt ja auf fünf norddeutsche Bundeslän-
der -, dann bitte in qualifizierterer Form.

Wir als CDU-Fraktion möchten gern, dass dieser
Antrag zumindest noch einmal im zuständigen
Fachausschuss beraten wird,

(Rabe [SPD]: Dann ist es zu spät! Das
wissen Sie genau! – Plaue [SPD]:
Schlafen Sie ruhig weiter!)

damit wir als Ergebnis etwas bekommen, was den
Adressaten der Entschließung deutlich macht, dass
sich der Niedersächsische Landtag in qualifizierter
Weise mit der Grundrechtecharta auseinander
gesetzt hat. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Jahn:

Herr Kollege Mientus hat das Wort.

Mientus (SPD):

Herr Kollege Eveslage, zu diesem Tagesordnungs-
punkt wollte ich eigentlich nicht sprechen. Nach
Ihren Ausführungen möchte ich aber doch eines
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dazu sagen. Sie wissen ganz genau, wie hier in
unserem Hause der parlamentarische Vorlauf ist.

(Vizepräsidentin Goede übernimmt
den Vorsitz)

Wenn sich eine Fraktion schon der Mühe unter-
zieht, sich der Problematik, die nicht nur für uns,
sondern für Gesamteuropa und auch für die bei-
trittswilligen Staaten wichtig ist, zu widmen und
Veranstaltungen durchführt, dann jedoch die Ent-
wicklung darüber hinweg geht – wir haben heute
schon mehrere Anträge diskutiert, die noch älter
sind – und die Dinge damit überholt sind, dann
kann man das nicht zum Vorwurf machen, um
davon abzulenken, dass die CDU-Fraktion nicht in
der Lage ist, sich überhaupt dieser Diskussion zu
stellen und dieses Thema aufzugreifen.

Vizepräsidentin Goede:

Herr Kollege Mientus, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Kollegen Eveslage?

Mientus (SPD):

Ja.

Vizepräsidentin Goede:

Bitte schön, Herr Kollege Eveslage!

Eveslage (CDU):

Verehrter Kollege Mientus, würden Sie mir denn
darin zustimmen, dass dann, wenn die SPD-
Fraktion wirklich ein ernsthaftes Interesse an ei-
nem einstimmigen Landtagsbeschluss zu diesem
zugegebenermaßen wichtigen Thema gehabt hätte,
die Möglichkeit bestanden hätte, vor der Einbrin-
gung des Antrages sich mit den Kolleginnen und
Kollegen der anderen Fraktionen kurzzuschließen,

(Zuruf von der SPD: Das haben wir
doch getan!)

damit solch peinliche Fehler, wie sie jetzt darin
stehen, nicht auftreten?

Mientus (SPD):

Herr Kollege Eveslage, mir steht es nicht zu, für
meinen Arbeitskreisleiter und für meine Fraktion
zu der Frage zu sprechen, wie man welche Dinge
hätte aushandeln können. Von dem Kollegen von

der Heide wurde angemahnt, gemeinsam das The-
ma Europa zu besprechen. Wenn Sie solche Stol-
perdrähte gefunden hätten, hätten Sie sich keinen
Zacken aus der Krone gebrochen, zum Kollegen
Rabe zu gehen und zu sagen: Moment einmal! Das
ist jetzt verfristet. Darüber ist die Entwicklung
wegen der Beratungen des Konvents hinwegge-
gangen. Wir müssen den Antrag modifizieren,
damit er aktuell ist. – Nun haben wir ihn so disku-
tiert, wie er zu dem Zeitpunkt eingebracht worden
ist, zu dem der Konvent mit seinen Beratungen
noch nicht so weit war. Das muss man zur Kennt-
nis nehmen. So etwas passiert uns hier öfter.

Ich wollte im Grunde nur darauf aufmerksam
machen, dass sich die SPD-Fraktion im Gegensatz
zu Ihnen sehr wohl in der Sache mit dieser Ange-
legenheit beschäftigt hat, dass sie eine Anhörung,
dass sie eine Veranstaltung mit den vier anderen
norddeutschen Ländern durchgeführt und sich der
Sache gewidmet hat.

Hinterher – um das einmal nichtparlamentarisch zu
sagen – klugzuscheißen, ist natürlich nicht in Ord-
nung. - Das nur zu diesem Thema, zu dem ich
mich eigentlich nicht gemeldet hatte.

Gemeldet hatte ich mich zu dem Antrag „Europa
ist das, was wir daraus machen“. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, Europa ist in der Tat
das, was wir daraus machen. Aber Europa findet
auch dann statt, wenn wir nichts daraus machen.
Das haben wir in den vergangenen Jahren gemein-
sam wunderbar geschafft.

Das muss sich natürlich ändern. Das, mein lieber
Kollege Lutz von der Heide, kann nicht lediglich
dadurch geschehen, dass wir die Verfahrensweisen
beklagen, wie sie in unserem Hause bestehen.
Vielmehr müssen wir die Themen aufgreifen und
sie transportieren, und zwar nicht nur, aber in
erster Linie in unserem Ausschuss. Das ist unsere
oberste Pflichtaufgabe. Als Ausschussvorsitzender
bin ich bereit, das Notwendige dafür zu tun. Wir
müssen dies aber auch bei den anderen Fachaus-
schüssen einfordern. Unumwunden sage ich hier
aus meiner persönlichen Sicht: Gott sei Dank
findet Europa mit Ausnahme von Kultus bzw.
Schule sonst überall statt. Wir haben die Fachaus-
schüsse dahin zu bekommen, dass sie sich darum
kümmern.

Wir haben aber auch Signale für die Landesparla-
mente zu setzen, wenn die anderen dies nicht tun,
um den Europagedanken in der Region zu fördern
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und zu transportieren. Ich hoffe, dass das bis in die
Kommunen reicht. Ich bin dem Kollegen Eveslage,
dem Kollege Endlein und den kommunalen Spit-
zenverbänden sehr dankbar, dass sie in ihren Zeit-
schriften verbreiten, was sich im Einzelnen ab-
spielt, und dass das diskutiert wird.

Wir können Europa einfach nicht ignorieren. Hier
müssen wir gemeinsam vorgehen. Wir können es
aber nicht dabei bewenden lassen, dass wir nur
darüber Klage führen, in welcher Art und Weise
wir das behandeln, sondern wir müssen in der
Sache diskutieren. Hierfür muss jeder Fachaus-
schuss seine Arbeit tun. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, der Kollege Schwar-
zenholz hat jetzt das Wort. – Bis zu zwei Minuten,
Herr Schwarzenholz.

Schwarzenholz (fraktionslos):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
schon bemerkenswert, wie die CDU-Fraktion in
dieser Frage vorgeht, was die Beschlussfassung zur
Grundrechtecharta angeht. In einem föderalen
Staat hat man natürlich eine besondere Verant-
wortung, sich zu diesen Komplexen zu äußern. Wir
haben eben in Deutschland keinen zentralistischen
Staat. Diese Chance zu vergeben, finde ich leicht-
fertig.

Ich wollte aber eigentlich zu dem anderen Antrag
der SPD-Fraktion sprechen, und zwar zu einem
Punkt, der noch nicht angesprochen worden ist,
den ich aber für sehr bedenklich halte. In Ihrem
Antrag „Europa ist das, was wir daraus machen“,
wird sehr stark auf die niedersächsische Interes-
senlage abgestellt. Ich glaube, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wichtiger als die Frage, was das
Niedersachsen nutzt, ist die Frage, ob das Gesamt-
projekt Europa erfolgreich ist. Das ist nämlich die
Voraussetzung dafür, dass alle gemeinsam zum
gegenseitigen Nutzen daraus Erfolg ziehen können.

Dazu gehört etwas, was die SPD in Niedersachsen
auch nach mehreren Jahren offensichtlich nicht auf
die Reihe bringt. Es gibt nicht nur mittel- und
osteuropäische Staaten, die zur EU gehören wol-
len, sondern es gibt auch drei beitrittswillige Län-
der in Südeuropa. Das sind Malta, Zypern und die
Türkei. Es kann nicht angehen, dass wir uns im
Prinzip so verhalten, als gäbe es nur eine Art Ost-

West-Achse, sondern wir haben auch eine Ver-
pflichtung gegenüber dem Süden. Diese muss
entsprechend betont werden. Da muss auch  Nie-
dersachsen aktiv werden. Gerade im Hinblick auf
die Türkei und auf Zypern gibt es einige Interes-
senlagen, die auch von Niedersachsen aus ein
Handeln erforderlich machen. Dabei handelt es
sich z. B. um den hohen Anteil von Menschen, die
bei uns leben und aus diesen Ländern stammen.

Ich selbst hatte vor zwei Wochen einen nordzypri-
otischen, also einen türkisch-zypriotischen Partei-
führer hier im Landtag zu Gast, der sich darüber
informieren wollte, welche Erfahrungen aus der
deutschen Einigung für die Situation in Zypern zu
ziehen sind, welche Voraussetzungen man für die
Frage erlernen kann, was nach einer möglichen
Verständigung in Zypern geschieht. Ich habe auch
bei dieser Gelegenheit die Erfahrung gemacht, dass
es wichtig ist, dass wir uns dort engagieren.

Das Gleiche gilt für die Türkei. Ich erwarte, dass
der Beitrittswunsch der Türkei – anders als die
CDU dies tut – offensiv unterstützt wird und dass
man ihn als Chance zur Demokratisierung der
Türkei und zur Erweiterung der Grundlage der
Europäischen Union versteht, diesen Wunsch aber
nicht einfach lapidar mit dem Begriff „christliches
Abendland“ beiseite schiebt.

(Gansäuer [CDU]: Was noch nie je-
mand getan hat!)

Vizepräsidentin Goede:

Herr Kollege Rabe, bitte schön!

(Möllring [CDU]: Muss das sein?)

Rabe (SPD):

Das muss sein. - Frau Präsidentin! Meine Damen
und Herren! In zwei Punkten möchte ich versu-
chen, den Nebel zu lichten, den die Nebelkerzen
hinterlassen haben, die Herr Eveslage geworfen
hat. Herr Eveslage, ich habe Ihnen das vorhin
schon gesagt: Unser Antrag beruht auf dem Ergeb-
nis einer Anhörung, die wir am 7. September auf
der EXPO durchgeführt haben. Zu dieser Anhö-
rung sind alle Fraktionen des Landtages eingeladen
worden. Die Grünen waren dankenswerterweise
anwesend. Die CDU nicht.

Der zweite Punkt. Ich hatte Ihnen schon einmal
gesagt, dass es sich bei diesem Antrag um einen
gemeinsamen Antrag in fünf Länderparlamenten
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handelt. Sie können sich vorstellen, dass die Ab-
stimmung komplizierter war, als wenn wir ledig-
lich in unserer eigenen Fraktion eine Abstimmung
hätten herbeiführen müssen. Der Antrag beruhte
auf dem Erkenntnisstand des Konventes vom
7. September 2000.

Wir haben die Minimalforderungen der Länder-
parlamente aufgeschrieben. Wenn sie erfüllt wor-
den sind, dann erfreut uns das natürlich sehr. Das
ist aber kein Grund, diese Diskussion nicht zu
führen, die Debatte einzustellen und einfach zu
sagen: Wir kümmern uns gar nicht um diesen
ganzen Komplex.

(Zustimmung bei der SPD – Eveslage
[CDU]: Das haben wir nicht gemacht!
Wir haben gesagt: Wir wollen es im
Ausschuss gründlich behandeln!)

Dritter Punkt. Bis gestern gingen wir davon aus,
Herr Eveslage, dass die CDU-Fraktion diesem
Antrag zustimmt. Wenn Sie heute muksch sind,
dann ist das meines Erachtens ein schlicht kindi-
sches Verhalten, das dieser wichtigen Rechtsmate-
rie nicht würdig ist.

(Beifall bei der SPD – Buß [SPD]: So
ist es! Gestern wolltet ihr noch zu-
stimmen!)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, jetzt hat der Herr Mi-
nister Senff das Wort.

Senff, Minister für Bundes- und Europaange-
legenheiten:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die gute Botschaft heute lautet: Europa
findet hier statt.

(Buß [SPD]: Ob die CDU will oder
nicht!)

Das ist richtig, und deshalb bin ich der SPD-
Fraktion dankbar dafür, dass sie diese beiden An-
träge heute im Landtag zur Debatte gestellt hat.

Der erste Antrag „Europa ist das, was wir daraus
machen“ unterstützt die Anstrengungen der Lan-
desregierung, sowohl die Wahrnehmung der euro-
päischen Interessen des Landes zu intensivieren –
 daraus, dass das notwendig ist, habe ich nie einen
Hehl gemacht – als auch die europapolitische

Kompetenz der niedersächsischen Landesverwal-
tung insgesamt zu stärken. Lassen Sie mich aus
dem sehr umfangreichen, sehr detaillierten und
kenntnisreichen Antrag drei Punkte aufgreifen:

Punkt 1: Qualifizierungsoffensive. – Auf einen
gemeinsamen Vorschlag von Innenminister Bart-
ling und mir hin hat die Landesregierung am
11. Juli eine Qualifizierungsoffensive für Europa
in der Landesverwaltung beschlossen.

(Decker [CDU]: Das wurde auch Zeit
– nach zehn Jahren!)

Ich habe Ihnen diesen Kabinettsbeschluss zuge-
schickt.

Wir wollen mit diesem Beschluss erreichen, dass
niedersächsische Interessen verstärkt in den euro-
päischen Einigungsprozess eingehen und dass die
Chancen, die Europa unweigerlich bietet, vom
Land intensiver genutzt werden können. Künftig
müssen bei der Besetzung von herausgehobenen
Führungspositionen in der Landesverwaltung
europapolitische Kompetenzen nachgewiesen
werden.

(Möllring [CDU]: Gilt das auch für
den Minister?)

- Wenn Sie den Kabinettsbeschluss gelesen hätten,
dann wüssten Sie das. Damit haben Sie offenbart,
dass Sie es nicht getan haben. Aber ich sage Ihnen
das: Das gilt auch für die politische Führungsebe-
ne. – Damit habe ich Ihnen wahrscheinlich die
Mühe abgenommen, den Kabinettsbeschluss nach-
zulesen. Vielleicht sollten Sie in Zukunft keine
Zwischenrufe zu Sachen machen, von denen Sie
keine Ahnung haben.

(Zustimmung bei der SPD – Decker
[CDU]: Ob er Ahnung hat, das beur-
teilen Sie, oder wie? - Unruhe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was die
internationalen Erfahrungen angeht, so kommt der
Vertretung des Landes bei der EU in Brüssel eine
herausragende Bedeutung zu, und zwar sowohl bei
den angestrebten Praktika als auch bei den länger-
fristigen Aufenthalten, die in dem eben genannten
Kabinettsbeschluss erwähnt wurden. Wir, d. h. die
Landesregierung, die Europaabteilung in der
Staatskanzlei und die Ressorts, arbeiten an weite-
ren Maßnahmen, um diesen zugegebenermaßen
sehr schwierigen Prozess einer Qualifizierungsof-
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fensive weiter voranzutreiben und den Kabinetts-
beschluss umzusetzen.

Punkt 2 - das wurde heute schon mehrfach ange-
sprochen und angemahnt -: Vertretung des Landes
Niedersachsen bei der EU in Brüssel. – In dem
vorliegenden Entschließungsantrag wird der Aus-
bau der Landesvertretung angemahnt – zu Recht
angemahnt, meine Damen und Herren.

(Decker [CDU]: Weil zehn Jahre
nichts gemacht worden ist!)

Angesichts steigender Anforderungen an die Ver-
tretung – Sie erinnern sich an das, was ich zur
Qualifizierungsoffensive gesagt habe – rennen Sie
damit bei uns offene Türen ein.

(Unruhe)

Das Gebäude kann nicht erweitert werden. Jeder,
der schon einmal in Brüssel getagt hat, der unten in
der Garage war, das Glück hatte, mit einem Rau-
cher oder mit zwei Rauchern zusammenzusitzen,
der weiß, dass nach einer halben Stunde Konzent-
rationsübungen notwendig sind, jedenfalls eine
vernünftige Diskussion, eine vernünftige Arbeit
über einen längeren Zeitraum dort nicht zu machen
ist.

Wir planen einen Neukauf, einen Neubau. Was
immer uns an vernünftigen und nutzbaren Gebäu-
den in Brüssel angeboten wird, werden wir einer
ordentlichen Prüfung unterziehen und im Zweifels-
fall kaufen. Allerdings – ich muss ein wenig Was-
ser in den Wein gießen – ist die Nachfrage nach
repräsentativen Gebäuden in Brüssel ungeahnt
groß. Der Markt ist quasi leer gefegt.

(Unruhe)

Auf jedes Objekt stürzen sich mehrere Nachfrager.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Auf diese Art und Weise ist es schwer, zu halb-
wegs vernünftigen Preisen zum Zuge zu kommen.
Wir sind intensiv auf der Suche nach passenden
Räumlichkeiten. Ich habe die Hoffnung, dass wir
in einem überschaubaren Zeitpunkt zum Erfolg
kommen.

(Zustimmung von Mientus [SPD])

Wichtig ist Folgendes: Um jederzeit handlungsfä-
hig zu sein, haben wir Ihnen, dem Parlament,
vorgeschlagen, eine Verpflichtungsermächtigung

in Höhe von 18 Millionen DM für eine entspre-
chende Brüsseler Immobilie auszubringen. Wir als
Landesregierung wären Ihnen sehr dankbar, wenn
Sie diesem Vorschlag folgen könnten.

Punkt 3: Europahaus. – Wie Sie wissen, beabsich-
tigt die Landesregierung, eine Anlaufstelle für alle
zentralen Fragen der europäischen Politik einzu-
richten. Kernpunkt ist und bleibt das europäische
Informationszentrum für Bürgerinnen und Bürger.
Das Zentrum wird an einer gut erreichbaren Stelle
in Hannover eingerichtet werden. Die Verhandlun-
gen laufen. Es soll dazu beitragen, den Europage-
danken in der Bevölkerung positiv zu verankern.

(Unruhe)

Frau Präsidentin, ich habe vor, zu beiden Tagungs-
ordnungspunkten zu sprechen.

(Möllring [CDU]: Das machen wir
auch! Das steht schließlich in der Ta-
gesordnung!)

Das sage ich wegen der Lampe hier.

Themen werden sein z. B. die Osterweiterung,
selbstverständlich ein europäisches Grundgesetz.
Diese Zentrale wird jedenfalls nicht zu dem de-
klassiert werden, was hier eben angesprochen
wurde. Sie wird kein Büro zum Verteilen von
Broschüren sein; jedenfalls wird das nicht die
zentrale Aufgabe sein.

Wir werden den zweiten Teil des Europahausge-
dankens, nämlich den Lotsendienst durch den
Förderdschungel, in der Europaabteilung der
Staatskanzlei umsetzen. Ein Netzwerk von Exper-
ten ist erstellt. Ich werde Ihnen dieses Netzwerk in
den nächsten 14 Tagen, drei Wochen zugänglich
machen. Ein Workshop, der sich mit den Fragen
des Beratungsstandards beschäftigt, ist in Vorbe-
reitung.

Nun zu dem zweiten Entschließungsantrag: EU-
Grundrechtecharta. – Meine sehr verehrten Damen
und Herren, es geht darum, diesen theoretischen
Entwurf für 500 Millionen Europäerinnen und
Europäer in die Praxis umzusetzen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Lassen Sie mich für die Landesregierung deshalb
Folgendes feststellen:

Wir begrüßen den in Ihrem Entschließungsantrag
formulierten Ausdruck der Verantwortung des
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Landtags für den Ausbau der Grundrechte auch im
europäischen Kontext. Die Charta ist ein beeindru-
ckendes Dokument europäischer Grundrechtsent-
wicklung und wird inhaltlich, wenn ich das richtig
sehe, von allen Bundesländern insgesamt mitgetra-
gen.

Natürlich gibt es Fragen in den Details. Die sind
offen. Die müssen geklärt werden. Aber alle diese
Fragen sind in der Praxis überwindbar.

Vizepräsidentin Goede:

Herr Minister Senff, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. - Meine Damen und Herren, es ist hier ein-
fach zu unruhig. Ich bitte Sie, Ihre Gespräche
außerhalb des Plenarsaals fortzusetzen. Wir warten
so lange, bis es ruhig ist.

Senff, Minister für Bundes- und Europaange-
legenheiten:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir
unterstützen deshalb nachdrücklich, dass die Re-
gierungskonferenz in Nizza einen Grundsatzbe-
schluss zu der Charta vorbereiten und hoffentlich
auch fassen wird, also mehr als eine feierliche
Deklaration ergehen wird. Das ist zwingend, und
das ist notwendig. Mit Nizza – das ist auch in der
Debatte heute deutlich geworden; ich unterstreiche
das – haben wir unser Ziel nicht erreicht. Offen
bleiben Fragen nach dem Status der Charta. Offen
bleiben Fragen wie die im Zusammenhang mit der
Kompetenzabgrenzung – für uns Länder im Hin-
blick auf die Bundesregierung eine eminent wich-
tige Frage. Nach wie vor offen bleibt ebenfalls die
Frage der Zusammenfassung und Straffung der
bestehenden Verträge.

Pointiert heißt das, was ich eben gesagt habe: Wir
wollen, wir müssen und wir werden nach Nizza die
Diskussion über ein europäisches Grundgesetz
führen. Kanzler Schröder hat für diese Debatte
einen Zeitpunkt vorgegeben: eine erneute Regie-
rungskonferenz im Jahr 2004.

(Unruhe)

Lassen Sie uns in Ihrem Sinne, im Sinne der An-
tragsteller und derjenigen, die diesen Antrag unter-
stützen, diese Zeit nutzen! Lassen Sie uns nach
Nizza eine breite öffentliche Debatte eröffnen!
Daran müssen selbstverständlich beteiligt sein das
Parlament, die Parlamente, das Europäische Par-
lament, die Nationalparlamente, auch die Länder-
parlamente. Deshalb halte ich die heutige Debatte

für einen ersten wichtigen Schritt auf diesem We-
ge.

Wir müssen in und mit den neuen Beitrittsländern
debattieren; denn diese werden davon betroffen
sein. Vor allen Dingen müssen wir mit unserer
eigenen Bevölkerung debattieren. Das ist das
Wichtigste in diesem gesamten Prozess; denn ein
europäisches Grundgesetz bietet die große Chance,
die Bevölkerung wieder positiv mit dem europäi-
schen Gedanken zu beschäftigen, ihr auch Fragen
und Entscheidungen zu einem europäischen
Grundgesetz vorzulegen und sie darüber entschei-
den zu lassen. In meinen Augen stellt sich damit
die Aufgabe - Herr Wenzel hat das für sich bzw.
für die Grünen angedeutet -, am Ende eines sol-
chen Prozesses zu klären, ob über ein europäisches
Grundgesetz durch einen wie auch immer gearteten
Volksentscheid entschieden werden soll. - Ich
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, der Kollege Eveslage
hat nach § 71 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung
zusätzliche Redezeit beantragt. - Bis zu vier Mi-
nuten, Herr Kollege Eveslage!

Eveslage (CDU):

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. Mit dieser
Großzügigkeit hatte ich gar nicht gerechnet. Ich
werde mich bemühen, mich würdig zu erweisen.

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir sind hier bei einem Thema, das in
diesem Jahr sehr viele Menschen in der Europäi-
schen Union bewegt und das in den nächsten Jah-
ren sicherlich noch mehr Menschen bewegen wird,
insbesondere die in den Beitrittsländern. Wenn wir
diese Diskussion als Landtag schon hier führen,
dann sollten wir auch darauf achten, dass wir dabei
selbst ein entsprechendes Niveau in der Debatte
einhalten, verehrter Kollege Mientus.

(Mientus [SPD]: Na, na, na!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
einmal ganz deutlich sagen: Die CDU-Fraktion ist
mit Ihnen völlig einverstanden darin, dass sich der
Niedersächsische Landtag mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union befasst. Was
wir kritisieren, ist, dass der Entwurf, der uns mit
Datum vom 28. September von Ihrer Fraktion
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vorgelegt worden ist, Forderungen zur Ausgestal-
tung dieser Charta enthält, die in der Charta selbst
längst enthalten sind: das Grundrecht auf Daten-
schutz, das Recht auf Bildung, das Recht zu arbei-
ten, Minderheitenrechte, Kinderrechte, soziale
Rechte,

(Unruhe bei der SPD - Zuruf von der
SPD: Das wissen wir!)

- Wenn Sie es wissen, dann ist es umso beschä-
mender, dass Sie dann noch den Antrag stellen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU - Zu-
rufe von der SPD)

- Herr Rabe, warum stellen Sie Anträge zu Dingen,
die schon geregelt sind? Das zeugt doch nur davon,
dass Sie den richtigen Zeitpunkt für diese Debatte
verschlafen haben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU)

Wie wir eben von Herrn Rabe gehört haben, hat
der Konvent unter dem Vorsitz unseres Bundesprä-
sidenten a. D. Dr. Roman Herzog, dem wir alle für
seine Arbeit gedankt haben, neun Monate lang
gearbeitet, hat insgesamt 50 Sitzungen abgehalten.
In der 50. Sitzung am 2. Oktober ist die Fassung
der Charta verabschiedet worden, die der Öffent-
lichkeit am 28. September

(Zurufe von der SPD)

vorgestellt worden ist. Die zweitletzte Fassung
dieser Charta ist der Öffentlichkeit am
21. September übermittelt  worden. Wenn Sie sich
mit der Sache wirklich befasst hätten, dann hätten
Sie mit Ihrem Antrag vom 27. September zumin-
dest die zweitletzte Fassung der Charta vom
21. September zugrunde legen können,

(Zuruf von Rabe [SPD])

in der die Grundrechte, die Sie fordern, auch schon
enthalten sind.

(Lebhafter Beifall bei der CDU - Zu-
rufe von der SPD)

Deswegen sage ich Ihnen: Wenn wir als Nieder-
sächsischer Landtag bei diesem Thema „Europäi-
sche Union, Grundrechtecharta der Europäischen
Union“ qualifiziert mitreden wollen - ich halte eine
solche Mitsprache für notwendig -, dann sollten
wir das mit einer Entschließung machen, die der
Sache gerecht wird, statt den Antrag in der vorlie-

genden Fassung zu beschließen, wodurch sich der
Niedersächsische Landtag insgesamt bei allen
denen blamierte, die in der Sache Bescheid wissen.

(Zurufe von der SPD)

Deshalb sollte dieser Antrag nicht in der vorlie-
genden Fassung beschlossen werden - das darf auf
keinen Fall geschehen -, sondern sollte zunächst im
Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten
behandelt werden.

(Starker Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, auch der Kollege Wen-
zel hat nach § 71 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung
zusätzliche Redezeit beantragt. - Herr Kollege
Wenzel, bis zu zwei Minuten!

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Wenzel (GRÜNE):

Vielen Dank, Frau Präsidentin! - Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich hatte die Hoffnung, dass wir
hier vielleicht doch noch zu einer gemeinsamen
Position kommen, d. h. dass wir auch die CDU-
Fraktion würden überzeugen können, um heute
einen gemeinsamen Beschluss fassen zu können.

(Schünemann [CDU]: Nein, das
schaffen wir nicht!)

Diplomatische Formulierungen, wie sie der Mi-
nister hier gewählt hat, sind natürlich immer kont-
raproduktiv,

(Beifall bei der CDU)

wenn man am Ende denn doch noch zu einer ge-
meinsamen Beschlussfassung kommen will.

Lassen Sie mich nur noch einen Satz zu der Frage
von Herrn Eveslage sagen, warum in dem Antrag
Sachen stehen, die in der letzten Fassung der
Grundrechtecharta jetzt schon enthalten sind. Diese
Grundrechtecharta ist ja noch nicht abschließend
beschlossen. Sie wird dem außerordentlichen
Europäischen Rat in Biarritz jetzt vorgelegt wer-
den. Endgültig beschlossen werden soll sie im
Dezember in Nizza. Hoffentlich wird das in der
Form geschehen, dass diese Grundrechtecharta in
die Europäischen Verträge aufgenommen wird.
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Bis dahin wird es noch ein hartes Ringen um viele
der Artikel geben, die in dem vorliegenden Antrag
genannt sind. Da wird es etwa um folgende Fragen
gehen: In welchem Verhältnis steht die unterneh-
merische Freiheit zu den sozialen Rechten? Was
passiert mit dem Schutz des menschlichen Ge-
noms, wird das wirklich festgeschrieben, oder
setzen sich hier andere Lobbygruppen, Interessen-
verbände durch, die das dort nicht so klar festge-
schrieben haben wollen?

Deshalb finde ich es richtig, dass wir das - wenn
wir das denn heute beschließen würden - noch
einmal anführen. In einer Grundrechtecharta, die
am Ende dabei herauskommt, muss der Schutz des
menschlichen Genoms enthalten sein, muss das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung ent-
halten sein, und darin muss auch stehen, welche
sozialen Rechte es gibt. Deshalb halte ich es für
richtig, dass wir das in der vorliegenden Fassung
beschließen. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, auch der Kollege Rabe
hat zusätzliche Redezeit beantragt. Bis zu vier
Minuten!

Rabe (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
mache es sehr kurz. Ich kann aber nicht den Ein-
druck hier im Saal stehen lassen, dass das richtig
ist, was der Kollege Eveslage hier gesagt hat. Herr
Kollege Eveslage, wenn wir mit diesem Antrag so
verfahren, wie Sie das wollen, dann - das wissen
Sie ganz genau - wird dieser Antrag nach der Be-
ratung im Ausschuss, die frühestens am nächsten
Montag durchgeführt werden könnte, und wenn er
denn dann hier beschlossen wird, Rechtsgeschichte
sein. Das heißt: Wir müssen den Antrag heute so
beschließen, wie Sie ganz genau wissen.

(Eveslage [CDU]: Wir blamieren uns!
- Weitere Zurufe von der CDU)

Wenn Sie dann darauf hinweisen, dass die vorlie-
gende Fassung des Antrags etwa dem entspricht,
was der Konvent will, dann ist das völlig in Ord-
nung. Die letzte Tagung des Konvents war nach
der Beschlussfassung über unseren Antrag. Wir
hätten den Antrag also korrigieren können. Das
hätte aber vorausgesetzt, dass wir den Antrag noch

einmal mit den vier anderen Bundesländern ab-
stimmen. Im Gegensatz zu der CDU-Fraktion hier
wird die CDU-Fraktion in Bremen diesem Antrag
zustimmen, und zwar auch im Oktober-Plenum.
Warum Sie das hier nicht machen, das erklären Sie
einmal der Öffentlichkeit!

(Starler Beifall bei der SPD - Zurufe
von der CDU)

Vizepräsidentin Goede:

Meine Damen und Herren, damit ist die Redner-
liste abgeschlossen, und ich beende die Beratung.
Wir kommen zur Abstimmung.

Zunächst lasse ich über den Antrag unter Tages-
ordnungspunkt 27 „Europa ist das, was wir daraus
machen“ abstimmen. Der Ältestenrat empfiehlt
Ihnen, den Antrag zur federführenden Beratung
und Berichterstattung an den Ausschuss für Bun-
des- und Europaangelegenheiten und zur Mitbera-
tung an den Ausschuss für Haushalt und Finanzen,
den Ausschuss für Wissenschaft und Kultur und
den Ausschuss für Verwaltungsreform und öffent-
liches Dienstrecht zu überweisen. Wenn Sie dem
Ihre Zustimmung geben wollen, dann bitte ich um
ein Handzeichen. - Stimmt jemand dagegen? - Das
ist nicht der Fall. Möchte sich jemand der Stimme
enthalten? - Sie haben einstimmig so beschlossen,
meine Damen und Herren.

Damit kommen wir zur Abstimmung über den
Antrag in der Drucksache 1896 unter Tagesord-
nungspunkt  28. Hierzu hat die Fraktion der SPD
sofortige Abstimmung beantragt. Nach § 39 Abs. 3
unserer Geschäftsordnung kann der Landtag so
verfahren, sofern nicht mindestens 30 Mitglieder
des Landtags dem widersprechen. Entsprechend
unserer Geschäftsordnung frage ich deshalb zu-
nächst, ob Ausschussüberweisung beantragt wird.

(Zurufe von der CDU - Buß [SPD]:
Eine schwache Leistung!)

- Das ist der Fall. Da Ausschussüberweisung be-
antragt worden ist, frage ich, wer dieser zustimmen
möchte. - Das für eine Ausschussüberweisung
erforderliche Quorum von 30 Mitgliedern des
Landtags ist erreicht. Damit ist das so beschlossen.

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, meine Damen
und Herren, den Antrag zur federführenden Bera-
tung und Berichterstattung an den Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten und zur Mit-
beratung an den Ausschuss für Rechts- und Ver-
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fassungsfragen zu überweisen. Der Kollege Wen-
zel hat beantragt, den Antrag zur Mitberatung
außerdem an den Ausschuss für innere Verwaltung
zu überweisen. Wenn Sie dem folgen möchten,
dann bitte ich um ein Handzeichen. - Stimmt je-
mand dagegen? - Das ist nicht der Fall. Möchte
sich jemand der Stimme enthalten? - Auch nicht. -
Dann haben Sie so beschlossen, meine Damen und
Herren.

Wir sind am Ende unserer Tagesordnung ange-
langt. Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Feier-
abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss der Sitzung: 18 Uhr.


